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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXX über 
die Presse und andere publizistische Medien 

(Mediengesetz ) 

Der Nationa!lrat hat beschtlossen: 

ARTIKEL I 
(Verfassungsbestimmung) 

Meinungs- und Informationsfreiheit 

§ 1. (1) jledel'lmann halt das R.echt, sein.e Mei­
nung frei zu ~ußer:n und zu vertreten. Dieses 
Recht schließt .die Freiheit ein, unbehindert von 
behör,dllichen EI1Igl1iffen und ohne Rrück,sicht a'Uf 
Boundes- und Landesgr.enzen Informa1lionen und 
Ideen aller Art in Wort, Schrift, Druck, :Bild, 
Tön öder in einem anderen V:erstäDldigungsmittel 
eigener Wahl ZIU suchen, 2)U empfangen, mitzu­
teillen und zu verlbreiten. 

(2) Jede Zensur ist unzulässig. Die AiUsübung 
des Rechtes auf freie Meinungsäußel'ung und 
Inlformation darf auch nicht durch das Konzes­
sionssystem beschränkt werden. Dies schließt es 
aber nicht ;lIUS, die Inbetriebnahme ron Rund­
funk- und Lichtspielunternehmen durch Ges·etz 
an eine Genelhm'igung zu binden. 

(3) Da die Ausiibung' dieser Fr,eiheiten Pflichten 
und Verantwortung mit sich bringt, kann sie 
durch Gesetz insoweit Beschränkungen unter­
worfen werden, als dies in einer demokratischen 
Gesellscha,ft im Interesse der nationalen Sicher­
he~t, der Illerritoriarlen UOV1ensehrtlhei<r, der Auf­
redtte~har1ltUJflg Idler öf};entlichen Sicherheit und 
der Ordnung, der Verbrechensverhütung, des 
Schutzes der Gesundlheit, der Monl, des guten 
Ruf.es Oider der Rlechte ,a.nderer, ZJUir V:errhiooe-' 
runlg der Verbreitung vertraulicher Nachrichten -
öder zur Gewährleisnung des Ansehens urtd der 
Un.parteilichkeit der Rechtsprechung unentbehr­
lich ist. 

Medientreiheit 

§ 2. (1) Zur Sicherung des Rechtes auf freie 
Memungsäußel,"\ung und Informa,tion und - zur 
Förderung seiner Ausübung ist die volle Freiheit 
der Presse und des Rundfunks gewährleistet. 

Beschr;inkillngen dies.er Freiheit sind nur unter 
den im § 1 Aps. 2 und 3 bezeichneten Bedin­
gungen mit der Maßgarbe zulässig, daß die be­
hörd'J.iche EinstelLung von periodischen Druck­
werken sowie behördliche Post- und Fernmelde­
verrbote jeden{laUs unZltilässig sind. 

(2) Unrichtige oder irreführend unvol'lständige 
Tartsachenmittci1ungen in Pr,esse und Rundfunk 
bel1cchuig,en die hi,evon ,erhelblich betroffen:e P'er­
son zu einer EnugegllJUng mit annähernd glei­
chem Vieröff,endichun~W1ef't. Die näheren Be­
stimmungen über die E.ntgegnung .sitid durch 
Bundesgesetz festZIU,legen. 

(3) :Lm Hinlblickauf ihre Aufgabe für die 
öff,elntbic:hk,eilt~st ,der lBie9tand eimlervtiielifäo1tigen 
und unalJjhängigen Presse gewälhrleistet. 

(4) Rcun·dfunk ,iJsteine öff.entliche Aufgabe. 
Die näheren Bestimmungen über den Rundfunk 
und seine Or.g;llnisation sind bunde&gesettLlich 
fest:2lulegen. Ein solches :BundesgesetZ hat ~nsbe­
sondere Bestimmungen zu entJhalten, die die' 
ObjektiV1ität und Unparteilichkeit der Bericht­
erstattung, die B-etü<ksichtigung der Meinl\lngs­
vielifalt, die AUSigewögenheit der Programme so· 
wie die UrraJhhängigkeit der Personen und Or­
gane, die mit der Besorgung der im A:bs. 5 be· 
zeichneten Aufgaben betraut sind, gewährleisten. 

(S) Rlundfunk ist die für die Allg.emeinheit be­
stimmte Veroreioung vort batbietungen aBer 
Art in Wort, Ton und Bild unter Benützung 
elektrischer Schwingungen ohne V:erbindungs­
leil!Jung oder ilä.n:~s odler mitteLs :ei,1lteS Lei'ters 
sowie der :Betrieb von technischen Einrichtun­
gen, die diesem Zweck dienen. 

ARTIKEL II 

Erster Abschnitt 

Schutz der journalistischen Berufsausubung; 
Redaktiönsstatuten 

Schutz der journalistischen Berufsa:usübung 

§ 3. (1) Jeder Medienm:itarbeiter hat das Recht, 
seine Mitarbeit an der inhaltlidlen Gestalrung 
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einer Veröffenttlicl1Ulng zu verwJeligern, dfueseiner 
Meinung !in gruncbs:ttmlichen i&a.gen oder den 
Grurudsät2)en des j(mrna.ri:SIt~sch;en iB,eru'fes WJider­
sp~icht. 

(2) Seine Weigel1ung darf keine arbeitsrecht­
lichen Nachteile 2)ur Folge haben, es sei denn, daß 
d~e der Weig;erung zU'~l"1unde llieg,ende Mcinu:ng 
der Erklärung des Hemusgebers über die grund­
legende Richrung des periodi,schen Druckwerkes 
widerspricht. 

(3) Die vorstehenden Bestimmungen gelten 
ni'cht für die technisch redaktionelle Bearbei­
tung von Beiträgen und die Bearbeitung von 
Nachrichten. 

Vereinbarung und Kündigung von Redaktions­
statuten 

§ 4. (1) Für die Betriebe der periodischen 
Druckwerke und der Mediendienste, in denen 
dauernd mindestens fünf journallistisch tätige 
Arlbeitnehmer beschäftigt wel'den, sind Redak­
tionsstatuten zu vereinbaren. Sie können in 
Form eines Kollektivvertrages oder, 'insoweit 
darülber kollektivvertra.gliche Regelungen n'icht 
bestehen, in Form einer Vereinbarung zwischen 
dem Medienirrha:ber' und dem Redaktionsaus­
schuß abgeschlossen werden. 

1(2) Zu den VerhandJungen zwischen dem 
Medienin:haber und dem' Redaktionsarusschuß 
über den AJbschlußeines ·~ed:aktiJonJ~sta>turtJs sind 
der für die journalistisch tätigen Arbeitnehmer 
zuständige Betriebsrat und die für diese Arbeit­
nehmer 2'!uständige kollektivv,erualgsfähige frei­
willige Berufsvereinigung einzuladen. Betriebs­
rat und Bel1ufsvereinigung können giro durch 
Vertreter an den VerhandLungen beteiligen. 

«3) Der' Medieninhaiber und der Redaktions­
ausschuß können ein ~edaktionssnatut jeweils 
dem anderen gegenüber unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von sechs Monaten zum Mo­
nats1enzten schriftlich aufkündigen. Im Fall der 
Kündigung sind unverzüglich Verhandlungen 
über den Abschluß eines neuen l\edaktionssta­
tuts aufzunehmen. 

Inhalt der Redaktionsstatuten . . . 
§ 5. (1) Die Redaktionsstatutenhalben nähere 

Bestimmungen zu enthalten 
1. in Ansehung der Mitwirkung der journa­

lÜJstiJsch dtigJen Arheitnehmer ,an den p,u'b!li­
zis,tischen Aufgaiben über 

a) die Pflicht des Medieninha:bers, dafür zu 
sorgen, daß der Redaktionsausschuß über 
,alle' wesentlichen Vorhalben und Ände­
rungen in publizistischen Angelegenheiten 
und über alle geplanten Xnderungen der 
~echtsfioI'Dl oder . der Bigentums- und 
Beteiligungsverlhä1tnisse . des. Medienunter­
riehmen's, soweit' sie publizistische Bedeu-

bung haben können, ehestmöglich infor­
miert wird; 

b) das Recht des Redaktionsausschusses, zu 
solchen Vorhaben und Anderungen sowie 
auch sonst in aJlen wesentlichen publizisti­
schen Angelegenheiten Vorschlälge ~u er­
statten, 2'!U denen der Medieninhaher ehest­
mö:glich SteLlung zu nehmen lhJat; 

c) da.s Recht des Redaiktionsausschusses, vor 
Bestellung oder AJblbe11U'fiung des Ghefredak­
teurs oder eines Ressortleiters da-t;u ge­
hÖl1t zu werden und Vorschläge t;u erstat­
ten, zu denen der Medieninhalber ehest­
möglich SteHung zu nehmen hat; 

2. in Ansehung der Regelung der joum;tlisti­
schen BerufsalliSübung, insbesondere über 

a)die Pflicht des Chefredakteur" und anderer 
reda-ktione1ler V.or:gesetzter, von der be­
arbsichtigten Alblehnung eines Beitrages, in 
dem ein Medienmitarlbeiter seine Meinung 
(§ 3) zum Ausdl'uck bringt oder der ver­
,einbarungsgemäß mit dem Namen des Ver­
f~sel1s g~zeichnet veröff,errtlicht werden 
~dl,l, ,den ,ß,etroff,enen in Ken,ntnlis zu 'Setzen 
und bei bearbsichtigter Xndel'ung eines seJ­
chen B,ei·tlra~es mi't ,dem B;enroff,enen da-s 
Einve111whmendal1über zu suchen; 

b) die Pflicht des redaktioneHen Vorgesetzten, 
bei Nichteinigung über eine Xnderung eines 
1l'ament!lich g,ezeichneten Beitr;ag,es (Buch­
stalbe a) diesen zmrückzustellen, es sei denn; 
daß dadurch das zeitgerechte Erscheinen 
,oder die puJblizistische Wettbewerbsfäih.ig­
keit gef~hrdet wäre; in einem solchen FaH 
·darf der geänderte Beitr.ag nur dann unter 
dem N almen des Medienmitarbeiters ver­
öffentlicht werden, wenn dieser der Nen­
nung seines N"almens trotz der Xnderung 
zustimmt; 

c) .das Riecht des ,betroffenen Meruennnitarbei­
ters und redaktvonellen Vorgesetz.ten, bei 
Ablehnung oder bei Nichteinj,~ng über 
die Änderung des Beitralges (Suchst'3:ibe a) 
den Redarktionsaussch,uß anzurufen, der 
innerha,1b einer im Redaktionsstatut zu 
bestimmenden Frist eine Stellungnahme 
darülber zu erstatten hat, ob die. Ablehnung 
oder Änderung begründet ist; 

d) das Riecht des Redalktions.ausschusses und 
des redamtionellen Vorgesetzten, in Fällen, 
in denen der Redamtionsausschuß die Ab­
lehnung oder Xnderung des Beitr;ages miß­
billigt, die FeststelLung einer inneribetrieb­
lichen Schiedsinstanz darüber herbeiiZlUfüh­
ren, ab die Ablehnung oder Änderung be­
,gründet ist; 

e) clas Recht des Medienmitarlbeiters, eine 
Weisung in publizistischen Angelegenhei­
ten a1hz'ulehnen, die nicht von einem re-
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daktionellen VOligesetzten erteilt wird; dies 
gilt nicht fürChefr,edakteure. 

(2) Auch Medienmitarbeiter des Betriebes, die 
nicht Atibeitnehmer sind, aber ihre jO'umaEsti­
sche Tätigkeit für den Betrieb ständig und nicht 
blO'ß als wirtschalftJlich unbedeutende N~benbe­
schäftigungausüben, können sich auf Rechte' 
berufen, die in einem Redaktionsstatut durch 
Bestimmungen des im Abs. 1 Z. 2 belleichneten 
lnihalts 'e~n~eräUlmt werden. 

Schlichtungsverfahren und Schiedsspruch 

§ 6. (1) Kommt innerhabb von sechs Monaten 
von dem Ta.ge an, an dem dem Medieninlbaher­
oder dem Redaktionsa'llsschuß die Aufforder'llng 
des j,eweils anderen zugeg.an-gen ist, ein Redak­
tionsstatut abzuschließen, ein sO'lches nicht zu­
stande, so ha.ben der - Medieninh:liber und der 
Redaktionsausschuß binnen vierzehn Tagen je 
drei Vertreter 3JIs Mitglieder einer Schiedskom­
mission zu besteIlen. Je einer dieser Vertreter 
muß außerhaltb des Medienbetriebes stehen und 
im Einvernehmen mit der zuständigen kollektiv­
vertrag,sfähigen fre~iLligen Berufsvereinigung, 
allenfa~ls der zuständigen gesetz'lichen Interes­
senvertretung. besteHt werden. Die Schiedskom­
mission hat binnen weiter.er vierz~hn Tage Z!u­
sammelllzutreten und in ihrer ersten SitZ!ung mit 
einfacher Mehrheit aus ihrer Mitte einen Vor­
sitzenden zu wählen. Kommt eine sO'lche Mehr­
heit nicht 'Z!ustande, so hat das an Lebensjahren 
älteste Mitglied den Vorsitz zu fiiJhr,en. 

(2) Die Schiedskommission hat zwischen dem 
Medieninh:liber und dem Redaktions ausschuß zu 
vermitbeln und auf die Vereinbarung eines Re~ 
daktionsstatuts hin7JU!Wirken. Führt das Schlich­
tungJsverfahren nicht binnen drei Monaten Z'Uffi 

Aihschluß ,eIDes Redak1tionssta.tuts, 5'0 kamn -drie 
Schiedskommission binnen weiterer drei Monate 

-mit einf:acher Mehrheit durch Schied1i'spruch ein 
RedaktiO'nsstabut festsetzen, wenn der Medien­
inhaJber und der Redaktionsausschuß zUVOr eine 
schriftliche Erlklärung a;bgegeben haben, daß sie 
einen soilchen Schiedsspruch anerkennen. Die An­
erkennung kann daV'O'n abhängig gemacht wer­
den, daß dem Schiedsspruch die Mehrheit sowohl 
der vom Medieninhaber als auch der vom Re­
daktionsausschuß bestellten Mitglieder z;uge­
stimmt halben. In einem solchen Fall kommt ein 
RedaktiO'nsstatut durch Schiedsspruch nur dann 
rechbSwirksam z;ustande, wenn die Schiedskom­
mission dieses mit solcher Mehriheit ihrer Mit­
glieder beschließt. 

- (3) Sind Anerkenn'llngserklärungen nicht ab­
gegeben worden, so kann die Schiedskommission 
nach erfolglosem Ablauf des durch drei Monate 

. geführten Schlichtungsverfahrens ein Redaktions­
statut mit einfacher Mehrheit ihrer -Mitglieder 
empfehlen. 

Redaktionsversammlung 

§ 7. (1) In den Betrieben der periodischen 
Druckwerke und der Mediendienste, in denen 
da'uernd mindestens füIllf journalistisch tätige 
Arbeitnehmer beschäftigt werden, hat mindestens 
einmal in jedem Kalenderjahr eine Versammlung 
der journalistisch tätigen Arbeitnehmer (Redak­
tiO'nsversammlung) statt~ufinden. 

(2) Die Ei11lberufung der RedaktiO'nsver,samm­
lung dbEegt dem Redaktions<l!usschuß. Besteht 
ein sO'lcher nicht oder ist er vorübergehend funk­
üonsunfäihig, sO' sind entweder der an Le,bens­
jahren älteste journ:lilistisch tätige Arbeitnehmer 
oder mi'ndes'tenJS so vtiele jounnalistisch tätJig'e Ar­
beitnehmer, als Mitglieder des Redaktionsaus­
schuss,es 2m walhJlen sind, ist aber nur ein Re­
daktiollS'sprecher llU wählen (§ 8 Ab's. 1), jeder 
joumalis'tisch täüge, Arbeitnehmer zur Einbe­
rufullIg iberlecht~gt. Üben ,mese ArheitneJhme'r ihr 
Recht 7Jur Einberufung nach AuHorderung inner­
ha~b von zw,ei Wochen nicht aus, so ist, wenn in 
dem Medienibetrieb dauernd mindeStens zehn 
journalistisch tätige Arbeitnehmer beschäftigt 
werden, die für die journallistisch tätigen Arbeit­
nehmer z:ustän,d~ge kollektivvertngsfä:hige frei­
willige Berufsvereinigung zur Einibemfung der 
RedaktionSiv,el:samIl111ung berechtigt. 

(3) Die Einherufung hat zu erfdgen, wenn 
mehr als ein Drittel der in der Redaktionsver­
sammLung stimmberechtigben Arbeitnehmer oder, 
wenn der Redaktionsausschuß drei oder mehr 
Mitglieder hat, ein Drittel der Mitglied,er dies 
verlangt. 

(4) Die RedaktiO'nsversammLung ist nicht 
öffentlich. Den Vorsitz in der Redaktionsver­
sammlung Hilhrt der Vorsitzende des Redaktions­
a!Uss~mses, in den FäLlen des Abs. 2 zweiter und 
dritter Satz der Einberuf,er; dieser kann die Vor­
sitZ!führung einem Stellvertreter aus dem Kreis 
der I'sümmberechtigten Arbeitnehmerübertra<gen. 
Auf Zeit und Ort der Versammlung ist § 47 
Arb:YG, BGBl. Ni. 22/1974, auf die Teibahme 
des Medienin!halbers und einer überbetrieblichen 
Interessenvertretung § 48 ArbVG sinngemäß an­
zuwenden. Zur ~Teilnahme an der Redaktions­
versammlung sind auch der für die journalistis<;h 
tätigen Arbeitnehmer Z!uständige Betriebsrat und 
die im § 5 Abs. 2 bezeichneten Medienmitarbeiter 
berechtigt. 

(S)Der Redaktionsversammlung obliegt die 
Wahl des Wahlvorstandes z;ur Wahr der Mit­
glieder des Redaktionsa;usschusses oder eines Re­
daktions~prechers und die Enthebung des Redak­
ti,O'nsalusschusses sowie die Behandlung der Be­
richte des Redaktionsausschüsses. Dabei sind hin­
sichtlich d~r Stimmberechtigung der journalistisch 
tätigen Arbeitnehmer § 49 Abs. 1 erster Satz 
ArbVG, hinsichtlich der Beschlußhssung in der 
Redaktionsversammlung § 49 Abs. 2 erster und 

2 
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zweiter Satz und Abs. 3 ArbVG sinngemäß an­
zuwenden. 

Redaktionsausschuß 

§ 8. (1) Dem Redaktionsau'sschuß haben in 
Betrieben, in denen dauernd zwar mehr als 
zehn, alber höd1Jstens zwanzig journalistisch tätige 
Arbeitnehmer beschäftigt werden, zwei Mit­
glieder und in BetrieJben mit einer größeren 
Auzlahl solcher Arbeitnehmer für je angefangene 
weitere zehn journalistisch tätige Al1beitnehmer 
.ein weioelies ,Mitglied mehr anz,ugehö,ren. In Be­
trieben, in denen 'zwar mindestens fünf, aber 
nicht mehr als zehn journ,aEs,tisch tätige Arbeit­
nehmer dauemd beschäftigt werden, hat eil). Re­
daktionssprecher die sonst dem Redaktionsaus­
schuß zustehenden Rechte llll1!d obliegenden 
Pflichten. Die Zabil der Mitg>lieder des Redak­
t]onsausschu9SielS odler die WaJhJ 'eines RedakcioJ1lS­
sprechers hestiimmt Isich nach der Zahl der jour­
llaJlisitJiJsch tät~g,en Arheiltnehmer am Tag der 
\VaJhil des Vorsitamides ZJur \V,ahl ,dflS l{,edaiktions­
a.UJsschusses; ,e]ne ,sp~te'l1e Ände.l1ung der Zahl ,der 
journalilstisch 'tätigen Arbeitnehmer 1Sit auf- die 
Zahl dierMitg:Li,eder ,des IltedakJtion:sa'l1~schuss,es 
ohne Einfluß. 

(2) Die Mitglieder des Redaktionsausschusses 
oder der Redaktionssprecher sind in der Re­
daktionsvers,ammilung von den journalistisch 
tätigen Arbeitnehmern des Betriebes ZJuwählen. 
Hinsichtlich der Wahlgmndsätze und des akti­
ven und passiven \Vahlr,echtes der journalistisch 
tätigen Arbeitnehmer ISlnd di,e §§ 51, 52 Albs. 2 
erster Sa;uz und 53 Abs. J und 3 Z. 1 und 2 sowie 
Abs. 5 Arb 'VG, hinsichtlich der. B.erufung des 
Wahlvorstandes, der Vor1bereitun:g und Durch­
führung der Wahl, der Mitteilung des Wiahl­
ergebnisses und des vereinf;achten W'ahlv,erfa.h­
rens die §§ 54 bis 58 AtbVG sinngemäß anzu­
wenden, § 54 dabei mit der Maßgiahe, daß sein 
Abs. 3 tür ,alLLe BtltriLebe gilt,' in denen zumin­
dest zehn joul1naEstisch t~üge Arbeitnehmer 
besch~ftigt werden. Auf die, .A:nEechnung unl~ 
Nichtigkeit der Wahl sind die §§ 59 und 
60 ArbVG mit der Maßg.aibe sinngemäß anzu-

. wenden, diß auch der Betriebsr.at zur Anfech, 
tung der Wiahl des Redakltilonsaussmusses oder 
Redaktionsspredlers berechtigt ist. 

(3) Der Redaktionsausschuß hat seine Auf­
gaben im Interesse der jOlllrnalistisch tätigen 
Medienmital"beiter wahrzunehmen und dabei mit 
dem zuständigen Betriebsrat das Einvernehmen 
zu suchen. Der Betriebs1"at kann einen Vertre):er 
zu den Sitzungen des Redaktionsausschusses ent­
senden; dem Vertret,er kommt beratende Stimme 
zu. 

(4) Auf den Reäaktionsausschuß sind hin­
sichtlich der Tätigkertsdla;uer und deren vorzei­
tiger, Beendigung die §§ 61 Albs. 1 und 62 
ApbVG, hinsichtlich des. Beginnes und Erlö­
schens der Mitgliedschaft und hinsichtlich der 

Ersatzmitglieder die §§ 64 Abs. 1, 3 und 4 sowie 
65 Arb VG, hinsichtlich der Konstituierung § 66 
Abs. 1 bis 4, 6 und 7 Ar:hVG, hinsichtlich der 
Sitzungen und der BeschIußfas.sung die §§ 67 
und 68 Abs. 1 und 2 erster, zweiter und vierter 
Satz und Albs. 3 Arb VG, hinsichtlich der über­
tragung von Aufg,aben § 69 Albs. 1 ArbVG, 
hinsichtlich der Vertretung nach außen § 71 
ArbVG und hinsichtlich der Beistel'lung von 
Sacherf·ordernissen § 72 Arb VG sinngemäß an­
zuwenden. § 66 Abs. 8 Arb'VG ist mit der Maß­
gabe anzuwenden, daß die Etgebni'ss,e der \V ahl 
der Mitglieder des Redahionsausschusses durch 
Anschlag im Betrieb kundlZiumachen und sonst 
dem zuständigen Betriebsrat und dem Medien­
inhaJber anzuzeigen sind. Auf die Rechtsstellung 
der Mitghe.der delS l{,eodaku]onsaus,sch1.Ws'e!s und 
des WaMvors'tandes z,ur Wahl desselben sind die 
§§ 115 Aobs. 1 erster Satz, .A:bs. 2, 3 und 4 Arb VG 
sinngemäß anz'llwenden. Den Mitgliedern des 
Redaktions ausschusses ist die für die Erfüllung 
ihrer, Obliegenheit el1fol"derliche Freizeit unter 
FortzJJhlung des Entgeltes z,u gewähren. Die Kün­
digung oder Entlassung eines journaEstisch täti­
gen Arbeitnehmers kann auch dann angefochten 
werden, wenn sie wegen dessen Tätigkeit im Re­
daktionsausschuß, dessen B,ewerbung zum Red:ak­
tionsaus'schuß, wegen dessen, Tätigkeit als Mit­
glied des Wahl'Vorstandes zur Wahl des Redak­
tionsausschusses . oder wegen der Einberufung 
der Redaktionsversamm'lung erfolgt. Im übrigen 
gelten die §§ 105 und 106 ArbVG sinngemäß. 

Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten 

§ 9. (1) Die im § 5 Abs. 1 Z. 2'Buchsuabe d 
vorgesehene Schiedsinstanz ist paritätisch aus 
Vertretern des Medieninhabers und Vertretern 
des Redlaktionsausschusses zu bilden. Die Schieds­
insta~z entscheidet mit einfacher Mehrheit ihrer 
Milt;glieder. Durch die Schaffung einer solchen 
Schiedsinstaruz wird eine gesetzlich vorgesehene 
Anl1ufung der Gerichte nicht ausgesch1o.ssen. 

(2) Über Streitigkeiten zwischen dem Medien-' 
inha.ber und dem Redaktiorrsausschuß über die 
AusÜibung von Rechten oder die Erfüllung von 
Pflidlten auf Grund von Bestimmungen im Sinn 
des § 5 A:bs. 1 Z. 1 in ein'em RedaktiollSstatut 
entscheidet das Einilgungsamt auf Antrag des 
Mecli.eninhaber,s oder des Redaktions.ausschusses. 

(3) Ln Streitigkeiten, die die Geschäftsführung 
im Redaktionsausschuß, die Mitgliedschaft zum 
Redaktionsausschruß, die Rechts,steUung der Mit­
glieder, die Befu.gnisse oder die Beendigung der 
Funktion des lliec/lakn10il11sausschus,s,es betreffen, 
hat das Einigungsamt einen Ausgleich anzustre­
ben und erforderlichenfalls eine Entscheidung 
zu fällen. Da,s Einigungsa.mt h~t in Streitigkei­
ten über die Geschäftsführung im Redaktions­
ausschuß auf Antnag jedes Mitg.1iedes desselben 
und über' alle anderen in dies,em Absatzange­
führten Streitigkeiten a'ulf Antrag des Redak-
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tionsausschusses oder des Medieninhabers tätig der Betroffene mit der Veröffentlichung einver­
zu werden. Von einer Anrufung des Einigungs- standen war. Diese Beweise sind nur dann auf­
amtes hat der Redarktionsauss,chuß den Betriebs- 'zunehmen, wenn sich d,er Anspruchsgegner darauf 
rat in Kenntnis 2)U setzen. beruft. 

Zweiter'Abschnitt 

Persönlichkeitsschutz 

üble Nachrede und Verleumdung 

§ 10. (1) Wird in einem Medienwerk, einer 
Rundfunksendung, einer Mitteilung eines Me­
diendienstes oder in einem Film der objektive 
T,atbestand der üblen Nachrede oder der Ver­
IeUlfficLUIllg 'hergeSltdlt, ISO hat der BetfiOff'en,e An­
spruch auf eine GeldJbuße bis ZJU 100000 S als 
Genugtuung für oie erlittene Kränkung. Bei 
Bestimmung der Hohe der GelcL'buße ist auch 
auf den Umfang und die Auswirkungen der 
Ver'breitJung Bedacht zu nehmen. 

. (2) Der An~pruch nach Abs. 1 besteht nicht 
wenn erwiesen ist, daß ein überwiegendes Inter­
esse der Allgemeinheit an der Veröffentlichung 
bestanden hat und daß aJUch bei Aufwendunf 
der gebotenen. journalistischen Sorgfalt für den 
Vem,<1Jsser hinI1eichenide Grunde vOl1gelegen sind, 
die Behauptung für wahr zu halten. Diese Be­
weise sind nur 'auf'ZJunehmen, wenn sich der 
Anspruch~gegner darauf beruft. über Tatsachen 
des höchstpersönlichen Lebensl(ereiches ist nur 
der Wahrheitsbeweis, und ~war nur in dem Um­
fang z'u'l!Ulassen, in dem er nach § 11 Albs, 2 zu­
gel,a'ssen werden könnte. 

(3). Unter den im Abs. 1 und 2 bezeichneten 
VoraussetZlungen hat der Betroffene, unbesch.adet 
ancLener oder weitergehender An,sprüche nach 
anderen Rechtsvorschriften, auch einen schaden­
ersatzrechtlichen Anspruch auf Ersatz der durch 
die Veröfl:ientlichUillg 'ermtltenen y.ermögerus'recht­
lichen Nachteile. 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebe~sberei-
\ ches 

. § 11. (1) Wird in .einem Medienwerk, einer 
Rundfunksendung, einer Mitteilung eines Me­
diendi,enst'es oder in einem Blm der höchstper­
sönliche Lebensbereich eines Menschen in einer 
Weise erörtert oder dargestellt, die geeignet ist, 
dessen Ansehen in der öffentlichkeitzru mindern, 
so hat der B·etroffene Anspruch ~uf eine Geld­
buße bis zu 100000 S als Genugtliung für die 
erlittene Kränkung. § 10 Abs. 1 zweiter Satz 
ist anzuwenden. 

(2) Der Anspruch nach Albs. 1 besteht nicht, 
wenn erwiesen ist, daß an der Veröff,entlichung 
wegen des unmittetbaren Zusammenhanges mit 
Tatsachen des öffentlichen Lebens ein überwie-

. gen des Interesse de.r Ailigerrieinheit bestanden 
hat und daß die Behauptung wahr ist. Der An­
spruch besteht a;uch darun nicht, wenn nach den 
Umständen angenommen werden konnte, daß 

Geltendmachung des Anspruches 

§ 12. (1) Die Ansprüche nach den §§ 10 und 11 
bestehen gegen den Medieninhaiber, bei nicht 
periodischen Medienwerken gegen den Verleger 
und bei Mitteilungen eines Mediendienstes gegen 
den Inha;ber. 

{2) Den Anspruch auf eine Ge1dibuße hat der 
Verletzte in dem wegen der ülblen Nachrede 
oder Verleumdung geführten Str,afvert,ahren 
oder sdbständigen Verf'ahren als Privatankläger 
oder Privatibeteil~gter, kommt es aber nicht zu 
einem solchen Verfahren, mit einem selhständi­
gen Antrag binnen sechs Monaten nach der Ver­
öffentlichung bei Gericht '(§ 48 Ahs, 3) geltend 
zu machen. 

{3) Der Anspnuch a,uf EllsatZ der vermögens­
rechtJlichen Nachtei:le nach § 10 AJbs. 3 ist, unbe­
schadet der Möglichkeit; sich mit dem Anspruch 
dem Strafverfahren anzuschließen, aJUf dem 
Zi;vllrechtsweg gdtend zu machen. 

(4) A~f den selbständigen Antrag (Abts. 2) sind 
die Bestimmungen für das strafgerichtliche Ver­
f,ahren auf Grund einer Privatanklage dem Sinne 
DJach mit fo'lgender Maßgabe anzuwenden: 

1. Auf Verlangen des Antragstellers ist in Ver­
hhren wegen Ansprüchen nach § 11 die 
öffentlichkeit der Verhandlung' aus'Ziuschlie­
ßen, 

2. über den selbständigen Antrag ist durch 
Urteil zu erkennen. Einem Abwesenheits­
urteil steht nicht entgeg·en, daß der Antrags­
gegner noch nicht gerichtlich vernommen 
worden ist. . 

3. Für die Zahlung der Geldbuße ist eine Lei­
stungsfrist von vierzehn Tagen festzusetzen. 

4. Hinsichtlich der Anfechtung des Urteils 
durch Berufung vertritt die Entscheidung 
über den Antrag den Ausspruch über die 
Schuld und die Entscheidung über die Höhe 
der Geldbuße den Ausspruch über die 
Strafe. 

5. Der Zuspruch einer Geldbuße ist ein Exe­
kutionstitel im Sinne des § 1 der Exeku-· 
tionsordnung. 

Entgegnung 

§ 13. (1) Jede durch eine Tatsachenmitteilung, 
die in einem periodischen Medienwerk oder in 
einem Rundfunkprogramm in Schrift, Bild oder. 
Ton verbreitet worden ist, nicht bloß allgemein 
betroffene· natürliche oder juristische Person hat 
Anspruch ·auf unentgeltliche Veröffentlichung 
einer Entgegnung in diesem Medium. 
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(2) Entgegnungszugängliche Tatsachenmittei­
lungen sind Angaben, die ihrer Art nach einer 
Prüfung auf ihre Richtigkeit und Vollständig­
keit zugänglich sind und deren wesentliche Aus­
sage nicht bloß in einer persönlichen Meinungs­
äußerung, einer Wertung oder einer Warnung 
vor dem zukünftigen Verhalten .eines anderen 
besteht. 

(3) Die Entgegnung hat sich auf die Dar­
stellung zu beschränken, daß und inwieweit die 
Tatsachenmitteilung unrichtig oder in irrefüh­
render Weise unvollständig sei und woraus sich 
dies ergebe, sowie auf die Behauptung der Tat­
sachen, die im Gegensatz zur Tatsachenmittei­
lung richtig seien oder letztere in einem erheb­
lichen Punkt ergänzen. Die Entgegnung darf 
nur den hiezu erforderlichen Umfang haben. Sie 
muß in deutscher Sprache oder in der Sprache der 
Veröffentlichung, auf die sie sich bezieht, abgefaßt 
sem. 

Nachträgliche Mitteilung über den Ausgang eines 
Strafverfahrens 

§ 14. (1) Auf Verlangen 'einer Person, über die 
in einem periodischen Medienwerk oder in einem 
Rundfunkprogramm berichtet worden ist, sie sei 
einer gerichtlich strafbaren Handlung verdächtig 
oder gegen sie sei ein Strafverfahren eingeleitet 
worden, ist, wenn der Staatsanwalt die Anzeige 
zurückgelegt hat oder die Vorerhebungen oder 
das eingeleitete Verfahren auf andere Weise als 
durch ein verurteilendes Erkenntnis beendet wor­
den sind, eine Mitteilung darüber in dem perio­
dischen Medienwerk oder in dem Rundfunkpro­
gramm unentgeltlich zu veröffentlichen. 

(2) Die Mitteilung muß sich in ihrem Inhalt auf 
das zu dem angestrebten Rechtsschutz Erforder·, 
liche beschränken und, in deutscher Sprache oder 
in der Sprache der Veröffentlichung, ·auf die sie 
sich bezieht, abgefaßt sein .. 

Ausschluß' der' Veröffentlichungspflicht 

§ 15. (1) Die Pflicht zur Veröffentlichung einer 
Entgegnung oder nachträglichen Mitteilung be­
steht nicht, 

1. wenn die Entgegnung oder Mitteilung eine 
als solche gehörig gekennzeichnete Anzeige 
oder Information, die dem geschäftlichen 
Verkehr dient, oder einen Aufruf oder eine 
Meldung- im Sinn des § 5 Abs. 2 des Bundes­
gesetzes BGBl. N r. 397/1974 betrifft; 

2. wenn die Entgegnung oder Mitteilung einen 
wahrheitsgetreuen Bericht über eine Ver­
handlung in einer öffentlichen Sitzung des 
Nationalrates, des Bundesrates, der Bundes­
versammlung, eines Landtages oder eines 
Ausschusses einer di€!.ser Körperschaften be­
trifft, es sei denn, daß die Veröffentlichung 
dem § 10 oder § 11 zuwiderliefe; 

3. wenn die Entgegnung oder Mitteilung eine 
Tatsachenmitteilung betrifft, zu deren Ver­
öffentlichung eine gesetzliche Pflicht besteht, 
und es sich nicht um eine Belangsendung 
(§ 5 Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 397/1974) handelt; 

4. wenn die Tatsachenmitteilung für den Be­
troffenen unerheblich ist, wenn die Ver­
öffentlichung, auf die sich die Entgegnung 
bezieht, auch eine Mitteilung enthält, die 
zumindest im wesentlichen die Behauptung 
des Betroffenen wiedergibt, oder wenn dem 
Betroffenen zu einer Gegendarstellung in 
derselben oder einer anderen gleichwertigen 
Veröffentlichung angemessene Gelegenheit 
geboten worden ist, er davon aber keinen 
Gebrauch gemacht hat; 

5. wenn in dem periodischen Medienwerk oder 
in dem Rundfunkprogramm zu der Ver­
öffentlichup.g, auf die sich die Entgegnung 
oder die Mitteilung bezieht, 
a) bereits eine gleichwertige redaktionelle 

Richtigstellung oder Ergänzung ver­
öffentlicht worden ist, oder 

b) auf wessen Verlangen immer, bereits die 
gleichwertige Veröffentlichung einer im 
wesentlichen inhaltsgleichen gesetzesge­
mäßen Entgegnung oder Mitteilung er­
wirkt worden ist, mag die Veröffent­
lichung auch verspätet geschehen sein; 

6. wenn die begehrte Entgegnung, sei es auch 
nur in einzelnen Teilen, ihrem Inhalt nach 
unwahr ist; oder 

7. wenn die Entgegnung oder Mitteilung nicht 
innerhalb der im § 16 bestimmten Frist 
einlangt. 

(2) Die Veröffentlichung der Entgegnung ist zu 
verweigern, wenn sie den objektiven Tatbestand 
einer mit gerichtlicher Strafe bedrohten Hand­
lung herstellen würde. 

Veröffentlichungsbegehren 

§ 16. (1) Das Veröffentlichungsbegehren ist 
schriftlich an die Redaktion des Medienunter­
nehmens, wenn sich aber das Begehren auf eine 
Sendung des österreichischen Rundfunks bezieht, 
an den Generalintendanten zu richten. Der 
Gener~lintendant hat das Begehren unverzüglich 
an den für die Gestaltung der betreffenden Sen­
dung zuständigen Programm- oder Landesinten­
danten weiterzuleiten. Diesen trifft die Pflicht 
zur Vt;röffentlichung; war die betreffende Tat­
sachenmitteilung ineinex Betangsendung enthal­
ten, so trifft die Pflicht zur Veröffentlichung die 
politische Pflrtei oder den Interessenverband im 
Sinne des § 5 Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 397/1974. Die Weiterleitung" ist dem Ent­
gegnungswerber schriftlich bekanntzugeben. 
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(2) Das Begehren nach Veröffentlichung einer 
Entgegnung muß binnen zwei Monaten nach 
Ablauf des Tages, an dem die Tatsachenmittei­
lung "erschienen ist, in der Redaktion oder beim 
Generalintendanten einlangen. Enthalten die 
Nummern eines Medienwerkes Angaben über den 
Tag des Erscheinens, so ist das Begehren jeden­
falls rechtzeitig gestellt, wenn es binnen zwei 
Monaten nach Ablauf des auf der Nummer ange­
gebenen Tages einlangt. 

(3) Das Begehren nach Veröffentlichung einer 
nachträglichen Mitteilung muß binnen zwei Mo­
naten nach Ablauf des Tages einlangen, an dem 
der Betroffene von der Zurücklegung der Anzeige 
oder der Beendigung des Verfahrens Kenntnis 
erhalten hat. 

(4) Wird zur Enfgegnung die Veröffentlichung 
eines Stand- oder Laufbildes im Fernsehen be­
gehrt, so kann dem Begehren ein hiefür geeig­
netes Bild beigelegt werden. . 

(5) Die Richtigkeit einer nachträglichen Mit­
teilung ist durch ein Amtszeugnis über die Ver­
fahrensbeendigung nachzuweisen, das der Staats­
anwalt oder das Strafgericht auf Verlangen aus­
zustellen hat. 

Veröffentlichung der Entgegnung oder nachträg­
lichen Mitteilung 

§ 17. (1) Die Entgegnung oder nachträgliche 
Mitteilung ist in den AusgaQen des Medienwer­
kes oder in den Programmen des Rundfunks 
zu veröffentlichen, in denen die Mitteilung, auf 
dile ,sie ~ich.lb,ezieht, ,erschienen ist, und zwar im 
Rundfunk spätestens am dritten Werktag nach 

-Einlangen, sonst in der ersten oder zweiten nach 
Einlangen der Entgegnung oder Mitteilung er­
scheinenden: Nummer. 

(2) Die Entgegnung oder Mitteilung zu einer 
Belangsendung ist innerhalb der Sendezeit zu 
veröffentlichen, die dem Gestalter der Belang­
sendung zur Verfügung steht, und zwar zum 
ersten oder zweiten nach Einlangen des Begeh­
rens zustehenden Sendetermin, liegt jedoch kei­
ner dieser Termine innerhalb von acht Tagen 
nach Einlangen des Begehrens, zum nächstfolgen­
den Termin. 

(3) Die Veröffentlichung ist als Entgegnung 
oder nachträgliche Mitteilung zu bezeichnen. Sie 
hat den Namen des Betroffenen und einen Hin­
weis darauf zu enthalten, auf welche Nummer 
oder Sendung sie sich bezieht. Die Entgegnung 
oder Mitteilung ist so zu veröffentlichen, daß 
ihre Wiedergabe den zumindest annähernd glei­
chen Veröffentlichungswert hat wie die Ver­
öffentlichung, auf die sie sich bezieht. Bei Ver­
öffentlichung in .einem periodischen Druckwerk 
ist ein gleicher Veröffentlichungswett jedenfalls 
dann gegeben, wenn die Entgegnung oder Mit­
teilung im selben Teil und in der gleichen Schrift 
wie die Tatsachenmitteilung wiedergegeben wird. 

Die Veröffentlichung im Fernsehen hat durch 
Verlesung des Textes zu geschehen. Eine Ent­
gegnung ist in Form eines Stand- oder Laufbildes 
dann zu veröffentlichen, wenn die Tatsachen­
mitteilung gleichfalls in Form einer bildlichen 
Darstellung verbreitet worden ist und der mit 
der Entgegnung angestrebte Rechtsschutz nur 
mit dieser Veröffentlichungsform erreicht wer~ 
den kann. Ist eine Tatsachenmitteilung im Rund­
funk inei'nem Programm wiederhält oder zu 
mehreren Tageszeiten verbreitet worden, so ge­
nügt die einmalige Veröffentlichung der Ent­
gegnung oder . Mitteilung. zu jenem der in Be­
tracht kommenden Zeitpunkte, zu dem sie den 
größten Veröffentlichungswert hat. 

(4) Die Veröffentlichung hat ohne Einschal­
tung.en und Weglassungen zu geschehen. Ein 
Zusatz hat sich von ihr deutlich abzuheben. 

Gerichtliches Verfahren 

§ 18. (1) Wird die Entgegnung oder nach­
trägliche Mitteilung nicht oder nicht gehörig 
veröffentlicht,. so kann der Betroffene binnen 
sechs Wochen von 'dem Zeitpunkt an, in dem die 
Entgegnung oder Mitteilung spätestens hätte 
veröff·en>tlicht wenden sciHen oder ~n dem s~.e nicht 
gehörig veröffentlicht worden ist, bei Gericht 
(§ 48 Abs. 3) einen Antrag auf Anordnung der 
Veröffentlichung der Entgegnung oder Mittei­
lung stellen. 

(2) Der Antrag ist gegen den Verleger, bezieht 
sich die Entgegnung oder nachträgliche Mittei­
lung auf eine Rundfunks,endung, gegen den 
Medieninhaber, bezieht sie sich aber auf eine 
Belangsendung gegen die politische Partei oder 
den Interessenverband (§ 16 Abs. 1) zu richten. 

(3) Das Gericht hat den Antrag unverzüglich 
dem Antragsgegner mit der Aufforderung zuzu-· 
stellen, binnen drei Tagen seine Einwendungen 
und Beweismittel dem Gericht schriftlich be­
kanntzugeben, widrigenfalls dem A~trag Folge 
gegeben werde. Allfällige Einwendungen sind 
de,m Antragsteller zu einer Gegenäußerung und 
~ur Bekanntgabe von Beweismitteln, wofür ihm 
eine Frist von drei Tagen zu setzen ist, zuzu­
steHen, AnldJeI1e Einwä\11Ide und ß.ewe1smitte:1 aIs 
die in den Einwendungen und in der Gegen-
äußerung vorgebrachten können, unbeschadet 
der nachträglichen Verfahrensfortsetzung nach 
§ 23, im weiteren Verfahren nicht mehr geltend 
gemacht und benützt werden. 

§ 19. (1) Das Gericht hat über den Antrag, 
wenn Einwendungen innerhalb der gesetzlichen 
Frist nicht erhoben wurden, binnen zwei Tagen 
nach Ablauf der Frist ohne Verhandlung, wur­
den aber Einwendungen erhoben, binnen vier­
zehn Tagen nach Einlangen der Gegenäußerung 
oder nach Ablauf der hiefür gesetzten Frist nach 
öffentlicher mündlicher Verhandlung durch Ur­
teil zu erkennen. Ein Samstag, Sonntag oder 
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gesetzlicher Feiertag ist in: die Zweitagesfrist 
nicht einzurechnen. 

(2) Der: Antragsgegner hat zu behaupten und 
zu beweisen, daß die Pflicht zur Veröffentlichung 
nicht besteht. 

(3) Unbeschadet der nachträglichen Verfahrens­
fürtsetzung (§ 23) steht die Einwendung, . die 
Entgegnung sei ihrem Inhalt nach unwahr, einer 
Ents,ch.ei.dung .auf voUSltäniligJe oder lteilweiSie Ver­
öffentlichung der "Entgegnung nicht entgegen, 
wenn die dazu angebütenen Beweise entweder 
nicht innerhalb der für eine Entscheidung ge­
setzten Frist aufgenümmen werden können üder 
nicht ausreichen, als erwiesen anzunehmen, daß 
die Entgegnung zur Gänze üder zum Teil un­
wahr ist. Wird in einem sülchen Fall auf Ver­
öffentlichung der Entgegnung erkannt, so. ist die 
Entscheidung über eine begehrte Geldbuße dem 
Urteil in dem allenfalls fürtgesetzten Verfahren 
vürzubehalten. 

(4) Das Urteil kann mit Berufung angefüchten 
werden. Sie hat, insüweit auf Veröffentlichung 
der Entgegnung üder Mitteilung erkannt würden 
is~,'keine aufschiebende Wirkung. 

Urteilsmäßige Veröffentlichung 

§ 20. (1) Auf Veröffentlichung der Entgeg­
nung üder nachträglichen Mitteilung ist zu er­
kennen, wenn sie zu Unrecht nicht üder nicht 
gehörig v·eröffentlicht würden ist. Entsprechen 
einzelne Teile der Entgegnung üder Mitteilung 
nicht den gesetzlichen Vüraussetzungen, so. hat 
das Gericht zu entscheiden, welche Teile der 
Entgegnung üder Mitteilung zu veröffentlichen 
sind. Entsprechen Teile der Entgegnung üder 
Mitteilung nicht den gesetzlichenVüraussetzun­
gen, sind sie aber durch Änderung ihres W ürt­
lauts verbesserungsfähig, so. hat das Gericht den 
Antragsteller anzuleiten, die Entgegnung üder 
Mitteilung zu verbessern, und auf Veröffent­
lichung in der rv,el'besserllen FlOrm zu ·erkennen. 
Süweit nicht auf : Veröffentlichung erkarint wird, 
ist der Antrag auf Veröffentlichung abzuweis~n. 

. (2) Die vüm Gericht angeürdnete Veröffent­
lichung hat In sinngemäßer Anwendung des § 17 
zu geschehen. 

(3) Wurde auf Grund eines Urteiles erster 
Instanz eine Entgegnung üder Mitteilung ver­
öffentlicht, und wird einer gegen das Urteil er­
hübenen Berufung ganz üder teilweise Fülge ge­
geben, so. ]st der Antraggegnerzu erunächtigen, 
das Berufungsurteil in einer dem § 17 entspre­
chenden Fürm zu veröffentlichen, und es ist der 
Antragsteller zur Zahlung eines angemessenen 
Einschaltungsentgelts zu verurteilen. 

Geldbuße 

§ 21. (1) Auf Verlangen des Antragstellers ist 
dem Antragsgegner die Zahlung einer Geldbuße 
an den Antragsteller aufzuerlegen, wenn die Ent-

gegnung, sei es auch nur fahrlässig, zu Unrecht 
nicht üder nicht gehörig veröffentlicht würden 
ist .. Andere üder weitergehende Rechtsansprüche 
des Antragstellers nach anderen Rechtsvürschrif­
ten werden durch die Zuerkennung einer Geld­
buße nicht berührt. 

(2) Die Geldbuße ist mit einem Betrag bis zu 
50 000 S ZIU ibfjSll1mmen. ni,e Beant\Ss'\lIUg dier Höhe 
ist auf das Ausmaß der erlittenen Kränkung, auf 
den Grad des Verschuldens und den Umfang der 
Verbreitung der Tatsachenmitteilung Bedacht zu 
nehmen. Für die Za.hJIU11g ]st eine Lei9turugsfrislt 
vün vierzehn Tagen zu bestimmen. 

(3) Ist die Entgegnung zwar gehörig, aber 
v:erspätiet VleJ:1öffentlicht wOJ:1den, ßÜ halt der B.e­
trüffene nur Anspruch auf eine Geldbuße nach 
denvürstehenden Bestimmungen. Dieser An­
spruch ist in gleicher Weise geltend zu machen 
wie der Anspruch auf Entgegnung. Auf das ge­
tüchtliche V.erfahren sind d~e §§18 und 19 dem 
Sinne nach anzuwenden. 

Verfahrenskosten 

§ 22. (1) Die Küsten des Verfahrens sind dem 
Amragsgegner .aw'z.ue1'1egJen, wenn die g·anze 
begehrte Entgegnung üder Mitteilung zu ver­
öffentlichen geWiesen wäre und er es nicht, nicht 
g.ehö.rilg üdelr,aUlSigenümm:en den im Abs. 2 gJe­
regelten Fa-H, verspaJllet rg.etan ·hatt. 

(2) Wird auf Veröffentlichung der Entgeg­
nung in verbesserter Fürm üder auf Veröffent­
lichung eines Teiles der Entgegnul!g üder Mit­
teiJ1ung erkannt oder wdlrd ,der Veröff.endichung.s­
antrag nur deshalb abgewiesen, weil die Ent­
gegnung üder Mitteilung zwar verspätet, im 
übrigen aber entsprechend den Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes veröffentlicht würden ist, 
und ist in diesem Fall der Antragsteller vür 
AntragsteIlung vün der Veröffentlichung ver­
ständigt würden, so. entscheidet das Gericht nach 
billigem Ermessen, üb, vün wem und in welchem 
Verhältnis die Küsten des Verfahrens zu ersetzen 
sind . 

(3) In allen anderen Fällen sind die Küsten 
des Verfahrens dem Antragsteller aufzuerlegen. 

Nachträgliche Fürtsetzung des Verfahrens 

§ 23. (1) Wurde trütz Einwand, die Entgeg­
nung sei unwahr, nach § 19 Abs. 3 rechtskräftig 
auf. Veröffentlichung der Entgegnungüder des 
Teiles der Entgegnung, gegen den sich der Ein­
wand richtet, erkannt,. so. ist das Verfahren auf 
Verlangen des Antragstellers oder des Antrags­
gegners fürtzusetzen. Der Antrag muß binnen 
vierzehn Tagen vo.m Eintritt der Rechtskraft an 
g.e~tel1t werden. Das fortge&eitZJtle Verf:aJhlien hat 
sich auf den bereits vo.rgebrachten Einwand, die 
Entgegnung sei unwahr, zu beschränken; dazu 
können jedoch neue Beweismitte'1 beilgebracht 
werden. 
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(2) Ergibt das fortgesetzte Verfahren, daß das 
Begehren nach Veröffentlichung der Entgegnung 
ganz oder zu einem Teil abzuweisen gewesen 
wäre, so ist der Antragsgegner, wenn er die Ent­
gegnung veröffentlicht hat, auf sein Verlangen zu 

,ermächtigen, den Urteils spruch binnen einer an­
gemessenen Frist in einer dem § 17 entsprechen­
den Form zu veröffentlichen, und es ist dem 
Antragsteller die Zahlung eines angemessenen 
Einschaltungsentgelts für diese Urteilsveröffent­
lichung und für die auf Grund des früheren 
Urteils erfolgte Veröffentlichung sowie der ange­
messene Rückersatz der Verfahrenskosten an den, 
Antragsgegner aufzuerlegen. Ist die Veröffentli­
chungeiner unwahren Entgegnung offenbar mut­
willig bewirkt worden, so ist dem Antragsteller 
auf Verlangen des Antragsgegners überdies die 
ZaJhl,un:g ieiIlJe:r GeLdJbuß,e bi,s 2m 50000 S auf:zu­
erlegen. 

(3) Ergibt das fortgesetzte Verfahren, daß zu 
Recht auf Veröffentlichung der ganzen Entgeg­
nung erkannt worden ist, so ist die vorbehaltene 
Entscheidung über die Auferl~gung einer Geld­
buße (§ 19 Abs. 3 letzter Satz und § 21) zu 
fällen. 

Durchsetzung der Veröffentlichung 

§ 24. (1) Wird einem Urteil, mit dem auf 
Veröffentlichung einer Entgegnung oder nach­
träglichen Mitteilung erkannt wird, nicht remt­
zeitig oder nicht gehörig entsprochen, so hat 
das Gericht dem Antragsgegner die Zahlung 
einer Geldbuße 'an den Antragsteller auf dessen 
Verlangen aufzuerlegen; § 21 gilt entsprechend. 
Auf Verlangen des Antragstellers hat das Ge­
richt dem l\ntragsgegner für das Erscheinen 
jeder weiteren Nummer oder für jeden weiteren 
Sendetag, solange dem Veröffentlichungs auftrag 
künftig nicht entsprochen wird, eine Beugestrafe 
bis zu 50000 S aufzuerlegen; § 7 StPO gilt 
hiefür entsprechend. 

(2) Ein Antrag auf Zuerkennung einer Geld­
buße und Durchsetzung der' Veröffentlichung 
ist bInnen sechs Wochen ab dem Zeitpunkt, in 
dem die Entgegnung oder Mitteilung spätestens 
hätte veröffentlicht werden sollen oder in dem 
sie nicht gehö],:ig veröffentlicht worden ist, zu 
stellen. Ober den Antrag .ist ohne Verhandlung 
zu entscheiden; es ist jedoch dem Antragsgegner 
und Antragsteller Gelegenheit zu einer Äußerung 
und Gegenäußerung zu geben. 

(3) Die Entscheidung, mit der eine Geldbuße 
zugesprochen oder auf Zahlung eines Einschal­
tungsentgelts oder Rückzahlung der VeJ;fahrens­
kosten erkannt wird, ist ein Exekutionstitel 1m 
Sinne des § 1 de; Exekutionsordnung. 

fahren ,(§ 14) in einem periodischen Medien­
werk veröffentlicht, das zwar nicht im Inland 
efischeint, dessen einzeLne Nummern alher im In­
land in mehr als 5 000 Stücken verbreitet wer­
den, so hat eine d~von nicht bloß allgemein be­
troffene Person gegen den Verleger einen auf 
dem Zivilrechtsweg geltend zu machenden An­
spruch auf unentgeltliche Veröffentlichung einer 
Gegendarstellung oder einer nachträglichen Mit­
teilung über den Verfahrensausgang 1n diesem 
periodischen Medienwerk. Auf diesen Ansprud1 
sind die §§ 13 bis 17 und 20 Abs. 1 und 2 mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß die V eröffen t­
lichung spätestens in der dritten nach Einlangen 
des Veröffen tlichungsbegehrens erscheinenden 
Nummer, bei öfter als wöchentlich erscheinenden 
Medienwerken binnen zwei Wochen nach Ein­
langen, gesch·ehen muß. 

(2) Zur Entscheidung über die Klage des Be­
troffenen ist in erster Instanz das mit der Aus" 
übung der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechts­
sachen ,betraute Landesgericht zuständig, in dessen 
Sprengel Stücke der Nummer, die die Tatsachen­
mitteilung oder Mitteilung enthielt, verbreitet 
worden sind. Der Sprengel des Lan'desgerichtes 
erstreckt sich dabei auf das Bundesland, in dem 
es sich befindet; wenn aber die Verbreitung in 
Wien oder in Niederösterreich stattgefunden hat, 
ist das Landesgericht für Zivilrechtssaehen Wien 
zuständig. 

Verbot von Fermeh- und Hörfunkübertragungen 
. aus der Hauptverhandlupg 

§ 26. Fernseh- und Hörfun.kaufnahmen und 
-übertragungen sowie Filmaufnahmen während 
der Hauptverhandlung eines gerichtlichen Straf­
verfahrens sind unzulässig. 

,Verbotene Einflußnahme auf ein Strafverfahren 

§ 27. Wer während gerichtlicher Vorerhebun­
gen oder nach Einleitung eines gerichtlichen 
Strafverfahrens und vor' dem Urteil erster In­
stanz !in einem periodischen Medienwerk, einem 
Rundfunkprogramm oder einer Mitteilung eines 
Mediendienstes einen Verdächtigen, Beschuldigten 
oder Angeklagten. in einer Weise als überführt, 
schuldig oder schuldlos hinstellt, die geeignet ist, 
den Ausgang des Strafverfahrens zu beeinflussen, 
oder in einer solchen Weise den vermutlichen 
Ausgang des Strafverfahrens oder den Wert eines 
Beweismittels erörtert, ist vom Gericht mit Geld­
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

Dritter Abschnitt 

Impressum, Offenlegung und Kennzeichnung 
Impressum 

Ausländische Medienwerke 
§ 28. (1) Auf jedem Druckwerk sind der Name 

oder die Firma des Verlegers und des Herstellers 
§ 25. (1) Wurde eine Tatsachenmitteilung sowie der Verlags- und Herstellungsort anzuge­

(§ 13) oder eine Mitteilung über ein Strafver- ben. 
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(2) Zusätzlich zu den im Abs. 1 bezeichneten 
Angaben sind auf jedem Stück eines periodischen 
Medienwerkes der Name und die Anschrift des 
Medieninhabers und des Herausgebers anzu-, 
geben. An Stelle der Anschrift dieser PerSonen 
kann die der Redaktion angegeben werden. Ist 
der Herausgeber eine juristische Person oder 
Personengesellschaft des Handelsrechtes, so ist 
auch etine naMirliche P,errron anrzulgeben, ,die die 
publizistJischen Befugnisse und Pflichten des Her­
ausgebers tatsächlich ausübt und erfüllt. 

(3) Enthält ein Druckwerk eine Inhaltsüber­
sicht, so ist darin auch anzugeben, an welcher 
Stelle sich das Impressum befindet. 

(4) Besteht ein Druckw~rk aus mehreren als 
solche deutlich erkennbaren Teilen, so können 
die in den Abs. 1 und 2 bezeichneten Angaben 
auch ,für jeden der' Teile gesondert gemacht 
werden. 

(5) Die Pflicht zur Veröffentlichung des Im­
pressums trifft den Hersteller. Der Herausgeber 
und der Verleger haben ihm die hiefür erfor­
derlichen Auskünfte rechtzeitig zu erteilen. 

Offenlegung 

§ 29. (1) Der Herausgeber jedes periodischen 
Druckwerkes hat in der ersten Nummer und 
in jeder ersten Nummer nach Beginn eines Kalen­
derjahres im Anschluß an das Impressum 

1. die Eig,enourns- und BetleiJiJgungSIVerhäLtnisse 
des Medienunternehmens und 

2. eine Erklärung über die grundlegende Rich-
tung des Druckwerkes 

zu veröffentLichen. Tritt in der Person des Her­
ausgeber~ ein Wechsel ein, so trifft die Verant­
wortlichkeit für die Veröffentlichung auch den 
neuen Herausgeber. ' 

(2) Andert 5lich di'e grundlegende R,ichtung, 00 

, ist die in Abs. 1 Z. 2 angeführte Erklärung auch 
in der ersten auf die Änderung folgenden Num­
mer zu veröffentlichen. 

(3) Die Offenlegungspflicht besteht nicht für 
peräodische Druckwerke, die ausschließlich oder 
weitaus überwiegend wissenschaftlichen, künst­
lerischen oder religiösen Inhalt haben oder aeren 
Stücke nicht oder nur zu einem unverhältnis­
mäßig geringen Teil zum freien Bezug bestimmt 
sind, wie Vereins-, Kunden- und Betriebszeit­
schriften. 

und die Gesellschafter, Aktionäre und stillen Ge­
sellschafter (Beteiligte);' Gesellschafter, Aktionäre 
und stille Gesellschafter jedoch nur mit einer 
Einlage, Stammeinlage oder einem Aktienanteil 
von mindestens 250/0. Ist der Inhaber oder ein 
Beteiligter seinerseits eine Gesellschaft, so sind 
auch deren Gesellschafter naCh Maßgabe des 
ersten Satzes anzugeben~, Wird das Medienunter­
nehmen auf Grund einer mittelbaren Beteili­
gung von mehr als 50% beherrscht, so ist nach 
Maßgahe der V1orher,91)eherudJen Bestimmungen 
auch ein solcher mittelbarer B,eteiHgter anzu­
geben. 

(2) Hat ein Medieninhaber oder Beteiligter 
seine Rechtsstellung nur als Treuhänder i.nne, 
so sind die im Abs. 1 bezeichneten Angaben auch 
über seinen und allfällige weitere Treugeber zu 
machen, bei Gesellschaftern und Aktionären je­
doch nur dann, wenn sich das Treuhandverhältnis 
oder die TreuhaJnd~,erhä1tJniSiSJe des Tr;erugebern zu­
züglich seiner allfälligen unmittelbaren Beteili­
gung insgesamt auf 25010 oder mehr des Gesell­
schaftsvermögens, Stammkapitals oder Grund­
kapitals der Gesellschaft beziehen. 

(3) Ist eine nach dem Abs. 1 und 2 anzuge­
bende Person zugleiCh Inhaber eines anderen 
Medienunternehmens oder an einem solchen 
Unternehmen in der im Abs. 1 oder 2 bezeich­
neten Art und in del11: dort bezeichnet~n Umfang 
beteiligt oder als Hel"al.lsgeber eines anderen 
periodischen Druckwerkes tätig, so müssen auch 
die F,irma, der Betriebsgegenstand und der Sitz 
dieses Unternehmens und, die Herausgebereigen­
schaft angeführt werden. 

(4) Wird das Medienunternehmen, dessen 
Eigentums- und Beteiligungsverhältnisse offenzu­
legen sind, in der Rechtsform einer Aktienge­
sellsdllft geführt, so müssen die Aktien auf 
Namen lauten. 

(5) Die nach den vorstehenden Bestimmun­
gen zu nennenden Personen sind verpflichtet, 
dem Herausgeber auf dessen Verlangen die für die 
Offenlegung erforderlichen Auskünfte rechtzeitig 
zu erteilen. 

Kennzeichnung entgeltlicher Veröffentlichungen 

§ 31. (1) Ankündigungen, Empfehlungen und 
sonstige Berichte, fUr deren Veröffentlichung ein 
Entgelt geleistet wird (Anzeigen), in periodischen 
Druckwerken müsset;l eindeutig als entgeltliche 
Veröffentlichungen erkennbar sein. 

(2) Andere Beiträge in periodis~en Druck­
, Eigentums-und Beteiligungsverhältnisse werken, für deren Veröffentlichung wenn auch 
§ 30. (1) Anzugeben sind mit Namen oder' nicht ausschließlich und ,auch nur mittelbar dem 

Firma, mit Beruf oder Unternehme1}sgegenstand, Medienunternehmen oder einem Medienmitarbei­
mit Wohnort, Sitz oder Niederlassung und mit ter ein nicht bloß, gel'1ingfügi~er Vermögens­
Art und Höhe der Beteiligung der oder die vorteil zufließt, sind inhaltlich und in 'ihrer 
Medieninhaber, insbesondere der Eigentü~e~ oder Anordnung so zu gestalten, daß sie sich von den 
Pächter, der oder die Geschäftsführer, Mitglieder I übrige,n redaktionellen Beiträgen deutlich unter­
des Vorstandes und Aufsichtsrates (Organwalter) scheiden. 
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2 der Beilagen 11 

Strafbestimmung 

§ 32. (1) Mit Geldstrafe bis zu 90 Tagessätzen 
ist vom Gericht zu bestrafen, 

1. wer, wenn auch nur fahrlässig, 
a) der ihm obliegenden Pflicht zur Ver­

öffentlichung eines Impressums nidJ.t 
nadJ.kommt oder wer ein unridJ.tiges oder 
unvollständiges Impressum veröffent­
licht; 

b) der ihm nach § 28 Abs. 5 oder § 30 
Abs. 5 obliegenden AuskunftspflidJ.t 
nicht oder nicht rechtzeitig nadJ.kommt; 

c) der ihm obliegenden Pflicht zur Offenle­
gung der Eigentums- und Beteiligungs­
verhältnisse' und der grundlegenden 
Richtung nidJ.t rechtzeitig nachkommt 
oder unrichtige oder unvollständige An­
gaben über die Eigentums- und Beteili­
gungsverhältnJisse macht; 

2. wer als Mitglied des Vorstandes einer 
Aktiengesellschaft, dere~ Aktien auf Inhaber 
lauten, bewirkt, daß ein im Eigentum der 
Gesellschaft stehendes periodisches Druck­
werk herausgegeben wird. 

(2) Wer als Medienmitarbeiter oder sonst als 
Mitwirkender an der Vorbereitung oder Her­
stellung eines periodischen Druckwerkes bewirkt, 
daß eine' Ankündigung, Empfehlung oder ein 
Bericht in dem Druckwerk oder der Mitteilung 
entgegen den Vorschriften des§ 31 veröffent-

. licht wird, ist vom Gericht mit Geldstrafe, bis 
zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Hat der Täter eine der, im Abs. 1 Z. 1 mit 
Strafe bedrohten Handlungen aus Unkenntnis 
der Rechtsvorschriften begangen und ist er zuvor 
noch nicht wegen einer solchen strafbaren Hand­
lung verurteilt worden, so kann sidJ. das GeridJ.t 
begnügen, ihm eine Belehrung über die Rechts­
vorschriften zu erteilen. Der Ausspruch, daß 
dem Verurteilten eine Belehrung erteilt wird, 
vertritt den Ausspruch über die Strafe ,(§ 260 
Abs. 1 Z; 3 StPO). Eine solche Rechtsbelehrung 
ist auch dann zu erteilen, wenn das Verfahren 
wegen einer nach Abs. 1 oder 2 mit Strafe be­
drohten Handlung im Sinne des § 42 StGB be­
endet wird. 

Vierter Abschnitt 

Medienrechtliche Verantwortlichkeit 

Wahrnehmung journalistischer Sorgfalt 

§ 33. (1) Wird in einem periodischen Medien­
werk, einer Rundfunksendung oder einer Mittei­
lung ein~s Mediendienstes eine mit Strafe be­
drohte Handlung begangen, so ist der Medien­
mitarbeiter nicht zu bestrafen, wenn erwiesen 
ist, daß ein überwiegendes Interesse der Allge­
meinheit an der Veröffentlichung bestanden hat 

und daß a'uch Ihei Aufwendung der gebOlt,enen 
journalistischen Sorgfalts pflicht für den Verfasser 
hinreichende Gründe vorgelegen sind, die Be­
hauptung für wahr zu halten. 

(2) Diese Beweise sind nur aufzunehmen, wenn 
sich der Beschuldigte darauf beruft. über Tat­
sadJ.en des hödJ.stpersönlichen LebensbereidJ.es ist 
nur der Wahrheitsbeweis, und zwar nur in dem 
Umfang zuzulassen, in dem er nadJ. § 11 Abs. 2 
zugelassen werden kölmte. , 

, (3) Das Gericht hat den vom Beschuldigten 
angebotenen und zulässigen Wahrheitsbeweis 
auch dann aufzunehmen, wenn es die Erfüllung 
der journalistisdJ.en Sorgfalts pflicht als erwiesen 
annimmt. 

(4) Auf Antrag des Anklägers hat das Gericht 
bei Freispruch wegen Erfüllung der journalisti­
sdJ.en Sorgfaltspflicht auf Veröffentlichung der 
Feststellung, daß der Beweis der Wahrheit nicht, 
angetreten worden oder mißlungen ist, in dem 
periodischen Medienwerk oder in dem Rundfunk­
programm oder in den Mitteilungen des Medien­
dienstes, in denen die mit Strafe bedrohte Hand­
lung begangen ~orden ist, zu erkennen. Auf 
die Veröffentlichung sind die §§ 37 Abs. 3 und 40 
Abs. 1 und 3 sinngemäß anzuwenden. 

(5) Wird oor Seschruildiigne nur desihaDb frleQ­
gesprochen, weil die im Abs. 1 bezeidJ.neten 
Voraussetzungen vorliegen, so hat er die Kosten 
des Strafverfahrens einsdJ.ließlich der Kosten der 
Veröffentlichung nach Abs. 4 zu tragen . 

. Schutz des Redaktionsgeheimnisses 

§ 34. (1) Die an der inhaltlichen Gestaltung, 
Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung eines 
periodischen Medienwerkes oder eines solchen 
Filmes 'mitwirkenden Personen sowie die Mitar­
beiter der Rundfunkprogramme und der Medien­
,dienste sind in jedem behördlichen Verfahren 
von der Verbindlichkeit der Ablegung des Zeug­
nisses über die Person des Verfassers, Einsen ders 
oder Gewährsmannes von Beiträgen und Unter­
lagen sowie über die ihnen im Hinblick auf ihre 
Tätigkeit gemachten Mitteilungen beheit. 

(2) Soweit die Zeugnisbefreiung nadJ. Abs. 1 
reicht, ist die Beschlagnahme von SdJ.riftstücken, 
Ton-, Bild- und Datenträgern, Abbildungen und 
anderen Darstellungen, die sich im Gewahrsam 
einer vom Zeugnis ,nach ·Abs. 1 befreiten Per­
son befinden, unzulässig. 

(3) Im gleichen Umfang dürfen Gegenstände 
der im Abs. 2 bezeichneten Art, auch wenn sie 
sich nicht' im Gewahrsam einer vom Zeugnis 
befreiten Person befinden, in den Räumen .der 
Redaktion oder des Verlages oder sonst in den 
Gesdläftsräumen des Medien- oder Herstellungs­
unternehmens oder Mediendienstes nicht be­
schlagnahmt werden, ,es sei denn, daß auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, daß ein 

'3 
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solcher Gegenstand im ausschließlichen Gewahr­
sam des Beschuldigten (§ 38 Abs. 3 StPO) steht 
oder gestanden ist. 

(4) Die Durchsuchung der im Abs. 3 bezeich­
neten Räume darf nicht ohne richterlichen Be­
fehl, die Beschlagnahme von Gegenständen der 
im Abs. 2 bezeichneten Art nur auf Grund eines 
besonderen richterlichen Beschlagnahmebefehls 
vorgenommen werden. Die überwachung des 
Fernmeldeverkehrs von Anlagen in diesen Räu­
men ist unzulässig, es sei denn, daß der Inhaber 
der Anlage .der überwachung ausdrücklich zu­
stimmt. 

Verjährung 

§ 35. Die Frist der Verjährung der Strafbar­
keit der nach den §§ 32 oder 45 mit Strafe be­
drohten oder sonst durch den Inhalt eines Me­
dienwerkes, einer Rundfunksendung oder eines 
Film~s begangenen strafbaren Handlung beginnt 
zu der Zeit, da mit der Verbreitung des Mec1ien­
werkes oder der Rundfunksendung im Inland 
begonnen oder der Film erstmals im Inland 
öffentlich aufgeführt wird; § 58 Abs. 1 StGB ist 
nicht anzuwenden. Die Verjährungsfrist beträgt 
ein Jahr; ist die strafbare Handlung aber mit 
einer drei Jahre übersteigenden Freiheitsstrafe 
bedroht, so richtet sich die Frist nach § 57 
Abs. 3 StGB. 

Einziehung 

§ 36. (1) Im Strafurteil wegen einer dU,rch den 
Inhalt eines Medienwerkes, einschließlich der Mit­
teilungen eines Mediendienstes, oder durch den 
Inhalt eines Filmes begangenen strafbaren 
Handlung ist auf Antrag des Anklägers auf die 
Einziehung der zur Verbreitung bestimmten 
Medienstücke zu erkennen. 

(2) Begründet nur ein Teil des Medienwerkes 
die mit Strafe bedrohte Handlung, so ist die 
Einziehung auf Antrag .eines von der Einziehung 
Betroffenen auf diesen 'Teil zu beschränken. Die 
Kosten der Abtrennung hat der zu tragen, der sie 
beantragt hat. 

U rteiJsveröffentlichung 

§ 37. (1) Im Strafurteil wegen einer durch den 
Inhalt eines Medienw,erkes, einer R!undfunhen­
dung, einer Mitteilung eines Mediendienstes oder 
durch den Inhalt eines Flilmes begangenen' straf­
baren Handlung, ist auf Antrag des Anklägers 
auf die Veröffentlichung des Urteilsspruches und 
einer kurzen Sachverhaltsdarstellung in demsel­
ben periodischen Medienwerk oder in demselben 
Rundfunkprogramm zu erkennen. Insoweit dies 
zur Wahrung der verletzten oder gefährdeten 
Rech tsgüter oder deswegen erforderlich ist, um 
der Begehung neuerlicher strafbarer Handlungen 
entgegenzuwirken, ist auf Antrag entweder ,zu-

sätzlich oder weil die strafbare Handlung in 
einem nicht periodisch ers'cheinenden Medienwerk 
oder in einem solchen Film begangen wurde,auf 
Veröffentlichung in einem oder in mehreren 
per.iJod~schen Druckwerken z'u 'erl~elnrue.n. 

(2) Bei Abfassung der Sachverhaltsdarstellung 
hat das Gericht auf leichte Verständlichkeit Be­
dacht zu nehmen. Die Kosten der Veröffent­
lichung gehören zu den Kosten des Strafverfah­
rens. 

(3) Bei einer Verleumdung, einer strafbaren 
Handlung gegen die Ehre oder wenn eine andere 
mit Strafe bedrohte Handlung Umstände oder 
Tatsachen des Privat- oder Familienlebens betrifft, 
darf ein Antrag nur mit Zustimmung des Ver­
letzten gestellt werden, auch wenn zur Verfol­
gung der strafbaren Handlung eine Ermächtigung 
nicht erforderlich oder bereits erteilt worden ist. 

S~lbständiges Verfahren 

§ 38. (1) Ist die VerfoLgU!Ilg einer bestimmten 
Person nicht durchführbar oder ihre Verurteilung 
wegen des V:orhandenseins von Gründen, d'ie 
eine Bestr,ai[lwng ,ausschliveßen, niCht möglich, so 
~st, wenn der In:ha'lt des Medienwerkes, der 
Rundfu'nksendung, der Mitteilung des Medien­
dienstes oder des' FiLmes den objektiven Tatbe­
st~nd einer strafbaren Handlung herstellt, a·uf 
Antrag des Anklä:gerls, in den FäMen des § 37 
Abs. 3 mit Zustimmung des Verletzt.en, auf Ein­
ziehung, Urtei:lsveröffentlichung oder auf beides 
zu erkennen. Das Antra,gsrecht des ZJur Privat­
anklage Berechtigten erlischt nach sechs Wochen 
von dem Tage . an, an dem ihm die strafhare 
Handlung und der Umstand bekannt geworden 
sind, daß keine bestimmte Person verfolgt oder 
verurteilt werden kann; § 46 Abs. 1 StPO bleibt 
unberührt. 

(2) Die Entscheidung obliegt dem Gericht, das 
:flÜr ein StrafverUhren auf Grund einer Aruklage 
oder eines Strafantrages zuständig wäre; an Stelle 
des Geschwornen- oder Schöffeng:eriJchtles ist 
jed'och der Ein!l!elrichter des Gerichtshofes erster 
Instanz zur Verhandlung und Ennscheidung be­
rufen. 

Verfahrens bestimmungen 

§ 39. Im übrigen sind auf das Verrfa.hren, die 
Entscheidung über Einziehung und U rtei.Jsver­
öffentlichung und die Anfechtung der Entschei­
dung die §§ 443, 444 und 446 StPO mit der 
Maßgalbe sinngemäß <lIllZJuweriden, daß der Her­
ausgeber, der Medieninhaber und der Verleger 
zur Hauptverhandlung zu laden sind. Dies.e Per­
sonen haben die Kosten des Verfahrens, ein­
schließlich der einer UrteilsveröffentJ1ichung; zu 
ers'etzen, wenn auf Einziehung oder Urteilsver­
öffentlichung erka'nnt wird. 
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Durchführung der Urteilsveröffentlichung 

§ 40. (1) Die Urteilsveröffentlichung in dem­
seIhen periodischen Medienwerk, durch des6en 
Inhalt die stmflbare Hand1ung begangen worden 
,ist, haJt if). der ersten oder zweiten nach Eintritt 
der Rechtskraft erscheinenden Numme,r, im 
Rundfunk ~pätestens am' dr~tten Werktag, hin­
sichtlich einer Belmgsendung aber in der im § 17 
Abs. 2 bezeichneten Frist ab Eintritt der Rechts­
kraft auf die im § 17 Abs. 3 und 4 angeführte 
'Wcise unenll&dolich zu&eschenen. 

(2) Auf die Urte~1sveröffentJ1ichung in einem 
,anderen periodischen Druckwerk als dem, dessen 
Inhalt hiezu Anlaß gegeben hat, ist § 53 Abs. 1 
und 3 sinngemäß, anzuwenden. 

(3) Für die Vollstreckung des Erkenntriisses 
au,f U rteillsveröffentlichU!Ilg nach Abs. 1 oder 2 
,gilt § 53 Abs. 3. 

Haftung 

§ 41. (1) Der Henusgeb.er und der Medien­
in!ha.ber haften mit dem Vel'urteilten für die 
Gel.dstrafe, die Kosten der Urteilsveröffent­
lichung und die Kosten des Ved.aJhrens, wenn 

,1. durch den Inhalt des periodischen Medien­
w,erkes, e~ner RundfuMslendung oder ein,er 
Mitteilung eines Mediendienstes eine mit 
gerichtllicher Stnfe bedrohte Handlung oder 

2. von einem Medienm]tarheiter eines solchen 
Medienunternehmens oder eines Medien­
dienstes eine nach diesem Bundesgesetz mit 
gerichtlich,er Strafe bedrohte Handlung 

begaJngen worden ist und deshalh eine Geld­
strafe verhängt oder auf Urteilsv,eröffen~lichung 
erkannt wird. 

(2) Ülber die Haftung ist im Strafurteil Zl~ 
entscheiden. Der HeraJusgeber und der Medien­
inhaber, ist einer von ihnen :l!ber eine juristische 
Per,son oder eine PeI'sonengeselischaft de:s Han­
delsrechtes, die zur VertretJung- na,ch außen be­
fugten Personen\ s1nd zur Hauptverhandlung 
zu laden.' Sie haben die Rechte des Beschuldig­
ten; insbesondere steht ihnen das Recht zu, alle 
Verteidigung.smittel wie der Be.schuldigte vorzu­
bringen und' das U rtea in der Hauptsache anzu­
fechten. Doch werden das Verfahren und die 
Urteilsfä'llung durch' ihr Nichterscheinen nicht 
gehemmt; auch können sie geg,en ein in ihrer 
A'bwes'eniheit gebälltes Urteil keinen Einspruch 
erheben. Die EntsCheidung üher die Haftung 
oder ihr Unterbleiben bildet einen Teil des Aus­
spruches ÜJber die Strafe und kann vom Heraus­
,gelber, Medieninhaber, Inhaber und Ankläger mit 
rBerufung angefochten werden. 

(3) Die Haftung i.st in An.spruch zu nehmen, 
wieruru .dwe GeJ1d1strafe ,oder ,die Kostell1 aus dem 
beweglichen Vermögen des Verurteilten: nicht 

I 

I 

eingebracht werden können. Der Einbningungs­
versuch, kann ,unterbleiben, wenn Einbringungs­
maßnaihmen offenkundig aussichtslos sind. In:so­
weit Eirrbringungsmaßnahmen beim Haftenden 
erfolglos bleiben, ist, unbeschaldet des § 1,9 Abs. 4 
StGB, die entsprechende ErsatZJfreiheios.strafe am 
Verurtei:lten zu voI:1zidh'en, 

Medienrechtliche Beschlagnahme 

§ 42. (1) Das Gericht hat a:uf Antrag de~ An­
klägers die Beschbgnahme der zur Verbreitung 
bestimmten Stücke eines Medienwerkes, ein­
schließlich der Mitteilungen eines Mediendien­
:stes, anzU'ordnen, 

1. wenn hinreichende Gründe für die Annahme 
vOflliegen, daß die VoraussetzU'ogen für die 
Eil1izieh;ung ,gegeben seien, und 

2. 'wenn das' Bedürfnis nach dem durch die 
Beschla:gnahme angestrebten und erreich­
hamen Recht.s~chu'tz schwerer wie~t aLs daJs 
durch die Beschlagnahme gefährdete Inter­
esse an einer nicht verzögerten Unterrich-

,tung der öffentlichkeit durch das Medien­
werk. 

(2) Betrifft der Besch:lagnahmeantrag ein perio­
disches Medienwerk, so ist bei' delr Interes'sen­
abwägung nach Abs. 1 Z. 2 zu berücksichtigen, 
ob dem Rechtsschutzinteresse nicht auch durch 
die Veröffentlichung ,einer Mi,tteilung ülber das 
VerfoI,gumgofuegelhren Genüge getan werden kann. 
Bejahendenfalls hat da,s Gericht, wenn sonst auf 
die Beschlagnahme zuerkennen wäre, statt des:sen 
mit Beschluß die Veröffentlichung eineT kunen 
Mitteäul1Jg in dem periodischen Medienwerk an­
zuordnen. Es hat dabei die Veröffentlichungs­
form unter Bediachtnahme a:uf § 17 Albs. 3 zu 
bestimmen. Die Veröffentlichung hat in der 
ersten oder zweiten Nummer nach Zusteillung 
des Beschlus,ses olllle Einschaltungen und Weg­
la.ssungen unentgeltlich zu geschehen. Im übrigen 
.geLten die §§ 20 Abs. 3 und 53 Abs. 3 entspre­
chend. 

§ 43. (1) In dem die Beschlagnaihme anordnen­
den Beschluß ist anzugeben, wegen welcher Stelle 
des Medien werkes und wegen des Verdachtes 
welcher strafharen Handlung die Be.schlagnahme 
:angeordnet wird. 

(2) Eine rteueflliche Beschlagnahme derselben 
Nummer des periodischen Medienwerkes oder 
sonst dessdben Medienwerkes auf Antrag des­
,selben Anklägers wegen .einer anderen Stelle ist 
nicht zulässig. 

(3) Die keinen strafbaren InhaLt enthaltenden 
Teile sind auf Antrag und auf Ko.sten eines von 
der Beschlagnahme Betroffenen auszuscheiden, 
wenn dlies zweckmäßig ist. 
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Erlöschen der Beschlagnahme 

§ 44. Die Besch4agnahme el'1lischt, 

1. wenn der Ankläger nicht binnen acht Tagen 
von dem Tag an, an dem er von der Be­
schlagnahme in Kenntnis gese,tzt worden ist, 
~ie Einl,;itung eines StrafverfaIhrens gegen 
ellle bestmtmte Person beantragt oder. einen 
ge~onderten Antrag auf Einzielhung stellt 
oder 

2. wenn die Einleitung eines Vert,a:hrens rechts~ 
kräfoi,g aibgelehnt oder das eingelei,tene Ver­
f'a.hren rechtskräftig beendet wi,rd, ohne daß 
auf Einziehung erka:nIlit wind. 

Verbreitungs- oder Veröffentlichungsverbot 

§ 45. (1) Sol~nge die Beschla!gnahme dauert, 
sind die weitere Verbreitung der Medienstücke 
.und die neuerliche VeröffentliChung der den Ver­
dacht einer strafbaren Handlung begl1Ündendcn 
,steHe (§ 43 Abs. 1) v,el'boten. . 

(2) Wer entgegen dem Abs. 1 Medienstücke 
ver'breitet oder den Ider Besdllagnahme rugrund,e 
liegenden Inhah veröffentlicht, ist vom Gericht 
m~t Geldlstflaf,e bi.s 7JU 90 Tagessä:tzen zu he­
strafen. 

Entschädigung für ungerechtfertigte Beschlag­
nahme 

§ 46. (1) Wenn die BeschI.vgnahme erlischt 
oder vom Gericht aufgehoben wird, ohne daß 
,auf Ein,ziehung erkannt wird, hat der Bund dem 
Medieninhalber des periodischen Medienwerkes, 
sonst dem Verleger des Medienwerkes oder dem 
Inharber des Mediendienstes . auf dessen Verlang,,,n 
die durch di'e Bresch1a.gnaihme ,und ,da.s Vier'brei­
tungsvel'1bot entstandenen vermögen~rechtlicher' 
Na,chteile in Geld zu ·ersetzen. 

(2) ht e~ne Mitteilung nach § 42 Abs. 2 ver­
öffentlicht und das darin erwähnte Strafverfahren 
in der Folge jedoch wenigstens 7Jum Teil auf 
andere Weise als durch ein vel'urteilendes .Er­
kenntnis.beendet und auch nicht ,auf Einziehung 
'erkannt worden, &0 ist der Medieninhalber zu 
ermächtigen, in diesem eine kurze Mioteilung 
darüber zu veröffentllichen. Die Veröffentlichung 
hat in einer dem § 17 enosprechenden Fül'1m zu 
geschehen. Die Kosten der Veröffentlichung hat 
der Bund zu tr'agen. Er hat ferner das ü:bliche 
Ei~s~a;\tungsentge1t für die YeröffentlichUing der 
Mme1'lung na:ch § 42 Abs. 2 ZiU entrichten. 

;(3)' Wunde a,UJf Beschlagnahme oder auf Ver­
öffentlichung einer Mitte~lung nach§ 42 Ahs. 2 
auf Grund des Antnages eines Priv,atankläge,rs 
erhnnt und ,handelte ,diooer bei Soei,IlJer Antrae'­
steJ.lung wider besseres Wissen oder unterli:ß 
er die Weiterverfolgung seines Stnafansprumes 
oder die Stellung eines Antrages am' Einziehung, 
so. hat der Bund gegen den PriV'atank'läger An-

spruch auf Rückersa'oz, wenn er dem Ge.schädig­
ten nach dem Abs. 1 oder 2 Ersatz geleistet hat. 

(4) Im übrigen sind die§§ 5, 6 Abs. 2, 7, 8, 
9 Abs. 1 und 2 und 10 Albs. 1 und 3. des Amts­
hafoungssesetzes, BOB1. Nr. 20/1949, mit der 
'Maßg;albe sinngemäß aruZiuwenden, daß . 

1. der Geschädigte seine AuHorderung bei son­
stigem VeeLust des Anspruches binnen d,rei 
Monaten, nachdem die B·eschlargDJahme er­
lüschen ist, sofern aber' ein Strafverfahren 
oder sdhständi,ges Verfa.hren eingeleitet wor­
den ist, binnen drei Münraten nach dessen 
nechtskräftiger Beendigung am die Finanz-

'. prokuratur zu rimten hat und 

.2. ,elier Erutschädi!~,~sanspr.uch d1'lei Monate 
nach AbLauf des Tages verjährt, an dem 
dem Geschädigten die Ablehnungserklärung 
der FinaßlZ.prokuratur zu eigenen Handen 
'zugestdlt worden oder die dreimonatige 
ErlkIärungsf.rist a:hgelaufen ist. ' 

(5) Die Bestimmungen des Amt~hiaf.tungsgeset­
zes werden durch die vorstehenden Bestimmun­
gen nicht berührt. 

(6) Auf die Beschilagnahme einzdner Medien­
stücke zur Sicherung des Beweises oder zur Siche­
rung der Einzieihung nach § 26 StOB sind die 
vOl'1stehendcn Bes,timmungen nicht anlZuwenden; 

Ort· der Begehung 

§ 47. (1) Eine nach den §§ 31 üder 45 mit 
StraJe bedrohte Handlung und eine durch den 
InharIt eines Medienwerkes he~angene str;aflb.are 
Handlung ist an dem Ort begangen, an dem 
das Medienwerk in Verkehr g~bracht w:ord.en ist, 
wenn alber dieser Ort im Aushnd liegt, an dem 
Ort, an dem die Mediensciicke 7Juerst im InLa>nd 
'ausgeliefert worden sind. Ist weder der eine noch 
der andere Ort bekannt, so. gilt als Tatort jeder 
Ort, von dem aus das Medienwerk im Inland 
'verlbreitet worden ist. 

(2) Ist eine der im Abs. 1 bezeichneten straf­
Ibaren Handlungen in einer Rundfunksendung 
begangen worden,so ist Ta1)ü1"t derjenige Ort, 
v,orm dem ,aus ,diie R'UIlJdfUll1k~eIlJdung fZ\urenSit ver­
breitet worden ist. Liegt dieser Ol'1t ,im Ausl'and 
oder ist er nicht bekannt, dann gih a\.s Tato1"t 
jeder Ort, an dem die Rundfunk,sendung im 
Inland empfangen werden lmnnte. . 

(3) Unbes,chadet der Abs. 1 und 2 ist eine 
durch den lnihalt eines Filmes begangene straf­
bare Ha>ndlung arn _dem Ort bega,ngen, an dem 
der Blm im Irnhnd erstmaLs öffentlich vürge­
führt worden ist. 

Zuständigkeit in Mediensachen 

§ 48. (1) FrÜr da's VeI'fahren wegen. eines Me­
dieninrhaltsde1iktes oder wegen einer nach die­
sem Bundesgesetz mit gerichtlicher Strafe be-
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drohten HandJ.ung ist in er~er Instanz das mit 'I Bedacht zu nehmen. Unter diesen Gesichtspunk­
der Gerichtslbarkeit in Strafsachen betraute Lan- ten kann die Alblieferung bestimmter Arten von 
desgericht zuständig, in dessen Sprengel die Ta.! Druckwerken der im § 60 Abs. 1 Z. 5 bezeich­
hegangen worden i,st. Insoweit erstreckt sich der neten Beschaffenheit wegen ihres iiber den un­
Sprengel des Landesgerichtes auf das Bundes- mi,tte1baren Tageszweck hinausgehenden Infor­
hnd, in dem sich das Landesgericht befindet, matilonsgehaltes an die österreichicsche National­
Ist die Tat in Wien oder in Niederöstertreich bibliothek angeordnet, und es können Druck­
be'gangen word'en, so ist da,s Landesgericht für weI'ke a,us bestimmten Fachgebieten oder be­
StmfsadJ.en W,ien zuständig. Dieser Gerichtshof stimmter Art von der Ablieferung an bestimmte 
,ist auch zuständig, wenn die mit Straf,e b6drom.te iBihliouheken anIsgenommen werden, wenn diese 
Handlung durch eine Sendung_ des österreichi- solche Druck";erke zUr Erfüllung ihrer Aufgaben 
schen Rundfunks oder durch eine a,usländischenicht benötrgen. Die Stückzahl darf insgesamt 
Rundfunksendung begangen wurde. !bei pertodischen Druckwerken nicht menr als 

(2) Der Gerichtshooer,ster Instanz übt seine 
Tätigkeit in den im Abs. 1 bezeichneten Ver­
Ifahren, wenn sonst nach Art und Höhe der 
angedrdhten Str:afe ,das Bezirk,sger,icht zuständig 
wäre, durch Ei:nzeilrichter aus. In jedem Verfah­
ren vor dem Einzelrichter des Gericht,shofes 
erster I.nstamz. ist § 455 Abs. 3 StPO anw~ndbar. 

(3) Das sdbständige Vet11iaihren nach den §§ 12 
Albs. 2 und 18 Albs. 1 dbliegt dem Einzelrichter 
der nach Abs. 1 zuständigen Gerichtshöfe erster 
~~m. ' , 

Anklageberechtigung 

§ 49. Wil"d gegen ein Medienuntemehmen 
eine stra!fbareHandlung gegen die Ehregerich­
tet, ohne daß erkennbar ist, auf welche Medien­
mitarbeiter der Angriff ahzielt, so i,st der Her­
'ausgeber berechtigt, die Ank!lage zu erheben. 

F ü n f t e r Ab sc h n it t 

Bibllotheksstücke 

Ablieferung von Bibliotheksstücken 

§ 50. (1) V'on jedem DI1uckwerk, 
1. da,s im Inland verlegt wifld oder erscheint, 

'hat der Verlege,r, 
2. das im Aus<land, vel1legt wird und erscheint, 

jedoch im Inland hergesteUt wird, aJber der 
Hersteller 

an die österreichische NaüÜlna,lbibliodhek, die 
Parlaments:bibEothek, die Administrative BihI.io­
'lJhek des Bundesbnzileramtes ünd an die durch 
Verordnung zu bestimmenden Universitäts-, 
Studien- oder Landes'bibliotlheken eine ebenso 
zu bestimmende Anzahl von Stücken abzulie-

. fern, Eine entsprechende Aiblieferungspflicht 
trifft die Inhaber der Mediendienste in Anse!hung 
der in Medienstücken verhlieiteten MitteiIungen. 

(2) Druckwerke der im . § 60 Abs. 2 oder 5 
bezeichneten Art sind, soweit na,ch Abs. 3 nichts 
anderes bestimmt wil1d, nicht abzuliefem. 

'(3) Bei B,eSltilffiII1:uI1Ig der Bib~~othemen und 
,der Stück!za,h! ist auf die Aufgahen der, Archi­
vierung und Information und' die Interessen von, 
Forschung und Unteroricht sowie auf die bundes­
staatliche Gliederung der RepubLik ös.terreich 

zwölf, so.nlSt nicht mehr als ,sechs betra,gen. 

(4) Die Stücke sind den B1bliotheken binnen 
vieI"Zed;m Tagen nach Beg~nn der Verbreitung 
abZU'lia'vern. 

Ablieferung und Vergütung 

§ 51. (1) Bei Druckwerken, die im Inhnd zwar 
hergestellt, daselbst jedoch weder verlegt wer­
den noch erscheinen, genügt die Ablieferung von 
Stücken der vom HersteNer ausgelieferten Art. 

(2) Weliden Druckwerke, del"'eri Ladeonpr,eis 
den Betrag· von 1 200 S übel1steigt, nicht binnen 
sechs Wochen zuruckgesteIlt, so hat die empfangs­
>berechtigte Stelle die Hälfte' des La!denpreises zu 
vergüten. Bei Werken, die aus zwe,i oder m~hre­
ren ein~eln verkäuflichen Teilen beIStehen, ist 
eine Verigütung für jeden dieser Werkteile ~u 
,leisten, dessen Ladenpreis den angegebenen Be­
trag übersteigt. 

Durchsetzung 

§ 52. (1) Werden Bibliotheks,stücke nicht 
rechtzeitiga!bgeliefert, so können die empf.angs­
berechtigten Stellen zur Durchsetzung ihres An­
spruches die Erlassung eines Bescheides durch die 
im Albs. 2 bezeichneten Behörden begehren, in 
dem die Ablieferung dem nach § 50 dazu Ver­
pflichteten aufgetfaJgen wird. 

(2) Wer der ihm nach § 50 obliegenden Ab­
liefel1ungspflicht nicht nachkommt, begeht eine 
Verwa'ltungsübertretunrg und ist hiefür von der 
n'ach dem VeIilags- oder HersteHungsort zustän­
digen Bezirksverw,altungsbehärde, im örtlichen 
Wirkungsbereich einer Bundespolizeibehörde von 
dieser, mit Geldstrafe bis zu 30 000 S zu be­
strafen. ' 

Sechster Abschnitt 

Veröffentlichung von Anordnungen und Ent­
scheidungen 

Veröffentlichungspflicht 

§ 53. (1) In periodischen Druckwermen, die 
Anzeigen veröffentllichen, ,sind 

1. Aufrufe Ui11Jd Anol1dnun'g,en von Bundes­
und Landesbehörden in Kl1isen- und Kata­
strophenfällen und 

2 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 15 von 52

www.parlament.gv.at



16 2 der Beilagen 

2. gerichtliche Entscheidungen, aIUIf deren Ver­
öffentlichung in di.esem Druckwerk el'kannt 
worden ist, 

in der gesamten Ausgabe einer der ,ensten drei 
nach der Einsendung erscheinenden Nummern 
gegen Vergütung des üblisnen Einschaltungsent­
ge1tes zu veröffentlichen. 

(2) 'In den Programmen des Rundfun1k,s sind 
nur s'cylche gel'ichtliche Entscheidungen zu ver­
öffentilichen, die sich :l!uf eine Veröffentlichung 
in' einer Sendung des betreffenden Programms 
hezielhen. Sorweit die bundesgesetzlichen Vür­
schriften, auf Grund deren auf die Veröffent­
lichung erkannt wird, nicht anderes bestimmen, 
hat die Veröffentlichung binnen ach,t Tagen nach 
Einsendung an das Medienunternehmen, hin­
sichtlich des Osterreichischen Rundfunk,s an den 
Generalin tendanten, durch Ver lesung des Textes 
zu geschehen. § 5 Abs. 2 des Bundesgesetzes 
BGBI. Nr. 397/1974 bleibt unibeIÜihl1t. 

(3) Die VeröffentlichUlng gerichtlicher Ent­
scheidungen hat OIhneEinschaltungen und Weg­
lassungen zu geschehen. Ein ZusaJtz hat sich vün 
ihr deut:lich abzuheben. § 31 gilt für solche Ver­
öffentlichungen nicht. Der Herausgeber hat die 
erfolgte Veröffentllichung binn,en acht Tagen von 
dem ZeinpUlnl>;t an, bis zu dem sie nach Abs. 1 
oder 2 zu g,eschehen hat, dem Gericht nachzu­
weis,en, das in erster Instanz erkannt hat. Wird 
die V,eroffentJlichung nicht rechtzeitig nachge­
wiesen oder ist sie nicht gehöl'ig erf;olgt,so hat 
das Gericht die Veröffentlichung in sinngemäßer 
Al1!wendung des § 24 V'on Amts wegen durchzu­
setzen. 

Siebenter Abschnitt 

Vürschriften über die Verbreitung 

Verbreitung periodischer Druckwerke 

§ 54. (1) Periodische Dfluckwerke dürfen, un­
Ibeschaclet der sich aus anderen Rechtsvorschriften 
el'gelbenden (ß,e'schränrkul1!g,en, sowohl von einem 
festen: Standürt aus als auch auf der Straße und, 
sofern es der Verfügungsberechtigte nicht unter­
S:l!gt, an a:nderen öffentlichen Orten verhreitet, 
jedüch nicht von Ha,us zu Haus yertrieben wer­
den. 

(2) Auf der Straße und anaiUcleren öffent­
lichen Orten dürfen periodische Druckwerke von 
Personen unter achtzehn Jahren nicht vertrieben 
und V''On Persünen unter vierzehn J aihren ü:ber­
di'es audi nricht unentge1t1lich verteilt werden. 
Von diesem Verbot ist der Vertrieb von Druck­
werken, die von Minderjähri.gen für Minder­
jährige herausgegeben werden, durch Persünen, 
die das vierzehnte Lebensjahr v'Ollendet haben, 
ausgenommen. 

(3) Auf jeder Nummer !einles periodisch,en 
D!1uckwerkes, das zum Verkauf '<l!n öffentlichen 
Orten bestimmt ist, muß ihr Preis deutlich ver7 
merkt sIein. 

-Anschlagen von Druckwerken 

§ 55. Zum Anschlagen, Aushängen und Aufle­
gen eines Druckwerkes an einem öffentlichen Ort 
bedarf es keiner behördlichen Bewilhgung. Doch 
kann dieBezirksverwaltungsb~örde, im örtlichen 
Wirkungsbereicb, einer BundespüLizeilbehörde 
diese, zur Aufrechterlhalru:ng ,der öffentiIichen 
Ordnung anürdnen, .daß das Anschlagen nur an 
bestimmten Plätzen erfülgeri darf. 

Sammeln und Entgegennahme von Bestellungen 
auf periodische Druckwerke 

§ 56. (1) B,estellung,ena'Uf per~üdische Druck­
werke dürf.en vüm Verleger des Druckwerkes, VOn 

BevüllmäCt~ti.gten des Ver.lcigers, vün Personen, die 
zum Kieinverkauf per,iodischer Druckwerke be­
fugt sinid, und vün Bevüllmächtigten dieser Per­
sül".lcn v1o.n Haus zu Hiaus gesa:mmdt Wlerden. Die 
angeführten Persünen müssen einen amtlichen 
Licht;bildausweis mit sich fü'hren: und diesen auf 
Verlangen ibehördl,ichen Organen vürwei'sen. Das 
Sammeln vün Bestellungen anderswo, inslbesün­
dere auf der Straße, ist verhüten;. 

(2) Bestellungen: auf periodische Druckwerke 
dürfen nur entgegengenommen wer,den, 

1. in denBetrie'bsstätten o.der der Wühnung des 
Verlegers des per,iodischen Druckwerkes 'Oder 
,der zum Kleinverkauf periodische,r Druck­
werke befuigten Person, 

2. auf Messen, messeähnlichen Veranstaltungen, 
Märkten und marktähnlichen Veranstaltun­
gen urud 

3. anläß1ich des gemäß Ahs. 1 zulässigen Sam­
meln:s vün 'Be:stellungen. 

(3) Werden Bestellungen unter Nichteinhaltung 
,der Bestimmurugen ,des Abs. 2 entgegengenüm­
men, sü hat der Käufer das Recht, spätestens am 
fünften Tage nach Absch}uß des Vertrages vün 
diesem sch!1iftlichzurückzutreten. ;Es genügt, 
Wlenn die Rücktritt~erMärurug Ib~n'lllf:n fünf T,a­
gen zur Püst gege!ben wird. 

(4) Die Bestimmungen der Albs . .! Ibis 3 gel­
t,en: sinngemäß für .die Vermietung period~scher 
Druckwerke. 

(5) Uni d,ie Ausstellung von Lichtbildaus­
wei.sen für die im Abs. 1 angeführten Personen 
'halben ,der Verleger und der Kleinverkäufer ,für 
sich und ,ihre Bevüllmächtigten 'bei oder Bezirks­
verwaltungs:behör,de an'zusuchen und gleichzeitig 
hinsichtLich ihrer Bevüllmächtigten nachzuwei­
sen, daß diese ihre Angestellt.en sjnd~ 
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(6) Die Ausstel1ullJg des Ausweises ist zu ver~ 
weigern, wenn die Person, für welche der Aus­
weis beantragt wird, w.egen einer vorsätzlichen, 
mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedroh­
ten Handlung oder wegen einer aus Gewinn­
sucht !begangenen oder gegen die öffentliche Sitt­
lichkeit verstoßenden strafbaren Handlung von 
einem Gericht verurteilt worden ist und nach 
,der Eigenart der strafbaren Handlung und der 
Persönlichkeit des Verurteilten die Begehung 
der gleichen oder einer ähnlichen Straftat im 
Geschäftsbeoriebzu befürchten ist. 

(7) Der Ausweis ist durch ,die Bezirksverwal­
tung~behörde zurückzunehmen, wenn sich er­
gilbt, -daß ,die im Abs. 6 angeführten Umstände 
nach der -Ausstellung ei.ngetreten sind. Ausweise, 
die den Tatsachen nicht mehr entsprechen, sind 
der Bezirksverwaltungsbehörde zurückzustellen. 

§ 57. Die Besrimmungender Gew-.erbeord­
nung 1973, ::BGBL Nr. 50/1974, über das Sam­
meln und ,die Enugegennahme von Bestellungen 
ible_~ben durch § 56 unberührt. 

Strafbestimmungen 

§58. (1) Wer einer der Bestimmungen der 
§§ 54 und 55 zuwiderhandelt, begeht eine Ver­
waltungsübertremng urud ist ihiefür von der 
Bezirksverwaltungsbehörde, ,im örtlichen Wir­
kungsberei,ch ein~-r 'Bundespolizei:behörde von 
dieser, mit Gerdstrafe his zu 20000 S zu be­
strafen. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Im StraBbescheidsind die Stücke des Druck­
werkes, auf die, sich :die strafbare Handlung be­
zieht, ,für verfallen zu erklären. . 

(4) Wer einer der Bestimmungen des § 56 
zuwiderhandelt, begeht eine Verwailtungsuber­
tretung und ist hiefür von der iBezil'ksverwal­
tungs1hehörde mit Gddstrafe his zu 20000 S zu 
hestraJfen. 

Ach ti: r Ab s c h n i t t 

Begriffsbestimmungen und Geltungsbereich 

Begriffsbestimmungen 

§ 59. Im Sinne der Bestimmungen dieses Bun­
desge-sletz-es ist 

1. "Medienwerk": j-edes in einem Massenher­
'stellungsverfahren in Medienstücken herge­
steUtes Erzeugnis, mit dem .gedankliche In­
halte in Sch-l'ift oder bi];dlicher Darstellung' 
(Druckwerk) oder in Laufhildern oder in 
Ton (Bild- und Tonträger) e1nem größeren' 
Personenkreis zugänglich gemacht werden 
sollen; 

2. "periodisch": ein Druckwerk oder Medien­
werk, daJs unter ,demse~ben Namen in .fort­
laufendoen Nummern wenigstens viermal im 

Kalenderja;hr in gleichen .. oder . un,gleichen 
Abständen e,rscheint und dessen ein~elne 
Nummern, mag auch jede ein in sich abge­
schloiSsenes Ganzes bilden, durch ihren Inhalt 
in Zusammenhang stdhen; 

3. "Medienunternehmen": e1n Unternehimen, 
in d'emmit technischen oder .immateriellen 
Mitteln entweder die inhaltliche Gestaltung 
von periodisch erscheinenden Med~enwer­
ken, allenfalls auch deren Herstellung und 
Verbreitung, oder das IrlNetkehrbring-en 
vo,n Medienv."erken fortgesetzt verfolgt 
wird oder 'ein Unternehmen, das Rundfunk 
im Sinne des Art. I zum Geg:enstand hat; 

4."Mediendienst": ein Betrieb, der Medien­
unternehmen mit Beiträgen in Wort, BiQd 
oder Ton v-ersorgt, wie Press,e- oder Bild­
agenturen und Materndienste; 

5. "Medieninhaber": die natürliche oder· juri­
stiisu.~e P'erson öder d)~e Personengesell-

. sch,aft des Handds,r,echtes,die das Medien­
unternehmen oder den Mediendienst ,auf 
ihre Rechnung betre1ibt und eine in einem 
solchen Medienunternehmen vOirausgesetzte. 
Verfügungsrnacht hat; 

6. "Herausgeber": die natürliche oder juristi­
sche P.erson oder die PersonengeseUschaft des -
Handelsrechtes, die die grundlegende Rich­
tung des pefiiodisch erscheinenden Medien­
werkes 'bestimmt, bei Rundfunkprogrammen 
derjenige, dem die obers Oe eigenverantwort­
liche Besorgung des betreffenden Pro-. 
gramms obliegt; 

7. "Hersteller": die natürliche oder juristische 
Person oder die Personenge,sellschaft des 
Hande1srechtes, die die Massenherstellung 
des Medienwerk,es besorgt oder da-s Unter­
nehmen 'betreibt, das diese Massenhefistellung 
zum Gegenstand hat; , 

8. "Verleger": die natürliche oder juristische 
Person oder die P,ersonengeseUschaft des 
Han:delsrechtes, ,die das Ersch'einen des Me­
dienwerkes durch Inverkehrbringen der 
Medienstücke hesorgt oder d:ls Unterneh­
men betreibt, das dieses Inverkehrbringen 
zum Gegenstand 'hat; 

9. "Medienmitarbeiter": jeder in einem Me­
dienunterndlimen oder· Mediendienst an der 
illhaltlichen Gestaltung der Veröffentlichun­
:gen berufsmäßig Mitwirkende; 

10. "Erscheinungsort": jeder Ort, von dem aus 
die Medienstücke in Verkehr gebracht wer­
den oder die Rundfunksendung zuerst ver­
breitet wird. 

Geltungsbereich 

§ 60. (1) Von den BeslJimmungen dieses B~­
desgc&etzes sind nur die §§ 27, 33 bis 49 und 54 

2 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 17 von 52

www.parlament.gv.at



18 2 der Beilagen 

Aibs. 1 und 2, 55 und 58 Albs. 1 bis 3 ,auch atnzu­
wenden auf 

1. Medienwerke und Rundfunksendungen, de­
ren Erscheinungsort niche im Inland lie,gt; 

2. von einem fremden Staat herausgegebene 
oder verlegte Medienwerke und Me&en­
werke, die von einer in österreich akkredi­
tierten oder mitakkredi6erten: Mis,~ion, 
einer in österreich errichteten konsulari­
schen Vertretung ader ,einer über- oder 
zwischenstaatlichen Einrichtung, ,der öster­
<reich angehört oder mit der es offizielle Be­
ziehungen un~erhält, herausgegeben oder 
verlegt werden; 

3. Medienwerke, die vom Nallionalrat, Bundes­
rat, von der Bundesvel"Sammlung oder 
einem Landta.g oder die von einer Behörde 
in Erfüllung von iAufgaben der Hoheitsver­
waltung oder der Gerichtsbarkeit herausge­
geben oder verlegt werden und als ,amtlich 
erkennhar s1nd, und ,als amt!llich 'erkenDJbare 
Teile von Medienwerken, sofern die ange­
führten. V oraus,setzungen nur auf diese zu-
treffen; , 

4. :M.edi,enw,erke, d~e von der öS'berr,eichüschen 
Akademie der W1ssenschaften oder vom 
Internationalen Institut für angewandte 
Sysuemanalyse herausg,egeben oder verlegt 
wer,den; 

5. Medienwerke, die im Verkehr, im häusli­
chen, geselLigen, kultur,ellen, wissenschaft­
lichen oder religiösen Leben, im Vereins­
leben, .im Wirtschahsleben, im ~ahmen <kr 
Tätigkeit eines Amtes oder einer Int'eress~n­
vertretung ad,er bei einer anderen ver­
gleidIbaren Betätigung ausschließl,ich als 
Hilf~mittel . dienen, 'sofern damit nicht Mei­
nungsbildung betrieben wird. 

. (2) Die Bestimmungen ,die~es Bundesgesetzes 
sind, Isoweit darin nichts ander,es ausdrücklich 
bestimmt ist, aufMediendienste und del'en Mit­
tei'lungen, soweit d~ese nur oder nahlezu aus­
schließLich· an Medienunternehmen abgegeben 
wel'den, nicht anzuwenden. 

(3) Soweit in Bestimmungen di·eses Bundes­
g,esetzes auch auf Filme Bezug genommen wird, 
g,elten diese Bestimmungen nur für Filme, .die 
zur öffentlichen Vorfiihrung 'bestimmt 'llind. 

ARTIKEL III 

Begutachtungsrecht der Berufsvereinigungen der 
Medien 

Die kollektivV1ertragsfähigen Berufsvereinigun­
gen der im Medienwesen tätigen Arbeitnehmer 
und Arheitlg'eber können unter Einräumung einer 
angemessenen Fflist zu Gesetzes- und Verord­
nungsentwürf'en, die das Medienwesen hetreff'en, 
gehört werden. 

ARTIKEL IV 

Änderung des Rundfunkgesetzes 

Das Bundesgesetz vom 10. Juli 1974, BGBL 
Nr. 397, über die Aufgaben und die Einrichtung 
des österreichischen Rundfunks, in der Fal%ung 
des Bunde~gesetzes BGBL Nr. 80/1975, wird wie 
folgt geändert: 

1. Der dritte Ibis fünfte Satz im Abs. 1 des § 5 
und die §§ 21 bis 24 entfallen. 

2. Im § 27 Abs. 4 tflitt an die Stelle J'6S dritten 
Satzes folge!lide Bestimmung: 

,~ühenlli'es hat er jedermann, ,der daran 
ein rechtliches Interesse darzutun vermag, 
Einsicht in die Aufzeichnungen zu gewäh­
ren." 

ARTIKEL V 

Ersetzung von Begriffen 

Sow,eit in a;nder,en Bundesges·etz,en auf Bestim-' 
mungen verwiesen wird, die durch dieses Bun­
desgesetz geändert oder aufgehoben werden, ler­
hält die Verweisung ihren Inhalt aus den ent­
sprech.enden !Bestimmungen <fieses Bundes!1iesetzes. 

ARTIKEL VI 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Jän­
ner 1980 in Kraft. 

(2) (VerfassuIlJgsbestimmung) Mit Ablauf des 
31. Dez·em:ber 1979 treten außer Kraft: 

1. der Art. 13 des Staatsgrundgesetzes vom 
21. Dezember 1867, RGBI. Nr. 142, über 
die allgemeinen &echte der Staatsbürger; 

2. die Z. 1 und 2 des 3eschlUisises der Provisori­
schen Nacionalveflsammlung vom 30. Okto­
ber 1918, StGBl. Nr. 3; 

3. das BundesverrfassunJgSig'esetz vom 10. Juli 
1974, BGBI. Nr. 396, über die Sicherung der 
Unaibhäuigigkeit des Rundfunks. 

(3) Mit Ablauf' des im Abs. 2 bezeichneten 
Tages treten mit den sich aus Art. VII erge­
benden Einschränkungen außer Kraft: 

'1. das Gesetz ibetreffend einige Ergänzungen 
des allgemeinen Strafgesetzes, RGBL Nr. 8/ 
1863, soweit es noch in Geltung sveht; 

2. d:lls Bundesgesetz vom 7. April 1922, BGBL 
Nr. 218, über die Pres'se; 

3. die Strafgesetznovelle 1929, BGBL Nr. 440, 
soweit sie noch in Geltung staht. 

(4) Eine Verordnung auf Grund des § 50 oder 
§ 56 kann bereits von ,dem der Kundmachung 
dieses Bundesge.s.etzes folgenden Tag an erlas,sen 
werden. Sie darf aber frühestens mit dem im 
Abs. 1 bezeichneren Zeitpunkt in Kraft gesetzt 
werden. 
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ARTIKEL VII 

Übergangsbestimmungen 

(1) Die ,die Entgegnung betreffenden Bestim­
mungen der Bundesgesetze BGBl. Nr. 218/1922 
und BGBL 397/1974 sind auch nach ,dem Inkraft­
tr,eten dieses Bundesgesetzes anzuwenden, wenn 
das B~gehren nach Aufnahme der Entgegnung 
vor diesem Zeitpunkt gestellt wmden ist. 

(2) Auf V,erf,ahren, ,die bei Inkrafttreten dieses 
Bunde~gesetzes !bereits anhängig sind, sind die 
verfaJhrensrechtlichen Bestimmungen ,des Bundes­

'gesetzes BGBl. Nr. 218/1922 weiterhin anzuwen-
den. Als anhängig gilt eine Sache, sobal~ ein An­
trag auf Binloeitung des Strafverf .. hrens oder 
selbständigen Verfahrens gestellt ist. 

(3) Die Iboi Inknafttret'en d1esE's Bun'desg,es,erz,es 
hestehendlelIl Redaktionsstatuten und die, auf 
Grund wlch,er bestehenderi Vertretungen der 
Medienmit'arbeiter bleiben, auch wenn sie den 
§§ 4 bis 9 niCht entsprechen, [n ,ihrem gesamten 
Riegelungsumfang mit den bisherigen Rechtswir-I 
kungen so lange aufrecht, als sie nicht durch eine 
kollektivvertragliche Regelung oder eine Verein­
ba,rung nach den §§ 7 bis 9 ,ersetzt werden. 

(4) AktJiengesellschaften, ,die bei Inkrafttreten 
dies,es Bundesgesetzes unter § 30 Abs. 4 fallen 
und deren Aktien auf Inhaber lauten, haben 
binnen zwei Jahren ab diesem Zeitpunkt ihre 
Satzung dahin zu ändern, daß die Aktien auf I 
N amen zu lauten 'haben, und binnen gleicher 

Frist diese Satzungsänderung durchzuführ,en. Bis 
zur Durchführung die~er Satzungsänderung, 
längstens jedoch his zum Ablauf der bezeichne­
ten Fri,st, können die im § 30 über die Aktionäre 
g-eforderten Angaben in der Offenlegung unter­
bleiben. Bis zum Ablauf dieser Fri.st ist auch 
§ 3,2 i\ibs. 1 Z. 2 ni eh t anzu wen,den. 

ARTIKEL VIII 

Vollziehuitg 

Mit ,der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind, sowleit sie nicht der Bundesregierung ob­
lliegt, nach Maßgabe des Bundesministerven­
gtlsetzes 1973 'betraut: 

1. hinsichtlich der §§ 3 bis 9 und des Art. VII 
Abs. 3 der Bundesminrster für sozia.le Ver­
waltung und der Bundesminister für Justiz; 

2. h~n~icht1ich der §§ 50 his 52 der Bundes­
kaillzler und der Bundesminist'er für Wis­
senschaft und Forschung; 

3. hinsichtlich der §§ 54 ~is 58 der Bundes­
minister für Han,del, Ge~,ef'be und Indu­
strie und der Bundesminister für Inneres; 

4. hinsichtlich der Art. III und V der Bundes­
kanzler und :sämtlich,e Bundesminisöer; 

5. hinsichtlich des Art. IV der Bundeskanzler 
und der Bundesminister für Ju.stiz und 

6. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der 
Bundesminister für Justiz. ' 

Erläuterungen 

Allgemeines ,,-

_ 1. Jede bedeutend!ere Phase der gesellschaft­
lichen Entwicklung österreichs wa'r mit einer 
Neugestaltung .des Presserechtes oder jedenfalls 
mit Versuchen ,dazu verlbunden. !Erwähnt seien 
hier die im Jahr 1787 unter Josef 11. erlassenen 
Dekrete, . worin die Präventivzensur aufgehoben 
wurde, sowie ,das Zensurgesetz vom Jahre 178( 
Die erwähnte Zensurfreiheit war freili.ch nicht 
von langer Dauer. Tn ,der Generalzensurverord­
nungdes Jahres 1795 und schließlich mit der 
Metternich'schen Zensurvorschrift des Jahres 1810 
wur.de da.s Zensursystem wlieder vollständig her­
gestellt. Die Mätrzrevolution des Jahres 1848 
brachte die Zensur erneut zu Fall. Das liberale 
Pressegesetz vom 31. März 1848 trat aber nie 
,in W,irksamkeit; zwei im Jahr 1848 erlassene 
Pres'severordnungen hatten nur kurze Geltungs­
dauer. Die Pressevorschr,iften der Jahre 1849, 

1851 und 1852 brachten dann in zUIlJehmendem 
Maße eine·· AJbkehr von den Grundsätzen des 
Jahres 1848. Ein freieires Presserecht Ibrachte erst 
das Jahr 1862. Novellen in den Jahren 1868 
und 1894 verstärkten ,di.ese Tendenz; ebenso im 
Jahr 1869 die Wiedereinführung der Geschwor~ 
nenger,icht,~barke,jr für Preßinhaltsdeli.kte. 

Diese heut,e schon historischen Presserechtsre­
formen waren nicht allei,n ,das ErgeJbnis macht­
politischer Ausöimtndersetzungen um das In­
strument Presse. Weit mehr waren sie ,die Folge 
geänderter gesellschaftlicher VerhältIlJisse und 
einer neuen Einstellung der Gesellschaft zur 
Presse. 

V,erändleruUrgien der GeseUschlah haben dann 
auch die p.ress-eflechtsl1efol1m zu Beginn der Ersten 
fuepuJbI1k zur Folge gehalbt. Bin erstler Sch,tÜt war 
der Beschluß der 'Prov,isorisch'en Nationalver­
sammlung vom 30. Oktober 1918, mit dem aus-

4 
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gesprochen wur,de, daß jede Zensur abgeschafft 
werde und die volle Flre~heit der Presse wieder­
hergestellt sei. Vora~beiten zur Ersetzung des 
Pressegesetzes aus ,dem, Jahr 1862 durch ein neues 
Gesetz wurden mit einer Pr,ess'egeset2;enquete auf­
genommen, die am 17. und 18. Mai 1919 unter 
,der Leitung des Staatssekretä,rs für Justiz Dok­
tor Bm'tusch stattf,a,nd. Der '~n der Folg,e er­
arbeitete Presse,gesetzentwurf wurde als Initia­
tivantrag ,im Nationalrat eingebracht und mit 
B'eschluß des Nationalrates vom 7. April 1922 
verabschiedet. " 

Dieses Pressegesetz ,der Ersten Republik,das 
auf immer mit dem Namen se,ines Schöpfers 
Fr,iedrich Ausrerlitz verbunden hleiben w.ird, hat 
in den folgenden Ja:hren bis 1945 eine Reih,e v9n 
KnJerung,en und Erneuer>UIlJgen eriEanr,en. Di'e we­
sentIichsten Eingr,iffe in das Presserechterfolgten 
jedoch außcrha]b des Pressegesetzesin der Zeit 
zwischen 1933 und 1945. 

Bald nach Errichtung der Zweiten Republik 
setzten ,die Bemühungen um eine Reform des 
österreichischen Presserechtes wieder ein. Die Be­
mühungen gediehen.iIlJ Gestalt der Pressegesetz­
no'Vsl1e 195,2 zunächst ,nur zu einer weitge­
henden Wiederherstellung des Rechtszustandes, 
wie er vor den Eingriffen in ,den Jahren 1933 
his 1945 bestanden hatte. (Bei Verabschiedung 
dies'er NoveUe ersuchten 'di,e Ongane ,der Bum­
desgesetzgelbuIlJg aber das Bundesministerium für 
Justiz, eine RegieruIlJgsvorla,ge für eine Gesamt­
reform des österreichi'schen Presse,rechtes vorzu­
bereiten. 

Im Jahr 1954 wurde ei,n Refere,ntenentwurf des 
;Ihmdesmini,gter~ums für Justiz zur allgeme.inen 
Begutachtung versendet. Im Jahr 1955 wurde 
nach Auswertung der a,bgegebenen SteLlungnah­
m~n ein weiterer Referentenentwurf erstellt, der 
noch ,im sel!ben Jahr vom Justizausschuß des Na­
tionalrates zum Gegenstand einer parlamentari­
schen Enquete gemacht wUlrde. Erst im Jahre 1961 
wurde unter Bundesminister für Justiz Dr. Broda 
der Pressegesetzentwurf 1961 ,eingebracht. Die 
R,egiewngsvorlage vom 7. März 1961 wUl'de 
von einem vom Ju'stizausschuß eingesetzten Un­
te'fausschuß a'b Sommer 1961 in elf Sitzungen 
,eingehend iberaten. Dem Unterausschuß gehörten 
die Albrg. Czernetz, Dr. Hofeneder, Dr. Hurdes, 
Dr. Kummer, Mark, rUr. Migsch, Dr. Nemecz, 
Dr. Piffl-Percev,ic, Pr1inike, Prorbst, :Strass,er, Dok­
tor Weismann, Dr. Winter 'und Zeillinger an. 
Der albschLießende ,Bericht über .die An'beiten des 
Unterausschusses wunde am 7. Dezember 1961 
in ,der Sitzung des Justizausschusses vom Be­
r,idlterstatter Abg. Peter Strasser vorgelegt. Der 
Unterausschuß 'hatte zu zahlreichen iBestimmun­
gen Knderungen vorgeschlagen; eirüge Bestim­
mungen Iblielben offen. Die padamentar,ischen Ar­
,bei ten am Presseges,etzen twul'f 1961 wurden 
nidlt zum Abschluß, gebracht. 

In der Folge kam es 'unter Bundesminister für 
Justiz Unilv.-Prof. Dr. Klecatskynodl zu ein,er 
Teilnovellierung des Pressegesetzes., Durch die 
Pressegesetznovelle 1966, BGBI. 'Nr. 104, wurde 
die Entschädigungspflicht !bei ul1!gerechtfertigier 
Beschh;gnarhme ,"on Druckwerk.en wieder einge­
führt und die Pflicht zur Ablieferung sog. PfIi~t- . 
stücke auf Ibestimmte ausländische Druckwerke 
ausgedehnt. 

Bei der Veraibschiledung der' Pr,esseges,etzilO­
velle 1966 faßte der Nationalrat neuerlich eine 
Entschließung, worin die Bundesregierung er-' 
sucht wurde - noch [m LaJU!f des, }aihl1es 1966 -, 
den Entwurf eines modernen Presseges,etzes vor­
zulegen. Das Bundesministerium für Justiz über­
mittelte daraufhin im Juli 1966 den Vertre­
tern der im Pressewesen tätigen Bel'ufe zur In­
formation über den bereits erreichten Stand der 
Presserechtsreform und zugleich als Diskussions­
grundlage eine Zusammenstellung, die im we­
sentlichenden Wortlaut der Regierungsvorlage 
eines Pressegesetzes 1961 mit den vom Unter­
ausschuß des Justizausschusses empfohlenen Än­
derungen und Ergänzungen enthielt. Gleichzeitig 
ersuchte das Bundesministerium für Justiz die 
Berufsverbän:de der Presse um Bekanntgabe ihrer 
Wünsche für die Presserechtsreform. Beim Bun­
desministerium für Justiz langten hierauf zahl­
reiche Stellungnahmen ein, unter anderem eine 
gemeinsame der wichtigsten Standesorganisatio~ 
nen der Presse. In diesen Stellungnahmen wurden 
gegen den übermittelten Entwurf in mehrfacher 
Hinsicht grundsätzliche Bedenken vorgebracht 
und zahlreiche Knderungen gefordert. In An­
betracht dieses Ergebnisses der Umfrage legte 
die Bundesregierung am 28. Oktober 1966 dem 
Nationalrat einen Bericht betreffend die Reform 
des österreichischen Presserechtes vor, worin der 
Nationalrat um eine vorläufige Stellungnahme 
zu den wichtigsten Forderungen der Standes­
organisationen der Presse ersucht wurde (IU/ 
36 BlgNR 11. GP). Zur Behandlung des Be­
richtes durch den Nationalrat kam es in der 
11. Gesetzgebungsperiode nicht mehr. In der 
12. Gesetzgebungsperiode, am 12. Feber 1971, 
wurde dem Nationalrat neuerlich ein Bericht 
über die Reform des österreichischen Presserech­
tes zugeleitet. Dieser Bericht enthielt Vorschläge 
des Bundesministeriums für Justiz über die auf 
presserechtlichem Gebiet zu schaffenden Sofort­
maßnahmen, bezeichnete die Schwerpunkte für 
die Fortführung der Presserechtsreform und 
regte die parlamentarische Anhörung von Ver­
tretern ,der Presse und anderen Experten auf 
dem Gebiet des Rechtes der Massenmedien an 
(1II/39 BlgNR 12. GP). 

Mit dem Rundfunkgesetz, BGBL Nr. 195/ 
1966, und dem an seine Stelle tretenden Bundes­
gesetz vom 10. Juli 1974, BGBI. Nr. 397, über 
die Aufgaben und dre Einrichtung des öster-
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reichischen Rundfunks, wurde in der 11. und 
13. Gesetzgebungsperiode ein wichtiger Teilbe­
reich des Medienwesens gesetzlich geregelt. Diese 
Rechtsvorschriften regeln vor allem gesellschafts­
rechtliche, organisatorische und gebührenrecht­
liche Fragen. Darüber hinaus enthält das Bundes­
gesetz vom 10. Juli 1974, BGBL Nr. 397, auch 
Bestimmungen über die Stellung der programm­
gestaltenden Mitarbeiter und das Recht zur Ent­
gegnung auf Rundfunksendungen. Ferner wurden 
mit dem Bundesverfassungsgesetz vom seLben 
Tag (BGBL Nr. 396/1974) Verfassungsbestim­
mungen zur Sicherung der Unabhängigkeit des 
Rundfunks -' und zwar im gesamten Bereich 
der elektronischen Medien und nicht nur in dem 
qes österreichischen Rundfunks - erlassen. 

Noch in der 12. Gesetz'gebungsperiode wurden 
dem Nationalrat Regierungsvorlagen zu' einer 
P1"essegesetznovelle 1971 und zu einer Novelle 
zum Journalistengesetz zugeleitet, die einerseits 
eine periodische Offenlegung der Eigentums- und' 
Beteiligungsv,erhältnisse an Zeitungs- und Zeit­
schriftenunternehmen gegenüber dem Leser­
publikum und andererseits eine Verbesserung 
der Stellung des Journalisten bei Wechsel der 
politischen Richtung des Blattes vorsahen (530 
und 531 BlgNR 12. GP). Diese Vorlagen wur­
den, nachdem sie in der 12. Gesetzgebungsperi­
ode nicht in Beratung gezogen worden waren, 
in ,der 13. Gesetzgebungsperiode erneut einge­
bracht (91 und 92 BlgNR 13. GP), aber wie­
derum nicht behandelt. 

11. Die Teilreformen auf einzelnen GebietJen 
des Medienrechtes haben an der Notwendig­
keit einer grundlegenden Erneuerung nichts ge­
ändert. Denn das Medienrecht ist hinter' der 
Entwicklung der Kommunikationstechniken ZiU­

rückgeblieben. Diese Kluft droht durch die Ent­
wicklung neuer Medienformen noch tiefer zu 
werden. Neben die Presse, das zur Zeit' der 
Entstehung des geltenden Pressegesetzes aus dem 
Jahre 1922 einzige bedeutsame Massenkommuni­
kationsmlittei, siJnd !schon vor 'läng,enem F,ernsehen 
und Hörfunk mit mindestens ebensolcher Brei-

. tenwirkung getr,eten. Weitere Entwicklungen in 
Gestalt des Kassetten-und Kabelfernsehens sind 

heute aktuell. Auch auf wesentliche Verände­
rung'en :im wirts,chaftltichen B:eneiJch und "geänderte 
Anschauungen von den gesellschaftlichen Auf­
gaiben der Kommunikati.onsträger, ihrelll Einfluß 
auf das 'riesellschafdiJche Tll!~ol1mation'ssystem und 
ihr Verhältis zum einzelnen Mensch:en,·als dem. 
Objekt des sehr verstänkt'en In!formationsJbedürf­
nisses"hat ,dias Medi,enrecht noch nicht B,e!dacht ge­
nommen .. 

IH. Der Re.gi,erung~erklärung vom 5. Nov:em­
ber 1975 ist zu entnehmen, ,daß die Bundesregie­
rung "ein den Grundsätzen und B~dür,fnissen der 
modernen Dem()lkmuie 'entsprechendes Medienge-

serz, das in' gleicher W ei,seder Sicherung der Pri­
vatsphäre de.s Menschen und seinem Persönlich­
keitssch·utz ,cLient, ,dem Parlament zul'eiten" wird. 

Mit den VoraI1berten für eine Ge~amtrefoI1m des 
Medienrechtes wurde Ibereits Ende ,des Jahres 1971 
begonnen. Damals lud das Bunde.smiruisterium 
für Jusoiz Vert1"eter Ider Herufsverbänide der 
Presse, Vertreter des Osterreichischen Rundfunks, 
Praktiker und Wissenschaftler .des Pressewesens, 
Abge01'dnete zum Nationalrat und Vertreter an­
derer Bundiesmi.nisteriell!ein, !in ,einem Arlbeits­
kreis gemeinsam die. RlichtLiruien für eine solche 
,Rleform zu beratJen. Der Al'ooitskreis, an dem 
sich unter dem Vorsitz des Bundesminlisters für 
Justiz Dr. Blroda 91 Personen und Stellen be­
teiligten, trat am 28. Jänn,er ·1972 zu seiner 
ersten Sitzung 'zusammen; nach 20 Sitzungen 
schloß er am 10. Juni 1974 seine Beratungen ab. 
Zunächst eraI1bcitete der Arbeitskreis in 14 Sit­
zungen bis zum Sommer 1973 die Grundsätze des 
künftigen Medienrechtes. An Hand ,dieser Richt­
linien wur·de im {Bundesminister,ium ,für Justiz 
ein Referentenentwurfeines Me,diengesetzesfor­
muliert, der dann ,in weiteren sechs Sitzung,en 
vom Arbeitskreis !begutachtet wurde. Zusätzlich 
fanden Al'beitsg,ruppenlgespräche über einzdne be­
sonders wichtige Detailfragen statt. Das steno­
gr,aphische Pro~okoll über d~e Sitzungen des Ar­
beitskreises umfaßt rund 1 700 Maschinsch'rei>b~ 
seiten. Nicht ",iel weniger umfan,greicl1 sind die 
Unterlagen, die den Te.ilnlehmerTh fÜlr ,die Bera­
tungen zur Vemügung ,gestellt wurden. 

Der Arbcitslkreis ,diente dem Gedankenaus­
tausch. Es wurden: wederAlbstimmungen noch 
Umfragen vorgen'ommen, .die Diskussionsbei­
träge wurden als persönlliche Meinung der Ar­
heitskrei,st,eilnehmler Igewertet und ihalben die 'ent­
sendenden Stellen hillisichtlichihrer cigene,n Stel­
lungnahmen in keiner Weise präjudizj;ert. 

:Der vorliegende Entwurf w.ill den Ergebnissen 
de,r ,Beratungen di,eses Arbeitskreises Rechnung 
tragen. Die Allisichten ,der Mit.gliederdes Ar­
beitSikrieiSies stimmten alber durch,ausllIicht immer 
übereilll un,cl waren oft auch nicht auf einen ge­
meinsamen Nenner zu Ibringen. Insoweit werden 
Regelungen vorgeschlagen, die der überwiegenden 
Auffassung im Arlbeitskrrusentsprechen oder 
nahekommen und mögl,ichstauch für die Ver­
tr·eter der enugEigengesetzten Auffassun,gen als 
Mittelweg ann,ehm'.bar scheinen. In einzelnen 
Punkten lagen freilich die Meinungen so weit 
auseinaThder, daß ,das' Beratungsergebnis nicht als 
ausreich,end,e Grundlage ,für ,eiJne GesletZiesinitiative 
gewertet werden kann. In ·den Erläuterungen zu 
den .weSientM,ch,en f,ragen wird zum AuS'druck 
gebracht, ,inwieweit auf den ,Beratungserg.ebnis­
sen des Alt1beitskreises aufgebaut wird. 

N ach Abschluß ,der Beratungen im Ar bei ts­
kreis wurde ,der Gesetzesentwurf dem allgemei­
nen 'Begutachtungsverfahr:en unterzogen,wobei 
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auch Iden MitgLiedern .des Arbeitskreises nochmals 
Gelegenheit zu einer Stellungna~megegeben 
wurde. 

Am 26. Novemiber 1975 wurde ,die Regierungs­
vorlage zu 'einem Bundesgesetz uber die Presse 
und andere pulbLizistische Medien (Mediengesetz) 
im Nationalrat eingehracht (54 BlgNR 14. GP,). 
Zur Vorlberatung ,dieser Regierungsvorlage - im 
folgenden RV 1975 genannt - s-etzte der Ju­
stizausschuß am 12. Juni 1978 einen Unteraus­
schuß ein, dem die Xbg. Ahbrecht, ,Blecha, Dok­
tor Broesigke (Vorsitzender), D'obesberger, 
Univ.-Prof. Dr. IErmacora, Dr. Hauser, Lup­
towits, 'Dr. Neisser, Dr. Schranz und Steinbauer 
angehörten. 'Dieser Unterausschuß nahm seine 
Beratungen am 26. September 1978 mit -der Ge­
n:eraldehatte auf und ,ging am 18. Jänner 1979 
in die Spez,iaLdEJbatte ein, die am 2. 'Feber 1979 
fortgesetzt wurde. Im Verlauf ,dieser Sitzungen 
wUl1den die Verfassungsbestimmungen der Re­
gierungSIVorlag,e (§§ 1 und 2) Iberaten. Die Er­
ge<lmi'sse ,der UnterausschuBberatu.q.gen fanden 
im vorliegenden Entwurf ihr,e,n Niederschlag. 

IV. Der Entwurf gleht im grundsätzlich-en von 
nachstehenden >überlegungen aus: 

1. Die publizistisch,en Medien sind zwischen­
menschliche Verständigungsmitte1 und Träger der 
ges-eLIscha;ftlichen Kommunikation. Damit sind sie 
Fa;ktJoren im g,eseHsch,a1ftlich'en Bewußtsein:>bil­
gungspl10zeß und Ihei der WillensbiJdung. Inso­
Wleit erfüUen sie -eine gese1lschaftliche Funktion, 
eine öffentlid1e AufgaJbe. 

2. In 'einer freien demokratis,ch,en Ges-ell'Schaft 
muß das K<ommunikationssystem so heschaffen 
s,ein, ,daß es die frei,e Meinungslbildun,g und die 
freie Meinungsäußerung sichert. Je mehr Mög­
lichk'eiten des Sich-Informierens und der Mei­
nungsäuß1erung gegeben sind, desto Wlirksamer 
ist di,e :g:esellschaft1liche Kommunikation. Zur 
pluralistischen Gesellscha'f:t gehört die Meinungs­
viellfalt. Die Medien 'dül1fen daher nicht nur 
e1nzelnen, sondern müssen sämtlichen Meinungen 
in der Gesellschaft zugänglich s'ein. Ins-ow:eit 1l1uß 
ej,~e publ.iz'isti:sche Chanoengle1ich:heit ,@ege!ben 
sein., 

3. Staatliche Ein.griffle und Beschränkungen im 
Bereich der ,pwblizistischen Medien sind auf das 
Notwendigst,e, oder mit den Wor'ten des Art. 10 
Abs. 2 MRK auf das zu heschränlkerr, was "in 
einer demokraüsmen GeseHscha;ft unentbehrlich" 
ist. 

V. Die Bestimmung,en des Errtowurfes lass,en 
sich im wesentlichen al~f die heiden zentralen 
Anl~eg'en zurückfUhr-en, nämlich ,einersei~s die 
Medien als Instr,ument des individuellen Infor­
mations- und Meinungsäußerungsanspruches und 
a.ls wes,entlichen Fakvor der frei.en Meinllngs­
bil,dung, ander,erseits aiber -auch den 'einzelnen 
Menschen V1orr,echtswidrilger B'erichterstattung 
und vor Eingriiffen in :>ein,en höchsupers'ÖnIich,en 
Lehenslbereich zu schützen. 

Di.e wesentlichsten Neuerungen ,des Entwurfes:, 
der imülbrigen die Grundrechte der Meinungs­
äußerumgs- ul1'd Medienheiheit neu -~estaltet und 
in eHe hislher größtenteils nur für di,e Presse 
geltenden RechuV1o'fSchriftlen weitgehend auch die 
anderen publizistischen Medien ein1hezieht, sil1ld 
folgende: 

1. Gesleozliche Garantie journa.listischen Mei­
n~ngsschutz,es. 

2. Gesetzliche GrundL.gen f.ur Rledaktions­
statuten, die a-!llerdings geigen den Willen der 
Angehörigen des ein'lJelnen Pl'esse!betriebes nicht' 
erzwung-en Wlerden soUen. 

3. Wirksamer Persönlichkeitsschutz unter Be­
dachtnahme auf herechtigte und überwiegende 
lruform-a ti onsimeressen. 

4. N eulg,estal tung des En tgegnungsl'echtes: Zu­
lassung der Wahrheitsprüfunlg, Entkriminali&ie­
rung und mehr Spielraum für äuß,ere FOl'm der 
Entgegnung. 

5. Entkriminalisierung der joumal1irtisch,en Be­
rwfsausülbung durch B-eseiügung des v.erantwort­
lich-en Reclalkteurs und durch den Beweis der 
EI1fü.llung joumali,rtisch,er SOl1~faltspflicht. 

6. Stärkung des R'edaiktionsgeheimniss'es, irushe­
sondere durch Albhörverbot in Redaktionen. 

7. Neurt1gelumg der PreSSe/beschlagnahme: Be­
sch,hgn,ahmeveribot hei üherwiegendem Ind1orma­
üonsi,meress'e _ und Stneid1Uug der ;Beschlagnahme -
durch Staatsanwalt 'Oder Sicherhei~~ehörde sowie 
;bei bloß,en Ordnungswidrigkeiten. 

8. Aufhebung ,der Lasser'schen Artikel. 

9. Besei,tigung von Zensurre1iJkten wi,e der Ab­
lieferung von Pflichtstücken an Sta.atsanwa.lt und 
Sich,erhieitsb1ehörde unld der Pflicht zur Heraus­
gelberanz,eig-e. 

10.' Offen'legung der E~gentums- und· Beteili­
gungsv,errhältnisse an Pr.eS'sebetrieben ,und' der 
Blmtlinie. 

4. Der einz.ell1le Mensch ist nicht nur Träger 
des Il1Iformations- und Meinungsäußerungs­
anspruches, sondern auch Objekt 'dessellben An­
spruches anderer. Dem Info.!1mation~bediirfnis .der 
Angehörigen d'er Ges'elIschaft steht vor allem 
das ,ß,edürfnis nach Schutz des höchstpersönlichen 
Lebensbereiches g-egenilher. 

-VI. Der vorliegende En-twurf hat sich auf die 
Regelung der Angel:eg,eniheit'en zu heschränken, 
in denen die GesetiZigebung Bundessache ist. 
Da;bei ka:nn einma.l vom Kompetenztatrhestand 
"Pressewes-en" im Art. 10 Albs. 1 Z. 6 B-VG­
ausgegangen w~rden. Nach d.erständigen Recht­
sprechung des Verfa,sungsgerichtshofes ibeth;ffend 

: -
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die sog. Versteinerungsmeohode ist davon a:us­
zug,ehen, daß der Begriff "Pr,essewesen" die &e­
deutung hat, die rhm nach dem Stand der 
Recht'sordnung im Zeitpurukt des Wirksamwer­
dens der Kompeten:~hestimmungeru am 1. Ok­
toher J 91215 zugekommen ist (VofSlg. 5573/1%7). 
Der hier relevante R.echt~zustand ergibt sich aus 

,dem Inhalt des Presseg,esetzes vom J ahr 1922~ 
Die V'ersteinerungsthe'Orie schließt ffleilich nicht 
au's, auf 'ein'em durch den Stand -der Gesetz­
g,ebun'g am 1. Okt,oibcr 1912'5 inlh~lltlich bestimm­
ten Rechtsgeihiet Neuregelungen zu ,erlassen. 

Ober ,den so1chel'art Ihegr,eruzoten Befleich pr,ess,e­
rechdicher Vorschriften gehen die Bestimmungen 
des vorliegenden Entwurfes dadurch hinaus, daß 
sie sich nicht auf Drudl:.werke im Sinne des § 2 
des gelt,enden ,P,ressegesetzes beschränken, son­
dern vüneil1'em umtassenden Medrienbegriff aus­
gehen. Insoweit stü'tzt sich der Entwurf auf wei­
tel]e K:ompetenztatbestände: 

1. Für das Rundfunkwesen kann zunächst ein­
mal der Kompetenztatbest'and Post- und Fern­
meldewesen im Art. 10 Abs. 1 Z. 9 B-VG zu­
grunde gdegt werden. Nach ,der Rechusprechung 
des Vertf3Jssungsgeflichushofes dedl:.ter aUe Art-en 
",on Femmit;teillungen, gleichgültig, ob es sich um 
eine Zeichen-, Schrift-, Bild- oder Schallübertra­
gung handelt, und ,erfaßt aUes, was nach § i 
des Fernme1degesetzes, BGBL Nr. 170/1949, den 
Begr.iffdes Fernmeldewesens ausmacht. Hierher 
,gehören übertragung, Aussendung oder der 
Empfang von Zeichen, Sch1'iften, Bildern, Schall­
wellen oder Nachrichten jeder Art, sei es auf 
dem D1'aht- oder Furrkw,eg, a'4f opüschem Weg 
oder mittels ander,er ,elektromagnetischer Sy­
steme, und zwar sOiwohl was den Gegenstand 
und ,die Form, als auch was das Mittel der über­
llragung anlangt (VfSlg. 2720/.1954 und 2721/ 
1954). Zum anderen können derzeit auch die 
Bestimmungen des Bundesverfassungsgesetzes 
vom 10. Juli 1974, BGBL Nr. 396, herangezogen 
weiden, nach ,dessen Art. lAbs. 2 die näheren 
Bestimmungen für den Run,dfunk bundesge­
setzlich festzu1egen sind. Diese Bestimmungen 
sollen übrigens ,in die Grundrechtsbestimmung 
über diJe Medienfreiheit eingebaut werden. , 

Durch' dien KO'll1tpet,en;z:tatlbestand "Past- und 
Fernmeldewesen" wi1'd der Film nicht erfaßt. 
Nach der &echtsprechung des V,erfassungsge­
richtshofes besteht alber keine aUiSschließliche Zu­
ständigkeit ,des Landesgesetzgelbers für Kinoange­
,legenheiten. Durch den im Art. 15 Abs. 3 B-VG 
gebrauchtJen Ausdrudl:. "Kinowesen" w[rd näm­
lich nicht ein besonderer Landeskompetenztat­
hestand gesch'affen. Die Zuständ~gkeit der Län­
der in Kinoangel-egenheitJen ergibt sich vielmehr 
wie jede andere Landeszuständigkeit aus der 
Generalklausel ,des Art. 15 Abs. 1 B-VG (VfSlg. 
2527/1954). In dieser Generalklausel w[rd für 
den selbständigen ~irkurigsbereich der Länder 

vorausgesetzt, ,daß eine Angdegenheit nicht aus­
drüdl:.lich durch die ißundesverfa,ssung der Ge­
setzg.elbung '(oder auch Vd1:zirehung) des Bundes 
übertragen ist. Demnach kann der Bundesgesetz­
geber audl auf dem Gebiet der öffentlichen 
Filmvorführung Rechtsvorschriften erlassen, !ins,o,. 
weit ,diese besonderen Kompet~mztatheständen, 
,etwa ZivilrechtlSwesen, Strafrechtswesen Chier mit 
Ausnahme des Verwaltungsstrafrechtes) oder 
Al"'beitsrecht untergeordnet werden. können. 
UntJer diesem Ges~cht~punkt beziehen sich die 
Bestimmungen ,des vorliegenden Entwurfes nicht 
schlechnhin auch auf das Medium Film. Vid-, 
mehr werden nur ,insoweit auch die öffentlich·e 
Filmvorführung hetreffende Regelungen getrof­
fen; als sich ,diese zweifelsfrei auf einen der im 
Art. 10 B-VG angeführt,en Kompetenztatbe­
stände "Zivi'lvechtswesen" oder "Strafflechtswe­
sen" stützen kÖillnen. 

2. Abgesehen von den Kompe'teillztatbestän­
den "Pressewes,en" und "Bost- und F,ernrmelde­
wesen (einschli'eßlich Rundfunk)" gründet 'S,ich 
doi'e Gesetzgebungskompetenz des Bundes - wie 
ber,eits im Zusammenhang mit der öff'entlichen 
Filmvorführung ausgefuhrt - hinsichtlich ;der 
zivilrechtlichen Vorscht1iften, der gerichtlichen 
StJrafibestJimmungen und der Proz,eßvorschrifuen 
auf ,die bereits ziti,erten ,Kompetenztatbestände 
des Art. 10 Abs. 1 Z. 6 B-VG. Soweit sich !Be­
stimmungen des Bntwurfes auf das Rechtsver­
hältnis zw,ischen dem Medienunternehmer als 
Arheitgeber und den Medienmitarbeit,ern als Ar­
beitnehmer heziehen, wie ,etwa die Bestimmun­
g,en über den Gesinnungsschutz und die R-edak­
tionsstatuten, gründen sie sich auf- den Kömpe­
tenztatl:bestand "Arbei,tJsrecht" im Art. 10 Abs. 1 
Z.l1 B-VG. 

Die B1esnimmung,en des siehenuen A1bs,chrui:tnes 
f,aJ.len unter den Kompeoenztatlbestand des Art. 10 
Abs. 1 Z. 8 B-VG. Zur Erlassung der Rechts­
vOflSchriften im Ar'!. III ,rst der Bund auf Grund 
der Kompetenzbestimmungen des Art. 10 A:bs. 1 
Z. 8 und 11 B-VG berufen. 

Die IBestimmurugen 'de,s Art. I stütZlen sich 
auf den Kompet,enztatbestand "Angelegenh;eiten 
,der Bundesverfassung" im Art. 10 Abs. 1 Z. 1 
B-VG. 

VII. Mit der Ge~etzwerdung des vorliegenden 
Entwurfes wir,d im allgemeinenei:n erhöhter 
Sach- und Bersonalaufwan,d nicht verbunden I$'ein. 

Die lß,esieitigung der Pflicht zur Ablieferung 
von Pflichtstüdl:..en an Staatsanwalt und Sicher­
heitlSbehörde b:r,1ngt- eine Entlastung dieser 
Staatsot1gane mit sich, die den eher unbedeu­
tenden finanziellen Aufwand fürdi-e gelegent­
liche entgeltliche Beschaffung von Belegexem­
plaren zu Zwedl:.,ender Straf justiz überwiegen 
wk~ , 
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Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel I 

Es bedarf wohl keiner näheren Begründung, 
daß eine Gesamtreform des Medienrechtes auch 
die Neugestaltung ·der Grundrechtsbestimmun­
gen über Pr,es.se, Rundfunk und die a.ndel'en 
publizistischen Medien mit einzuschließen hat. 
Daibei icst auf d~e Grundrechte des Menschen auf 
fr.ei'e Meinung,säuß,erung und Informanvolll zu­
rückzugreif,en, ·aufdenen die Garantien ,der Me-
dien aufbauen. ' 

Der grullldrechtliche Schutz der Meinulllgs- und 
Medienfr.eiheitergibt ,s,ichgegenwärtig aus einer 
Reihe von Rechtsvorschriften, die aus verschie­
denen p'erloden Ul1lser,er V;erfassungsgeschichte 
herrühren und zum Teil auch aus internationa­
'len Rechts'normen heraus in di,e österreichische 
Rechtsa.rdnung Eingang gefunden ,haben, und 
zwar dem Art. 13 de,s Staatsgrundgesetzes über 
die allgemeinen Recht;e der Staatsbürger, ROBl. 
Nr. 142/1867, dem B·eschluß ·der Provisorisch,en 
NationalV'ersammlung, StGBl. Nr. 3/1918, 
Art. 10 der Europäischen Menschenrechtskon­
vention, BGB!. Nr. 210/1958, der,en Verfassung's­
crangdurch das Bundesverfassungsges·etz BGBl. 
Nr. 59/1964 klargestellt wur,de, und dem Bun­
desverfassungJsgesetz vom 10. Juli 1974, BGBl. 
Nr. 396, über die Sicherung der Unabhängigkeit 
des Rundfunks. Die Ver.f'as·sung'srecht'sllage in 
diesem B,ereich - vOr'behaltlicheiner Kodifi­
katiolll .des Grundrechtskatalogs '- leichter über­
blickbar zu machen, 1st mit auch ein wichtiges 
AnE,egen der Neug;estaltung· der Grundrechns­
bestimmungen über Meinungs-, Informations­
und Medienfreiheit. 

.Bei der Neugestalltung dies, Gmndr·echts,schutze·s 
der Meinungs- und Medienfreiheit sind den 
rechtspoJitischen überlegungen durchdi,e völker­
r·echtlichen Verpflichtungen, die ösoerreich durch 
die Ratifizierung der Europäischen Menschen­
rechtskonV'el1ltion eingegangen ist, Schranken ge­
<Setzt. Eine Zurücknahme des Grundrechtsschutzes 
hinter ,das durch die Konvention Garantierte ist 
nicht zulässig. Ein solcher Schritt steht auch nicht 
zur Diskussion. 

Schon ,im A'r'beitskre,is des Bundesminist,er,iums 
für Justiz, d·essen Beratungen zu ·einem großen 
Teil auch der Neugestaltung der V,erfa:s'sungs~ 
garantien der Medien gewi,dmet waren, standen 
Informationen über die diesbezüglichen über­
legungen ,de,s Expertenkollegiums für Probleme 
der Grund- und Freiheitsrechte, das die Kodifika­
tion des Grundrecht;Skatalogs vorbereitet, zur 
Verfügung. In der Folg.e haben V,ertreterdes 
Bundeskanzleramtes und des Bundesministeriums 
für Justiz Gelege11!heit gehabt, auch an den dies­
bezüglichen Beratungen des Redakti'Ülnskomitees 
·des genannten Expertlenkollegiums teilzunehmen. 

Das Ziel ,der gemeinsamen Seratu.ngen war es, 
im Rahmen des Medienges,etz.es Grundrechts­
'bestimmungen vorzuschlagen, dice weitestgehend 
den zumindest mehrheitlichen Vorstellungen des 
Grundrechts-Expertenkollegiums 'entsprechen. 

Bei ·der Formulierung det' §§ 1 und 2 wurde 
auf die hereits zu Beginn der Erläuterungen er­
wähnten UnllerausschU:&beratungen Bedacht ge­
nommen. 

Zu § 1: 

Wie bereins ICinleitend bemerkt, geht der Ent­
wurf im Einklang mit Art. 10 Abs. 1 der Euro­
päischen Menschenr,echtskonvention und Art. 19 
des UN-Paktes über bürgerliche und politische 
Rechte bei ,der gl'undrechtlichen Verankerung 
der Medienfreiheit vom allgemeinen Menschen­
r:echt der FJ:1eiheit der Meinungsäußerung aus. 
Dess'en Ga'l1anti,e soH nflben der f'r,ei:he~t zum 
Elnpi~ang und zur Mitteilung von NachrichlJen -
im S~nnede's Art. 19 ,des ·erwähnten UN-Paktes 
und insow,eit über ,dli'e Europäische Menschen'­
.rechts'Jwnrventq'Üll ihina'Usg.ehend auch düe 
Fneiheit ·des Auif'such,en,s vo,n Inlforma'~iJonell' und 
Ideen umfrass,en. 

Wie nach der bestehenden Rechtslage kann 
auch künftig der Schutz der Meinungsäußerungs­
freiheit nicht schrankenlos sein. Diesier.giibt s,ich 
schon daraus, ,daß dieses Fr·eiheits!'echt m~t ande­
ren Grundrechten in Konflikt geraten kann, wie 
mit dem des Schutz.es der Pr,ivat- und Fami­
liensphäre oder dem auf ein faires Gerichtsv,er­
fahren V'or ernem unabhängigen und unpar­
teiischen Gericht. Wenn der Entwurf dennoch 
von ,ein er generellen Balanceklausel absi,eht, die 
darauf hinweüst, daß a1ndere Grundrechte durch 
den Schutz .der Meinungsäuß,erulllgsfreiheit un­
herührt hleibien, dann nurdeshatb, weil einmal 
eüne solche KlauSJel s,i,ch ·entweder nur auf eimzJe!,ne 
Gru'fidrechte heschränken könnte oder andern­
falls zu allgemei1n gehalten selin müßte und z~m 
zweit,en diese Grundrechte ohnehin in den Vor­
'behaltskatalog (Schutz der Rechte anderer) mit 
einfließ,en. Eine begrenzte Balanceklausel ent­
ihält der Entwurf hingegen im § 2 Acbs. 2. 

Die auch derzeiteinfadl-gesetzlich nicht be­
schränkbal"en Fr,eiheitsrechte behält der Entwurf 
bei, und zwar h,ier im Zusanimenhlang mit den 
InicliV11dUlall'lechten das aJbsoilute Zellisurverbot 
und das Verbot .des Konzessionssyst·ems und im 
Zusammenhang mit der Medienfreiheitdas Ver­
bot der Einstellung pericoldischer Druckwerke und 
·die Unzulässigkeit administrativer Postverbote. 
Hingegen :behält der Entwurf die auch ,in der 
Europäischen Menschenrechtskorivention vorge­
,sehene Möglichkeit bei, Rundfunk- und Licht­
spielunternehmen durch Ges,etz an eine Geneh~ 
migung zu hinden. 
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Im übrigen !sileht der Entwurf im Einklang 
mit Art. 10 Abs. 2 MRKeine Reihe von Tat­
heständ!en vor, di~e ,ein.f,ach-g.es:etzliche Schranken 
der Meinungsäußerungsfreiheit gestatten.Der­
artige Schranken hesJehen z. B. auch hinsichtlich 
der Mitte'ilung und: des Bmphn.~c's VOll! Na,chrich­
ten durch Straf,gefang,ene und Untersuchungs­
häftlinge (vgI. inshesonderedie Erkenntnisse des 
WSI;;. 64'65 und 65'&4/1971). 

Gegenüber dem Text der Menschenrechtskon­
vention sind die Bestimmungen des § 1 Abs . .3, 
von sprachlichen Verbesserungen der nidlt 
authentismen -Übersetzung in die deutsche 
Sprache abgesehen, unverändert übernommen. 

Der Enltwur1f Is1dht daV10n ,ab, d:lJS Gmlndrecht 
mit Driuw.iJ1kung aUi5zust,atten, das he~ßt, .d:i,e 
V0J1fa,s5ung,snoIUTI im V,eJ1häJ1tn~s Ziwismen den 
Pli~vaJtr,ecntSiS>lvbje1iJuen w:~rrosam 'Siein zu laissen. 
D~es deshalb, w,eil ,die Grnrudrlemtslbestimmung 
für die urumliutellhare Anw:e.i1Icllbarkeit - zwangs­
la'ufig ...:.... :2m unJbestilllll1t fo:rmu~i'ert list, 6od:aß 
03 ~u einler Fülle V:O'n A:usltegußigsfr;:lJgien kommen 
wÜl'de. 

Zu § 2: 

nie Medienffleihdt ist Ausfluß des i:ncliividueJ· 
l'm;' F.reilheitsremte's auf fl'cie Meinungsäußerung 
und der ,i,ndiv~diueJllfln Freilheit des Siminformü,e­
renkönnens. Der weitere Ansatz ,der Medienfr.ei­
he,it, i1lIstbesondiere !WalS düe ,Bes'tandsgairaruüe aIri­
langt, !liegt ,in der gesell1schaifltllimen Fu'nk:tli'On d,er 
Meldi,en:, in ihrem B:ei~1)r:a!g zUü geseQ,Lsma:f1tlimen 
Meiinungsibi,l:dunlg. Der Ell'bwu~f s'Pl'icht in: d~­
sem Zus'aJmmennang von ,der Aufgabe für die 
Off,endichkeit rbzw. Von ,der öff,endimen Auf­
gabe. öffentliich bedeutet ~m ~etzlOeren Zusam­
menhang g,e'sleil1sdlalfdich wim'tig UJl1,d ist n~mt 
im Sinne von öff'eit1ltlich-rechdich zu ver,st,ehen, 
"Au:f~a:b:e' f'ür die Offeintil,ichke~t" und "öffenlt­
liehe Aufgabe" bedeu:uen .damit keine Legiltima­
t,ion für il'gendleine Stl1at~aufs'imt ülberdie Me­
dien. 

Der EntwU'rfn:iirnn:t bei Umsmreibung der 
g,esdL~chaf:tlim,eih iflllJnktion ,eller Medien keinerlei 
wertJendie Ei,nschränlkunig vor; und zwar Wiedier 
nam dem Wahrhej,tsg,ehak des Mitgeteiluen nom 
11lam der Art. N a'chrichten 'zu aktuellem Gesme­
hen wenden ,ruim't l1nder,s 'beufltemt als reline Un­
tJerhalltUlng,ssendungen. Dies ,enltJSlpricht ,a'Ulch dem 
Art. lAbs. 3 des B'unellesv,enfaJss'UlngSl~es,etze;s über 
cLi,e Sichel'uiJ,g ,der Unaibhängigroert des Rund­
funks,'d<lJs in die IBei~uimmunlgen des' ,§ 2 e~nge­
b<lJUit wifld. 

Die Med:ienf,reilhe~t, dij,e im§ 2 ,ellern ~ndivi­
duelLen IFr,eiheiosa:nspmch nach § 1 zur Seite ge­
steHt wird, uunfaßt VQr allem die Fl'e~heiiOSigaran­
Üe gegenüberstaa,tilimen Ring/riff,en. Für diles,e 
Fl'ei'hditsgaranti,e gelltlen ,cliesetben Smranken, wie 

sie für das Indiv~diua!lrechJt ,auf f,r,e]e MeinuQ1,g.s­
äußel'ulng ulnd 111lformal!iion bestehen. Aiher laudl 
daJs .absolute Zensurv,et1bot Igilt if'Ür ,die Med<i,en. 
M~t den tradiuioneLI.en .arboolUltlell1 V,er'boten der 
Ei.ns,tel1ung von Drucroschrifuen und posta!l~lscher 
BeiförGJerun,gs,"oribehallte gleht Idli'e Medil2nJreiheit 
über eLen individuelLen !Freilheitl~an:s'Prum hinaus. 

Die:~am F:rciheiltlsanspruch ,der Medliien Süll im 
i\bs. 2 im Sinne ein,er ,auf den Per'sönEchkeits­
SChUiDZ hesc..hräillkten Behllnceklausell aillif Verfa,s­
s'ungs:stu1te d:lJS Lndiividuahemt auf Entge,gn'lln,g 
un.richniger oder 1nreführenld IllJnv.oUständiger 
Ta'osacheIlim:~Dte~lu!1Jge:n in Pr,eSl&e .oder Rund,funk 
gegenüiberg,e~nellt werden. 

D~e Me:diienfreiiheit ,u:mJ,aßt femer die Be­
st<l!nd~garant~e. Sie :VSlt tür Press,e :und R'll:n.difunk 
in den 'Alhs. 3 und 4 ,,~e.rschileden JOIrmu!i,ert. Das 
Ge!'rl>e~nsame ist das B,ekenntnis 'Zur Mein,ungs­
äußerung,slVielf.aIt. D:lJbei gielht :der Enftwud da­
v.on .aus, :daß .d:ies,e im MedJium "Bre~se" durch 
die V:ieilzaiM 'sdhstäm,dtger Pres,seuntelmehmen, 
,diie untereinarucJ:er in 'Eli:n,am puiblti,zi's,t'ischen \'IV ett­
bewer'b 'Siuehen, g>ewälhr1eisroet wird. ,Andens im 
Medium "Rundfunk", dasaum :in ngJher Zu­
kun:ft eine vengLeichbar,e "äußere V,i;elfah" nicht 
env:arten läßt. 

Zu Artikel II 

Zum Ersten Abschnitt 

Unter ,dem Ges,iilit:sp'Ulnh der mn:eren Pr:e~e­
Ulnd MedienfI'leiilieilt wird der GeS]nnunlgJsismutz 
der jouI'lllalisltisd1en Mita:r1beruer gesetzlich ga:ran .. 
tie,rt und :das Zus:tamdekommen V10n Rle:daktioniS­
stl1tulten ge,regiel't. 

Der Entwurf gelht <davon \ljUS, .daß :cirer Schutz 
der joumallvsuischen Beru,f,s'ausühun:g Wld ,di'e Mit­
wil~k'Ulng lin p'uJb1iz;j,~tilS1che;n Bda:ng,en niichit Stan­
dEHechte :der ]ournalLsuen ,s~!1Jd, 'sondern sim da,r­
aus ,ergeJben, daß nicht nur Hera'llisgeher, Ver-
1eger ,wnd Medien~nhaiber, Isondern aum .die jour­
na.tiJSltism tätigen Mitarbeiter eine g,esdl:schaJt­
lime Auf.gaihe im Intel'es,se delr f,r;ei,en Me~nungs­
hilclw!1Jg (Zu ·el'fül:LeIl1 haiben. Diese Aufgabe kann 
nurda,nn ,erfüllt 'Werden, wenn die Med~enmit­
<l!r;berter ,dalbei ,nich!t !b1oß ErfÜ'llungsgl~hliilf,en, son­
dern 'ffi]t Big,erustä!1Jdigroei:t und M~tv,erantwor­
tung bei der ~nha1ti1ichen GeSitialtJu,ng ,dies M:edilWms 
aUlsg,es'tatt:et ,sind. 

In :Anlhelol'1acht Ider Ibel1e~ts Ibe~tehenlden Vor­
sdlJrrften für den östenreichiJsmen Rundfunk 
kaln:n ISlkh ,der El1Jtwunf im. , :w.e,s,erutJlimen auf ß.e­
stitnmwnlgen ~ür ,dllie Pflesse b:esmränken und sich 
aln der,en ,lim V,er;g·leich .z,um RundflWnk etwa,s an­
de'nsgel:lJgeroe:n V,er'hähm]ssen ,or.nel1Jtier,en. Die 
be·sdncle,r,en Vo·nsmriiften ,dets R'\lJndifunkge~e'tze3, 
BOBl. Nr. 397/1974, .solLlen idurch die ~m Ent­
wwrf getrQffene R'eg,e1UiIlig nidlt berührt werden. 
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In den ß"eratull&en ,des Arlbeivsroreises sind sehi 
unterschiedliche AuBfassun~el1! über d.i,e Gestal­
tU11ig. ·d'eF Rechüs'vor:schniften betreff,end d.ie Re­
d3JkuioIlislst3JtUlten v,ertr,enen· w01'den. Noch am 
e'hesten kann ,eiJne wenigsteIns üherwieglencLe Auf­
fas.sullgdahin~ehend festgesteHt werden, daß die 
Y,er:ernlba1'ung von Redakuion~s)ta·tl1'ten zweck­
mäßig ~51t; 'e~ne A.wfifals5lU,ng uooigen'S, denen Rich­
tiglroeit Idurch den IAihs·chl'uß von RledaktionlS'sta­
tutien bei den melilSlten großen Tag,eSZleitungen 
bestätigt w,ir,d. Alber schon inden FragIen, wie 
wdt :&elsetz1iehe Yonsehritften den 1n!ha>1t der Re­
daktioJ1JSlstaltuiUen vOr'a<UJSlbestJimmen ,sOillen, wer 
AbsdtIußpar:tJner I~oijcher Vene~n!barungen sein 
und ob da,s Zootaindlekommen von Redaktions­
snavu'nen mi'bteliba:r d'urehsenzJblJr ISeU,n'soH, wur,de.n: 
enrtgt!jglel1Jges1etz'oe A.nsichten v,el'tret,en. Geg.ensätz­
liehe Standpunlkite lin diesen Fngen wurden auch 
~m ,BegutachltwrugS'verfaihr:en ,e~ngenommen. Das 
Bun.desmin:nsteri'lllffi für }U/&Ii~Z hat diher im An­
schluß 'aln die [ß,egutachtung rue Gespräch.e zwi­
schel1! ,den Bete.iiligten ,wl1eder in Gang gebracht. 
In d~e$len lExpemeniber:lItUnglen wurde ein ge-

. mei.ru~amer Te:lCtvorschlag rzu iB,esti,mmungen 
über ,den jouMalli':>tiJschJen lMe.inun,gsschutJz und 
da,s Zustamdekommen von Redak'tliio'llJss'Ututen 
a'llS'~eat1be~bet.·!Er ,liegt den B,escimmungen dies 
!Enltwurf.esz·U/grunde. 

Zu § 3: 

Di.e g'esetrzliche Garau1!t~e des Me.inungsschutzes 
d1iJent Idem Sehutz der MedienmitaI1beroer. !Er 
liegt alber auch ~m Int.elle5&e ,d'er @eJSeHschaf,tLich,~n 
Funküonder Medien, für' di,e die !Exisoimz eines 
fr·ei.en JCJlUJnn'al~Sitlenibe1'ufes ,edor,der1ich il:>t. 

Der Jounnall~slt ~o'11 keine arbeitsrechtlichen 
Nach,t61I.e hefürchlten müssen, wenn er ,diie tLnhalt­
lich,e Mi,t,arheit 'an ,einer Y,eröff.enlltichung oder 
. einen Aufurag, se]nenBeiltJ11ag UJtnZuschreiJben, 
a·us Gesinnungs,gründen o.der mvt Rücksichit auf 
sei.n·e Beruf'Slpflichten v,erwe.]gert oder elS aus sO'l­
ehen GriindenaJblehnit, ,d1urch nalffi'entlLilch'e Zeich­
l1!ung 'cDi.e Yiera;ntWlortung für einen Aroikel zu 
übernehmen. Der ß1esetzliche Meinl1ngsschut.zde.s 
J oUI1Ua'Li'SlUen ·so11 a:ber uruter: W:vhl'\ung "de,r Ge­
s~nnu.ng.spl"eSlse IbeSitldhen. Der Jour,na,li:>t kann 
sich bei Verweigerung ,der M~tatbeit auf seine 
persönliche Mein'llJl1Jg nu'r berulf.en, wenn diüs,­
nicht ,in ,einem WßderSipruch rur B}a,titl:inie steht. 
Ob ,ein solcher Widenspl'\uch gegeben ist, läßt 
sich ,3Jn Ha,nd ider Vieröffentilichung der gru.u,d­
legenden RlichJtJung in dem per,~od~schen Druck­
werk fes't;9tJeJlen. D,i,ese ist nach § 29 per.1odffich 
und be.i jeder j\nderung liJm pellj.odll'Sehen Druck­
werk zu v,eröff.entLichen. Im ühniigen ha,t eine 
Prüfullig ,der Y'ereinJbarkeit mit der Blatüinie 
nur hei B,emf'l1Jng auf id~e peI'ISÖnliche Meinung. 
mi.cht aiber ,auch da!1Jl1J zu edoLgen, wenn sich .der 
J o.mna1islt bei sainer Weig,er,tiJ:.Iig ,auf dj'e Berufs 
grundsä~z'e beIiUlk 

Der g,esetzl:iche Meinun@S5Chultz räumt dem 
JournaEIsten nicht ,daIs RJechlt, ein, die Veröffent­
lichwngein eis h~S'tirmmten von :ilhm venfoaß,ten 
Artikels ,durchzusetZen. Der Mel:niUJIliglS'schutz be­
zieht sich a,uchnicht auf dJie bloße Wiedierga,be 
und Bear'be~:tung von Melduilllg'en, die .ein tech­
ni,sch nedaktioneHe Vier:aribeiitJung V'On ß,eivräglen 
anderer und dj,e Mitwirkung a.n Recherchen. 

D .. s ,Benliehnei'LigunglSVJer'bot nach Abs. 2 soH 
die nach al!'ibeit8rechtil~ehen Vior-schriiflten beste­
henden Möglichkeiten, ,das AI1beitsvlerhältnrus eUn­
sertng zu U ng'UJ11l>ten dies J ournal~rtlen 'zu lösen, 
einlschränken, micht alber im Wege des Umkehr­
sehlU/slSes neu IsO/fehe MÖg'lichkJeirten schaffen. 

Zu den §§ 4 bis 6: 

Der En,tWurf ,geht davo.n aus, ,d:aß die Rege­
lung des Schutz'esder journalj;s~sehen BemflSa,us­
übul11ig ,inaiJr~en Biru2'dh;e~tennichti:m' Ges.etrz 
~e1bst aiUgemein für laII1e Medienhetlr,iJelbe getroff,en 
w,er:den kann. AnderoeIiSle:i'tS handelt es sich rum 
Fra@en, dJ~e rukht der LÖlmng in dJen einzcln,en 
Arlbe~t$IV,eiorä,@enÜlbeI1L:lJssen w.e1'den können . 
Zie1führ:end ,e1'schei.UJt· hingegen eilD,e Reg,elung 
iin KoHe.rot:ivy.ervrä~en oder RedakloionSlS1t~uten. 

Im Arhe~IJSikreis wurde dlir.aruf h.j,n,g,ew~esen,. 
daß unter ,dem GesichtlSpwnkt eines g,es,chWo,sls,enen 
Rechosquellen'systems GeSietzesbescimmu!Ilglen 
über R'edaktionsS1:aIOUIten unter UmJSitänden einer 
besondel1en v'erlf,a~sungl!mechJ01Lchen Grundlage 
bed'üriften. Die Rich'cigkeit iclies,es von der Lehre 
entwickdoen Grul1!Jls'atzes, d:lJß aus dem Bundes­
Y erf aSisungs'ge5,etz das VOr'handeooein ei,nes ge­
schloLIIS'enen !Sysltems ,g,enerdLer Itechtssatztypen 
enschLossen wenden könne, kann im vorljegendJen 
Zus,a.mmenlha;ng IdairunlgestclIt .Ibleihen. D{lllJn dalS 
vel1hlssungskonfol'me Besoehien ,"on KJoHektiiv­
v,erurag U/nd B,eul1i,ebsv,e1'einibarung ·s,tnd vom Ver­
hs,s'Ulngt~gel1ichtshof anerk:lJnnt, !Und zwar Itrotz 
der seit dem Inkra1nonetlen des Bunlde'S-V erf~­
sungsg'eige,UZelS ,evngetnetenlflll lSeihr el1h1ebDimen j\'n­
derungenim AnwendungJSbet"leich 'U11Jd InlhailJt der 
Becriebsvleneinih:lJl'Urugen {VfSLg. 6046/.1969). 
Ebensovstauch eIDe weitel1e FoI'ltbj,Ldung als '~m 
iEilnMa,ng -mit der V,erla9SlUng zu wertien. Ln di.e­
sem SinJn .heißt es i:n dien EutscheliJdiunglS@riinlden 
des El'kenrutni,SJSi6's des V'enf.~unglSlger:icht!>hofes 
vom 27. }uni 1975, 024/7433, 24/7'17, be:trelf­
fend § ~8 ,des Rundf,un,kgeslt!'tzes: D:vs Redak­
tilOnssitaItUltist .daher nicht a,n,de1'lS zu beurteilen 
als eine 'V1erhssungfSI1echtLich dlwrch,aus zuläSsige 
Betriebs.vcreinbarung. 

Der we~entJliche In:ha~t ,der §§ 4 OOS 6 i,st fol­
gender: 

1. Die '&edakti-onsstauu'ten. sollen entweder in 
der '&e'chtsfo~m eineIs KoII!Lekt~vver:tJraglelS zu­
stande kommeno'der xIs V:er,ein1harung zwischen 
dem ,einzeln,en Medieni:ilhaber und ,dem R.edlak~ 
tio.nsau~schuß - einleI' n.ach den Grunci's.ätzen 
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des ,gleichen, Ul1Jm~tte1bal1e1l und @eheimen Ver­
hältn1]swahlrechte\S gewählten Vertretun;g der 
joul1llal:istil~ch tätigen Arbeitnehmer des Betrie­
bes - ,abge'scldoo~en w.et1clen und kündlba,r sein. 
Bei A<bschluß in :Form .eiJner VereinJba"rung sind 
die V,enra:gspaortner der Medli.eniruhaiher und der 
Redaktiorusausschuß. Gewerkschaft ul11Jd B'ocriebs­
r,at können a:n den AbscMußverlhillll.dll'UJng'en telil­
ruelhmen, $lind ,aber nicht Vertr,agspart:ner. 

2. Gegen ,den W~Uen VOn Me<lieruiflhalhe'r und 
~t'idaikrtilon:Si3JUSlS,chuß s,oJl ,das ZUSltan-deikommen 
eineis Reda:krtiolllSSta-tuts nicht emwung,en wlerd,en 
kön,ruen. Bei NiclweinJigung im freien Vetfuand­
lwngsweg ist .der Zusammen'trtrtt e~ner parlität.isch 
besetzt,en Schiedsk'Ümmission ,"ol1~esehen, di,e ver­
mvt:telnd aufd~e, Vel1ein:baJrurtg ,ein,es R,t'idaJktion5-
staUUlts runwi,rken soU. Es steht .dem Medienin­
halber und dem Redakoionsauslschuß frei, slich 
einem Schiedsspruch ,di,eser SchiedIskommission 
,"on vOI111:herem zu u:nlJerweIifen. Dalbei k)ann ein 
qua1ifizi'erlles Melh11heitSV'e~häh.1lJi,s in de,r Schreds­
kommi.ssibn ,aous!bedwng,en werden. Erklären sich 
Miedi,emnhaJber iUnd R.edaktiolllSalwslschuß nicht 
berert, !sich ,einem wIchen Schiieoospruch zu unter­
werrfen, &0 ka"nn Id,iJe Schiedskommiss~on ein Re­
da:ktiomstalbut für den J3,etnieb nur r,echüich un­
vel1bindJ.ich empiehLen. 

3. D~e iß,eS>tiiffilffiun~en 'der Redaktionrslsotatuten 
beziehen sich auf .rue j01.lrn'a,L~~cisch ,dügen Ar­
bertnehrrier des betI'effend'en Medi:enrunuerneh­
mens oder Medluend~e'nsoes. Es wer,den auch Ar­
beitnehimer ,erlaßt, ,cll,e ,die TätiJgkoeit fUr den be­
ureff,enden MeruenlbelJr'}elb nicht allS Ha,uptbeschäf­
tbg\lJng a\lJSlÜlben. InSOWIeit wird '1ai1ro nicht awf die 
Beglrliff'Slbesuumrnulng des § 1 des JOUJrna1~S>tell!ge­
setzes, SnGBil. Nr. 88J:1920, ,a,bgesteHt. Im üib~~gen 
aiber körunren ,di,e B~timm\lJn~eli der g,enannten 
Gesetze~S:lleL1eUl11Jdder }OUJrna!liISIJen;}{)oHektivver­
trä'@e aLs RJich:tschn'ur .daJfiÜ1' thera'l1lglezogen wer­
den, was unoter ,der j'OI\lJnnal1iJsti:schen Tätigkeit zu 
verstooen ~st. 

Der Begriff der journalistisch tätJig,en Ar­
berunrehmer lerraßt mcht In,ur ,~eS!tellte, sondern 
bezi.eht si,ch aruch ,auf .Arbeimv,erhäkniSlse, wo der 
Arhei,tneihmer - \l'ech:tllich ,\lJnZiwtreff'end - viel­
fach aruch, a'\.s "fneier Mitfa,rhei1ler" bezeichnet 
wl~rd (v~l.dazu 'et:w,a M. 8802 IUind 8749). Da­
vonalbgres.elhen soHen die fl1ei,en Milta:rlbeiter des 
Medienhetrrebes, di'e ,ih~e journa1is:üsche Tät~g­
keit, .für ldien Bet~ileb Istärudig und nichot hloß ,aols 
wliroschalf,tliich 'u:nlbedieutende NelbenJbeschä.ft;]g'ung 
<l>usÜlberi, :sich aiUf R,echte berulf,en könruen, die 
in ,eun,el1l1 RlediikrtiOlnSlsta:tut in Ansehu11ß ,der jo.ur­
naU.istisch'en IB,erufisaJlWÜbu.ngeinrgeräumt werden 
(§ 5 Abs. 2). 

4. Durch den Inlhalh der Rediakti:onsstatJut.en 
soUen ,die MitWliirkung:sr:echte der journali<stisdl 
tätiilgen Arbei,tnehmer an Iden pubLiZJ~stisch,en AU'f­
gaben des perio:dJi.schen Mediums näher .aus~es:tal-

tet wer;d~n. Die im § 5/ Abs. l' vorg'eSlehe.nen In­
tor:ma,tions- ,und Vorschlags:r:ech-ce soUen nicht 
zu:1euZJtauch dioe Durchsetzba,rkeit ,der An'~prüche . 
sichel1n '\lind luntJer.stütz,en, die dials, ]'Ounna'];ilSteng,e­
setz den Jour:nat1i:S>ten bei V'erä:ußerung des Zei­
tungsruntennehmens od~r beü. W,ech!sel der poli­
t~3chien ~chtung. des B!latJtes 'einräumt. 

5. Dj,e R.e.geIoolg;endier ~edaktJionssbatJult.en be­
tr,effend die journaiListiJsche:Berufsau'sü,bwng sol­
len .den jO\lJI1ll1xhstischen :Meinungl>1schutz näher 
au~gestailten 'u:ndder tinneroodaktioneUen Kon­
f1ik'tsbereilnl:lgung dienen. Dahei 'sall aJber a:uch 
,der Notwendi.gkeitrascher Entls>ch'eidungen in 
tlechktionrel!Len Ange1e1genheil\:ten Rechnul1!g getr,a­
g,e.il w,et'idlen. Durch die ,R.e'glelungen soUen die 
Mögrichkdt z,eiotger,echtJen rEl1schei,nens der Zei­
tung 'un,d ,di~e pwbliZJ~sti:sche WettJhewerlb.Slfähig­
keit d~s J3il-alt1tes nicht ~efäJhndoc merden. Für d.i,e 
Fälle, in d'en,en da"s Enschieinen oder die W-etCbe­
werbsifähigkeit .in Fr;a:gel~esteililt sind, saUen d:ie 
K,cda.ktlionsstatu:ttm ,eine uny;erzüg1iche Ent'schei­
dungsmöglichk1eit -dIes fledJakt,ion'e!Uen Vorg'esetz­
ten ,sücherstellen (§ 5AOO. 1 Z. 2 Buichstahe b). 
Auch für Fä-1le, in ,denen Gelf:aJhn- im Verzug l1!icht 
be,~teht, soIlen di'e Redakt~onsstl;\ltu·ten evnen mög­
lid]st r.ascheni'l1iIl!erlbetrierb~chen Au'S~1eich van 
MeinungS'."el1Schiledenhdnen !Über Fragen des jour­
na',i:stisch,en MeinungSlSch'wt:zes -sicherstellen. Es 
SOll! verhindiel1t wrer,den, daß so'lche K,onflikte bis 
zu r Al11stJragung eines aLlfämg<en 'a:rheitsrl1echdich,en 
Str,e~!ies vor Gericht weitemchw,eLen und da.durch 
eska:l~ert werden. Daz:u rolil die Enuscheidung 
eiL'er von MedienlimJhaJb,er und ~edaktion par,i­
täitisch bes,flt:z:1Jen iil1,nerbetrieblichen SchiedisinManz 
vorgesehen werden (§ 5 Alb:s. 1 Z. 2 Buchstalbe d 
sowie § 9 Abs. 1). 

DiIe im § 5 Albs. 1 Z. 2 vor~esehenen Bestim­
muntgren und die äin ,del1en Ausführung. in Redak­
tl;onlsstatuten ~etl1Off'enen ~ege'1111ngen über die 
Ablehnung und Älldel"Ulllg von Biefuträlg.e.n haben 
kieinen Einf1uß auf 'UIihebernechtlichle Anspruche 
UD cl vC1"tmgLich,e ErutgeoLtam:spruche weg,en dies ver­
faßtien Beitna@es. 

6. Nach Aflt. VII Abs. 3 sol1en hei Inkraft­
tneten ,dies Medri,eng,esietzes bel1eits bestehende R,e­
daktio:rus.staituillen mit ,ih!1en bishe11]ge,n R.echts­
wil1kunlgen so ,la:nge ,aufrecht :b.leilben, a.Jsn:icht ein 
~cdakt,j,on~Sllatut 1m Sinn der §§ 4 ff. zustande 
kommt. 

Zu den §§ 7 und 8: 

Di'e Wahrruehmung der Recht'e der journali­
stisch tätigen Ar!beitnehffiier soU einern bcsan~ 
,deren ,gewählten Organ dies,er Arbeitn'ehmer­
gruppe, dem Redaktionsausschuß, übertragen 
werden (§ 8). Die normativ,e Ausgestaltung dieses 
Vertfietungsorgans 'Soll nicht den Vereinbarun­
gen ,in den Redaktio.nsstatuten überla~sen bleiben, 
sondern im Gesetz selbst vorgenommen werden. 
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Dabei werden V'ergleichbare Regelungen des Ar­
heitsverfaSISungsgesetzes herangezogen. Ein we­
serrtliches Anliegen der diesbezüglichen Bestim­
mung,en ist es, für eine möglichst re~bungslose 
und enge Zusammenarbeit zwischen ,dem Redak­
tionsausschuß und dem jeweiligen Betriebsrat zu 
sorgen. Dies ist scholl wegen der Wechselbezie­
hung der Aufgaben ,dieser heiden Yertretungs­
ogaale der Arbeitnehmerschaft des B·etriebes ge­
'boten. 

Zu § 9: 

Für IStrleij,uLgkeiten ürbrer die lin eü1Jem Redak­
t>]onsstatut ,enthaltenen B,estimmungen über die 
journallistische Bier-ufsausÜlbunlg soll ein'e inner­
b.etr.ilelbi~iche, paritätisch zusammeng'esetzte 
Schiedislinstanz zu entsdleiden halben (§ 9 Abs. 1). 
Dadurch wird d,ie von d,er Sache her geboten:,e 
rasche Entscheiduillg :g'ew~hr1eistet. Die nähere 
Ausges,taltung 'des' Yierf.aJhrens vordJer Schieds­
instanz soll den Red:liktionsstatuten üherlassen 
bLeiben. 

Für StreitJig~eiten zwischen dem Medienin­
haber rund dem Redaktionsausschuß über. die 
Anwendung von Bestimmung,en eines Redak­
tionsstatuts über die betriebLichen Mitwirkungs­
rechte des Redaktionsaussch'USs,es, f.erner für Strei­
tigkeiten im Zus~mmenhang mit den VertI"e­
tungsorganen der journailistisch tätigen Arbeit­
nehmer soll -das Einigungsamt zu-ständig sein (§ 9 
A'bs.2 und 3). 

. Zum Zweiten Abschnitt 

Das Informationsbedürfnisder öffentlichkeit 
und das Bedürfnis nach Schutz der Person kön­
nen in Wciderstreit geraten. Beide Rechtsgüt,er 
.sind wesen:tliche Bestandteile der .freiheitlich-de­
mokratischen Ordnung; keines von ihnen kann 
einen grundsätzlichen Vorrang beanspruchen. 
B'eide R'echtsgüter müssen ,daher nach Möglich, 
keit Izum Ausgleich gehracht weI"dJen. Läßt sich 
dies nicht erreichen, so ist untier Berücksichtiigung 
dies BLnzclthlLes :zu entsch,ei,den, welches Intoeresse 
zurückzustehen hat. Hii'erbei sind heide Y'erfas­
sungswene in ihrer Beziehung zur Menschen­
würde a.ls dem Mietelpunkt des Werbsy.stems 
der Y,erfassung zu sehen. Dana:ch können von 
eller Medilenheiheit zwarrestrvktive Wirkun!gen 
auf die aus dem Persönlichkeitsfiecht abgeleiteten 
Ansprüche ausgehen; jedoch darf die durch eine 
öffentliche Darstellung bewirkte Binbuß'e an Per­
sonalität nicht außer Verhältn~s zur Bedeutung 
der Yeröffentlichungfür die freie Kommun~ka­
tion stehen. Weiter e~gilbt sich aus diesem Richt-. 
wert, daß die lerforderlich-e Abwägung auf der 
einen Seite die Lntensität ,des Eingriff,es [n den 
Persönlich~eitsbereich berücksicht~gen muß; auf 
der anderen Seite~st ,das 'konkrete Interesse, des-

. sen Befriedigung die V,eröffent1ichung dient und 
zu dienen ,geeignet ist, zu bewerten und zu prü-

fen, ob und inwlieweit dieses Interesse auch ohne 
eine Beeinträchtigung - odereirie so weitg,e­
hmde Beeinträchtigung - des Persönlichkeits­
schutzes befl'ied'igt wer.den kann (vgL Urteil des 
BYG vom 5. Juni 1973, 1 BvR 536/72, betl'ef­
fiend Fernsehsendung "Der SoldatJenmord von 
Lebach"). 

Der Schutz des einzelnen als Objekt der iBe­
richterstattung ,",or übergriffen un den Med~en 
war eines der w,ichtigsten Themen der Beratun­
gen in ,dem Arheitskreis des Bundesministeriums 
für Justiz. In dIesem Beratungsgremium wurden 
allgemein ein Ausbau des Persönlichkeitsschutzes 
und seine Absicherung vor allem durch Sanktio­
nen nichtstrafrechdicher Natur befürwortet. 

Der vod~egend'e Entwurf macht sich d~es'e 
rechtspolitischen Uher'l.egun'gen zu. eigen. Er s,id.1t 
in den §§ 10 bis 12 Bestimmungen zum Schutz 
des einzelnen vor Eingfiiffen in den hödrstper­
sönlichen Lebensberoeich vor, V1erknüpft sie jedoch 
nicht mit -strafroechtlichen Sanktionen, ·sonde.rn 
mit einer dem Yerletzt-en zugute kommenden 
Gddbuß-e und -einem schadenersatzrechtlichen An­
Ispruch. 

Wenn :i~ d~e Intimsphäre eingegr-iffen wird, 
geschieht dies häufig nur zur Hefriedigung von 
Neugi,erde. Mit der Ausübung ,einer Kontroll­
funktion hat dies kaum jemals zu tun. Dies wird 
auch im Ehrenkodex für die österreichische 
Proess-e, herausg,egelb'en v-om öst,erreichischen Pr,esse­
rat, Ibetont. Dwe V;oraus,sletzung:en, untier denen 
publizistische hngriffe gegen eine Person in bezug 
auf ihre "Intimsphäreeinel1steits und in bezug auf 
die Amtsführung oderdi,e Geschäftsführung und 
das B.erufslebenandererseits zulässig sein sollen, 
werden untierschiedlich geregelt. Dem entspridrt 
es, ,die B-escimmungen nicht in einem Paragra­
phen - wie in der RY 1975 - zusammen­
zufa~sen, sondern auf zwei Paragr,aphen aufzu­
ueiLen. 

Die Bestimmu~gen sollen die in anderen 
Rechtsvorschriften, wie im Urheberrechtsges,etz 
vorgesehenen Rechtseinridrtungen zum Schutz 
der Person -ergänzen und niCht ,ers,etzen. Die Be­
stimmungen des Entwurfes :besch,ränken sich auf 
den spez,ifisch medienrechtlichen Aspekt. Sie kqn­
nen und -sollen auch nicht e~ne umfassende Rege­
lung des Persönlichkeitsschutzes, Isei es in ein'em 
besonde'ren P1ersönlichkeitsschutz.gesetz, se,i. es im 
alLgemeinen bürlgerEchen Gesetzbuch, ersetzen. 

11. Die RcechtSlein~idrtung der Entgegnung, wie 
sie sich nach den §§ 23 und 24 des geltenden 
p.resseges-etzes darstellt, soH dem ,durch eine 
Pressemitteilung Betroffenen Idie Möglichkeit 
gehen, im gleichen Pl'esseor,gan, also vor dem 
gleichen Forum der öffentlichkeit, alsbald aus 
seiner Sicht eine Gegendarstellung zu bringen . 
Die Entgegnung soll gewissermaßen noch als 
Rede und Gegenr-ede wi-rken können. Zu diesem 
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Zweck muß ,die Entgegnung rasch veröffentlicht 
wel'den. Um d,em Zeitfaktor Rechnung zu tra­
gen, sieht das gelten~e Presseg,esetz vün einer 
Überprüfun.gder Mitteilung un.d der Gegen­
darstellung auf Richtvgkeit aJb, aLlerdings l)1it 
einer Ausnahme: Wenn die Entgegnung eine 
Mitteilung betrtifft,der,en Richtigkeit süfort durch 
eine berteits ergangene Entscheidung oder Ver­
fügung einer inländischen B,ehöl'de nachgewiesen 
werden kann, darf die Aufnahme verW'eigert 
werden. Das Entgegnungsrtecht des geltenden 
Pressegleslerz,es gewährleis,tet damit nicht immer, 
daß eine ob'jektiv unrichtJige Darstellung durch 
eine r,ichtige ersetzt wird. 

Auch ,dem Pressegesetzentwurf 1961 lag die. 
ülherlegung zugrunde, auf die Prüfung ,des Wahr­
heitsgehaltes ,der Tatsachenmitteilung und ,der 
Gegendarstellung i'n der Regel verzi,chten zu 
müssen, weil andeirnfalls "untragbare Verzöge­
rung,en" 'zu Ibeifiircht!en ,sei,en. }edenfaHs sollte 
aber ,der Wahrheitsbeweis für die Pressemittei­
lungnicht auf bestimmte Beweismittel beschränkt 
blei'ben, sündern insoweit zulässig sein, als er 
a'lsbaId erbracht wer,den kann. 

nie im PJ.1essCjglesletzentwurf 1961 vürges,ehene 
R,egelung wurde in den StellungnaJhmen der 
'Berufsvdbände der Presse im Jabre 196Q als 
unzureichend a:b'gelehnt. In dem :All1beitskreis des 
Bunidesministeriums für Justiz waren die Auf­
fas.sungen in dieser iFra.ge geteilt. lülberwiegend 
wurde ,eine Lösung befürwortet, die der Prü­
fung .des Wahrheitsgehaltes von Entgegnungen 
,einen größeren Raum als Ib.isher einräumt. 

Im Rahmen der Rundfun'kreform wurde im 
'Bundesgesetz 'BGIB.l.Nr. 397/1974 a'llch das Ent­
gegnungsrecht zu Sendungen des RUl1Jdfunks ge­
r,egeJt. Daibei Ibegnügte mahsich um Hinblick auf 
di,e Gesamtrefürm des Entgegnungsrechtes an die 

. Regelung des 'Pressegesetzes v. J. 1922 anzu­
knüpfen 'und nur sülche A!bweichul1Jgen vürzu­
seihen, die sich aus den andersartligen technischen 
Gegebenheiten ergeben oder die im Zusammen­
hang mit .den den österrdchischen Rundfunk 
im besonderen treffenden Pflichten (z. B. Belang­
sendungen) enfürderlich sind. Hingeg,en haben 
diese Gesetzesbestimmungen hinsichtlich der 
Wahrheitsprüfung gegenü'berdem geltenden 
Pressegesetz keine X~derung gelhracht. 

-Dem vorliegenden Entwurf liegt ,die Auffas­
sung zugrunde, ·daß eine Regelung des Entgeg­
nungsrechtes, diie ,der öffentlichen Aufgabe der 
Medien gerecht werden süll, ,dafür zu sürgen 
hat, daß grundsätzlich, nur eine wahre Ent,geg­
nung veröffentlicht wind. Mit der geselLschaft­
~hchen Funlktioün der Medien ist es ni,cht vereinhar, 
daß einer Behauptung eine unwahre Gegel1Jbe­
hauptung zur Seite gestellt w,ird. Das Bemühen 
um wahrheitsgetreue Berichterstattu.ng findet im 
Entgegnungsrecht seine Schranke dürt, wü die 

Einr,iehtung sünist wegen Verzögerun.gen der Ver­
öffentlichungder Gegenbeihauptung einen wirk­
samen Schutz gegen recht~w,j,drige Berichterstat­
tungnicht mehr gewähren würde. 

:Der Errtwurfsieht daher eine Regelung vor, 
die Zwar einerse,its ·dem :Betrüffenen einen w~rk­
samen Rechtsschutz ,s,ichert, andererseits alber auch 
die gesellschaftliche Funküon .der Medien !beachtet 
und auf sämtliche zur ~irksamkeit der Entgeg­
nung nicht unlbedingt nütwerudig,e Reglementie­
rungen und Belastungen ,der Medieru verzichtet. 

Die begehrte Veröffentlichung einer Entgeg­
mmg süll ,da.nn abgelehnt we,l'dendül'fen, wenn 
dlj,eEnq~e,ghurug unrichtig ist. WiJfld die !begehrte 
Entgegnung nicht IfreiwilJjg veröffentlicht, so hat 
da's Gericht innertha,lb ieinler bestimmten Frist auf 
Antrag des Entgegnungswerhers unter 'BerUck­
sichtigung aller bis ,dahin vOl'gelbrachten ß.eweise 
festzustellen, db ,die gebrachte Mitteilung oder 
cEe Entgegnung richtig üder unrichtig ist. Durch 
die gerichtUche Wabrheüsprüfung süll aiber die 
Veröffentlichung eines Ibegründeten Entg,egnungs­
begehrens nicht deran V'erzög,ert wer,den können, 
daß die Veröffentlichung letztlich wirkungslos 
wäre. 

Nach, dem VonbiJ,d des P,ressegesetzentwurfes 
1961 so.ll neben der El1Jtgegnung eine weitere, 
,gegenüber dem gelbenden Pressegesetz . neue 
Rechtseinrichtung vorgesehen wel'den. Es ,ist dies 
der Anspruch .dessen, ü'ber den i,neinem.' perio­
dischel1J Med~um berichtet wunde, gegen ,i'hn be­
stehe der Verdacht einer 5tra'fbaren Handlung 
oder es sei gegen ihn ein Strafverfahren einge­
leitet würden, auf Veröffentlichung einer kür­
respondiereruden Mitteilung Ülberdie' VerfahrelJ.s­
einsteilung oder den Freispruch. 

Nach dem geltenden ,Pr,essegesetz ist ·die unbe­
gründete Verweigerurug sowohl der vom Betrüf­
fenen begehrten aLs a'llch der vom Gericht ange­
ül'dneten Veröffentlichung ,der Entgegnung ge­
richtlich stralfbar. Nach dem Pressegesetzentwurf 
1961 süllte der lBereich der ger,ichtlichen Straf­
·barkeit insüweit zurückgenommen wel'den, als 
die Ablehnung des rveröffentlichungsbegehrens 
des Hetrüffenen keine IgerichtLiche Strafsanktiün 
auslösen süllte. Auch ,die Landespressegesetze der 
BRD sehen keine Strafsanktion vür; der Ent­
gegnungsanspruch ist mit .den Mitteln der einst­
weiligen Ver1fügung durchzusetzen. 

Der vorliegende Entwurf lbeläßt zwar ,das Ent­
gegnungsverfahren beim Strafger.icht, sieht aiber 
aIs Sanktiün für die Verletzung des Entgegilungs-' 
a.nspruch,es und des weiteren Veröffentlichungs­
anspruches keine gerichtliche Strafe vor. Die 
Durchsetzung des Enrgegn'llngsanspruches süll mit 
den Mitteln dies B1eug.er'echtes g,eschelhen. F,erner 
soll dem Betroff,enen eine Geldbuße zugesprüchen 
werden, mjt ,der die erlittene Kränkung abge­
gülten wird. 
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Die. Durchsetzung des Veröffentlichungs'begeh­
rens hat in einem gerichtlichen Verfaihren nach 
den Bestimmungen der Strafprozeßor.dnung zu 
geschehen (vgl. § 48 :Abs.3). Das Entgegnungs­
venfahr·en wird vor allem aus pr.aktische~ Grün­
den dem Strafgericht zugewiesen. Vielfach wird 
nämlich das Entgegnungs'verfahren mit ein·em 
Privatanklageverifahren wegen .derselben oder 
weiterer Veröffentlichungen ,in demselben peri­
odischen Medienwerk zusammentreffen. Vor' 
allem aber hat sich die lßefassung des Strafge­
richtes mit Entgegnungen schon eingelebt und 
bewährt. 

Das Entgcgnungsr.echt des geltenden Presse­
gesetzes bezieht s.ich nur auf inländische Druck­
schriften, nicht aber auch auf Zeitungen und Zeit­
schriften aus dem Au·sland. Wie des nä'heren in 
den Erläuterungen zu § 25 ausgeführt wird, soll 
nun das Mediengesetz auch einen gegenüber aus­
ländischen Zeitungen und Zeitschr.ilften vor einem 
inländisdlen Gerichtdurchsetzlbaren und im Aus­
land vollstreckbaren Veröffentlichungsanspruch 
gewähren. Im Interesse der praktisch.en Anwend­
ibarkeit, vor allem aber der Vollstrecklbarkeit im 
Ausland, sind gewisse Abweichungen, insbesondere 
.in den: Verfahrensvorschriften, gegenüber den Re­
gelul1!gen erfQrderlidl, die sonst für den Ent­
gegnungsanspruch und Anspruch auf nachträglidle 
Mitteilung gelten sollen. Im einzelnen dazu wird 
auf die Erläute.rungen: zu § 25 verwiesen. Schon 
hier sei aber erwähnt, daß diese überlegungen 
·dafürsprechen, die Durchsetzung ,des Veröffen~­
lichungsanspruches auf dem Zivilrechtsweg vorzu­
sehen. 

III. Die Berichterstattung üher nüch nicht ab­
geschlossene Strafvenfahren :birgt ,die Gefahr in 
sich, daß in .der öffentlichkeit der Ein,druck ent­
.steht, der Verdächtige sei Ibereits uberführt. Es 
kann fakblsch ,ein Zustand eintreten, der der 
UnschuldsV'ermurung ·des Art. 6 Abs. 2 MRK 
wilderspricht. Hier versucht der Entwurf, auf 
verschiedene Weise AlbhiMe zusch·affen. Eine der 
Maßnahmen ist die Pflicht der Medien zm: Ver­
öffentlichung einererogänzenden Mitteilung über 
den Ausgang eines' Strafverofahren:s. Eine weitere 
ist ·die Straf1bestimmung ,gegen fBeeinflussung des 
A us:ganges eines Strafvenfalhrens· ,im § 27. Sdlließ­
lieh dient :diesem Zweck auch eine Einschränkung 
der Fernseh-. und Hörfunkberichterstattung aus 
der Hauptverhandlung eines gerichtlichen Straf­
verfahrens (§ 26). 

Zu § 10: 

Im § 10 sollen der Zuspruch einer Geldbuße 
für den erlittenen immateriellen Schaden und 
ein Schadenersatzanspruch hinsichtlich des Ver­
mögensschadens in Iden Fällen eingeräumt werden, 
in denen in einem Medienwerk, einer Rundfunk­
sendung, einer Mitteilung eines Mediendienstes 

oder einem Film der objektive Tatbestand einer 
üblen Nachrede oder Verleumdung im Sinne der 
§§ 111 und 297 StGB verwirklicht wird. Dabei 
knüpft der Entwurf an die §§ 29 und 30 des gel­
tenden Pressegesetzes an. 

Wenn die puiblizistischen Angriffe nicht den 
höchstpersönLichen Leben.sbereich Ibetreffen, soll 
darauf abgestellt werden, ab "ein überwiegendes 
Interesse der Allgemeiniheit an ,der Veröffent­
lichu~,g ibestanden hat und auch 'bei Aufwendung. 
der geibotenenjournaListischert Sorgfalt für den 
Verfasser hinreichende Gründe vorigelegen sind, 
die Behauptung für wahr zu halten" (§10 A.bs. 2). 

Als Sanktion für Verletzungen ,des Persönlich­
keitsschutzes sieht der Entwurf einerseits den Zu­
spruch einer Geldbuße, mit der .der immaterielle 
Schaden, ·di·e erLittene Kränkung, aJbgegolten wer­
den soll (Abs. 1), unld andererseits einen Schaden­
ersatzanspruch hinsichdich ,des Vermögensscha.,. 
dens (Aobs. 3) vor. 

Das Ausmaß der GeldIbuße soll ohne aufwen­
diges Beweisverfanren festgestellt werden; auch 
deshalib ist eine gesetzliche Obergrenze festgelegt. 
In .den ~r.messensrichtliniien für die richterliche 
Festsetzung der Höhe der Geldbuße soH aus­
drücklich auf die ,;Auswirkungen der Verbrei­
tung" Rücksicht genommen werden. Hingegen 
soll der i.n ,der R V 1975 enthaltene Hinweis 
auf die :Beweggründe der Veröffentüchung als 
entbehr11ich und mißverständlich entfallen. 

Zu § 11: 

Im § 11 Süll die Intimsphäre vor lherabwür­
di:genden Eingriffen geschützt werden. 

Unzulässig sind' Veröffentlichungen über den 
höchstpersönLichen Le'bensbereich dann, wenn sie 
ansehensmindernd sind, also, geeignet sind, Inter-
essen des Verletzten zu beeinträchtigen. ' 

Die Tatsache allein, daß der Betroffene Belange 
dieses BereiciIes geheimhält und "ü.blicherweise' 
die davo,n Ibetroffenen Personen solche Tatsachen 
nicht bekannt gemacht wissen wollen", genügt 
also nicht. Der zweite Fall des § 14 Abs. l' Z. 2 
R V 1975 wurde in den vorliegenden Entwurf 
nicht übernommen. 

Der Be,gl1iff des Pr.ivat- und Familienlebens, 
den die RV 1975 nac.~ dem Vorbild des StGB 
und des Art. 8 der Europäischen Menschenrechts­
konvention verwendet hatte, ist auf Mißver­
ständnisse gestoßen. IEr soll daher' durch den 
Begriff des höchstpersönlichen Leibensbere{ches er­
setzt werden. Vermögensverhältnisse, Unterneh­
mensbetei\i.gungen und das Geschäfts- und Be­
rufslehen gehören jedenfalls micht dazu. And,erer­
seits geht der höchstpersönlliche Lebensrbereich 
über den Sexuallbereich und ,den Bereich des Ge­
sundheitszustandes hinaus. Hierher gehört z. B. 
etwa auch das persönliche Verha.lten im engsten 
Familienkreis. -
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Eine der wesentlichsten Knderungen gegenüber 
der R V 1975 stellt die Interessenabwägung auch 
,im 'Bereich ,der Intimsphäre dar. Die Bel'1ichter­
stattung über Angelegenheiten des höchstper­
sönlichen Lebensberciches soll - und nur dann -
zulässig se;i'n, wenn, "wegen des unmittelibaren 
Zusammenhanges zu Tatsachen ,des öffentlichen 
Ldbens" in der Berichterstattung über Tatsachen 
des höchstpersöThlichen Lebensbereiches ein über­
wiegenides Interesse der AUgemeinheit bestan­
den hat unlddie :berichteten Tatsachen wahr si~. 

Im Hi,niblick au:f die Ki"ititk, die von seiten 
der Pres's,e am § 14 R V 19'75 gera,de ufit,er d~eslem 
Gesichtspunkt g'eüht wurde, soll hier ausdrücklich 
festgestellt werden: ,§ '111 ,enthält keine "Politiker­
khusel"; wed~r vm Sinn einer Ptriv;iI'egierung 
noch auch im Sinn der albsaIuten SchutzllOsigkieit. 
Niemand, der s,ich poli,ti,sch Ibetätigt, soll gezwun­
g,en sein, seinen höchsrpersönlich!en Leben~bereich 
aufzUigeben. 'AL\.erdings wird !fürdenjenigen, der 
mit seinem Pr,i,v,aüehen und seiner Intimsphäre 
für sich Reklame macht, der Umstanld IHedeutung 
halben" ,d'aß im Hinlbltick darau,f eher ,,'ang,enom­
men werderu konnt,e, daß der Hetroffene mit der 
Veröffentlichung einversunden w,ar". Andlerer­
seits Ibedeutet das einmalige Bin!V<erständnis mit 
Veröffentlichurugen ülber den höchstpersönllichen' 
Lebens1ber,eich nicht automatisch die aibsolute 
Pr,eis'gaJbe dieses Schut1Jblel"'eiches. 
. Di,e v,orgeschlagene Abwägung~klausel ent­

spricht dem Ef1forldedichkeits- und V,erhälrruis­
mäßigkeitsprinzip des Art. 10 Albs. 2 ,der Euro­
päisch,en Menschenrechtskonv,ention. Vorausset­
zungen sind ,demnach: 

Eiru ülber hloße Neug,iercLe hinaU'~g'ehendes Inter­
esse der AUgemeinheit, dem di'e Medi,enlbericht­
erstattung in Ausülbung der KontfiOllfunktion 
,entspricht. 

Ein unminellbarer Zusammerunang von Tat­
sach,ende's höchstpersörul,ichen Lehensbereich,es mit 
:Tatsachen des öffendichen Lebens, z. B. Wider­
~pruch zwi1schen öff,ent,\i,chem Gehalben und pri­
vatem Verlhalt,eneines Politikers ,im Hiniblick auf 
d.ie Unglaulbwür.di,~keit politischer Auss.agen oder 
z. B. Veröffentl~chung,en ülber d.en ~eheimg,ehal­
tenen Gesundheitszusta;ndeincs Po].i,ük,ers. 

Die Erfüllung der Kontrollfurrktion muß die 
Einlbezi,ehung der Tatsachen ,deslIDchstpersön­
lichen LeJb'ensbere,ich,es in di,e Berichterstattung 
,erforderlich ma,chen. Nur dann kann man von 

o ,einem unmittdbaren Zus,a1mmeJJlhang sprechen. 
Ka,nn die K>ontroLHun[tüon auch ohne Baicht­
erstattung über die Intimsplhäre ausg,eübt wer­
den, dann sind Eing,niff,e >in die Intimsphäre un­
zulässig. 

W,er in die Intimsphäre eingl1eift, muß sich 
i.~ber die R,jchtiogkeit Sle~ner ansehenlsmindernden 
B'eha1l:ptung'en volle Gewißheit verschaff,en. Der 
bloß.e gute Glauben des }ournalisten genügt in 
diesem Fall nicht. 

Noch in einem weicer,en Punkt ist der § 14 
R V 1975 kritisiert worden, nämlich daß der 
Ausschluß ,eines 0 Geldlbußenanspruch,es nur !bei 
ausdrücklicher Zust,immung des B.etroff,men vid 
zu eng formuliert ~ei. Die R V 1975 hat zwar 
nicht schlechthin eine aUSldrückliche Zustimmung 
v,er,Lanlgt, vidmehr hätte auch nach ,ihrem Wort­
laut die 'stillschweigende Zustimmung Igenügt. Um 
aher jeden Zweifel in 'di,es,er Hin~icht auszuräu­
men, soll verdeutlli,cht werd'en, daß. Berichte Ülher 
da,s sügenann~e Gesdlschaftsleben oder aus 
KünstLel'hei~en durch § 11 nicht behindert wer,­
den sollen. Das Erfordernis der Zustimmung des 
Betl'off,enen wind Idalh,er durchdi'e WIendung er­
setzt:,,~lenn ;na,.ch den Umstä~.J,en ang,enommen 
werden 'konnoe, daß. der Betroffene mit der V:er­
öffentlichung einverstanden war". Der Betroffene 
muß daher ni,cht 's'tets vor der V,cröffeIJltlichunog, 
um seine Zustimmun.g ersucht werden, als,o Z'O B. 
dann nicht, wenn ,er bisher mit ~aLchen Berichten 
übei' $leine PrivatJsphäre einV1erstan,den war o'der 
sel!bst mit Umständen aus seiner Intimsphäre für 
sich Iteklame machte. 

Zu § 12: 

Ober den ZUSlpruch einer Geldlbuß.e soll das 
Stralfgericht entscheiden, und, zwar auch dann,' 
wenn ,es im EinzeLfall zu ,einem Stra;fverlahr,en 
nicht kommt oder, wie in de~ Fä,Hen des § 11, 
mangels Straftat gar nicht kommeru kann. Hin­
geg,en soll der Anspruch auf Ersatz des Ver­
mögensschadens, odes:sen Durchsetzung em em­
gehendes 'Beeweislverfahren vor,aussetzt, auf dem 
Zivilrechtsweg 'gelt,en'd zu machen sein. 

,Für die Eins,chaltun:g des 'Straf'gerichtes sprechen 
Grunde der Zweckmäßigkeit, insbesondere die­
engen "W:echsellbe:z:iehungen zum sttafgerichtlichen 
Ehrenlbdeidigun,gs,verfalhl"'en. So kann z. B. in ein 
und d'emsdben Verfahren5'olWohl über die Pri­
vatanlklage wegen des Ehrenlbeleidiogungsdeliktes 
als auch über den Antra.g auf Zuel'kennung einer 
Geldlbuße w.egen eines n,icht beleidigenden Ein­
griffes in die Persönlichkeitssphät'e entschied'en 
wet'den. 

Die Zuständi~keit des Strafgerichtes ist, da 0 

es sich d<lJhei nicht um die· materiell-rechtliche 
Frage der San1ktion, sondern um di'e verfahrens- 0 

rech~liche Fr <lige, und hier wi'ederum vor allem 
um die der Zweckmäßigkeit ha:ndeli, mit dem 0 

Bemühen um .Entkriminalisierung des Medien.­
rechtes ,durchaus vereinIbar. Unter dem Gesichts­
punktder Zweckmäßigk'cit sind ,eben die Ver­
fa'hrensgrundsätze des Privatanklagever,fahrens 
und des -Einzelrichr.crv,erfa!hren's, nach denen hier 
vor:gcganlgen werden SO'LI, durchaus .ang,emess,en. 

Zu § 13: 

Nach § 23 des :geltenden Pressegesetzes muß 
sich die Entg,egnung auf eine Tatsachenmitteilu~g 
,beziehen. Dies si,eht auch d'er Pressegesetzentwurf 
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1961 vor, und daran hält der vorliegende Ent- unzumu1!bar ist, wenn ,an den Inlhalt von Annon­
wurf fest. Gegen eine Einbeziehung auch vün cen der Wirt'scharftsw,erlbu11ig aniknüpfende Ausein­
Meinungsäußerungen in das Entgegnungsrecht andersletzungen' e:wis·ch,en konkurriel'enden Wirt­
spricht vor allem, ,daß dann kein Maßstab vor- schaiftsunternehmenau.f ihrem Rück,en auslgetra­
handen wäre, nach dem sich der zulässige Um- gen w,erden. Politische !nseralle hingegen, die 
fang der Entg1egnung ahgrenzen ließe. vom Leser-, Seher- und Hö~erpUJbli.kum g.anz 

andersbeur~ei.lt wlerdenals Wirtschafts anzeigen, 
Nam dem Vorhild des Pr,essege'Setzentwurfes 11' f"h' oLl 'Ib 

so 'en entgegnungs, a' Ig"O el. ,en. 19M enllhält AJb:s. 2 'eine Den.iliüon des Begriffies 
,der Tatsach,enmitteilung. Anders als dies'e~ Vor- Die Frag,e, I)b nach gelte,ndem Recht waJhrheits­
bild hegnülgt sich der vorliegende Entwurf aher getr,eue Parltarnent~berichte ,enbgegnungsfähig 
mit dem Kriterium der üherprüfharkeit nicht. sip.d, w,ird unters·chi'edli,ch Ibeantwort.et. Der OGH 
Es neicht 1m Bereich der sog. inneren Tatsachen, hat die En!1lgegnungslf~higkcit in einer Entsch,ei­
vor allem im Zusammenhang mit politirschen Aus- ,dung ,"om 30. September 19'59 bej,ant. Auch de 
einandersetzungen, nicht. aus. Deshalb schloießt lege feret1ida :sind die AuFfassungen verschieden. 
Albs. 2 Mitteillungen .ausdrücklich aus, deren we- Gegen die EntgegnungsfähiJgkeit wird vorge­
sentlicher Inhalt nur in einer persönlichen Mei- bracht, sie Ibril1;ge die Gefahr der Lahmlegung 
nungsäußerun,g, ,einer Wertung oder einer War- der Parlamentsberichberstattung mit sich, weil 
nung vor einem künftigen Verhalten eines ande- ,dIi'e Zeiotungen das Enllgegnungsri'siko scheut1en, 
I'cn besMht, mögen sie auch ansich objektivi,erbarsieentwerne die Schut7Jbestimmung .des Art. 33 
sein. Damit 'SoUen HiHs- und Scheinihehauptun- B-VG, weiL die Wirkung der P,arlamentslberichte 
gen, die keinen sdbstän1digen Aussagewert haben, da,durch, daß ihnen ,entgegnet wird, albgeschwächt 
deren Zweck vidmehr ,in der "Stimmungsmache" wäre, und 'es wÜIiden die Auseinanders,etzungen 
,Liegt, aus dem En'tgegnung:s~echt aus1genommen zwischen den P,artreien durch die Entgegnul1;g in 
werden. In dies,em Zusamme11iha11ig ist auf Albs. 3 die Medien hinelingetragen werden. Für d~e Ent­
zu v,erweis'en, wona'ch als Gegendarsnellung auch gegnungsfähigkeit wiederum wird vorgebracht, 
nur die Behauptung von Tat'sachen und nicht es entspräch,e der ge~ellschlift\lich'el1; Funkrt~on der 
auch Werturteile zugelassen sind. Daraus fol,gt Medien, die öffentlichkeit umlf'a'ssmd zu infor­
mittelbar, daß Tatsachenmitteilungen, denen nur mieren, woiu lauch' ,eine Veröffentlichung der 
mit ein'er wertenden Blehauptungenq~egnet wer- Stellungnahmen ,der durch Tatsachenmitteilung,en 
deill kannl, nicht ent,gegnul1;gs.fähig sind. B,etroff·ene:n gehöre. Für den ·Betroffenen ~eFbst 

Zu § 14: 

Die !Berichterstattung der Me>dien in Straf­
sachen trägt die Gef.ahr in sich, daß in der 
Offentlichkeit ,die GrenZle zwischen Verdacht und 
ß.eweis v,erwischt wi~d und jemand, über den 
b.erichllet wi~d, er sei reiner Straftat v:erdächtig 
oder gegen ihn werde ein Stralfvlerfahren geführt, 
allS I.lchuldig und verurteilt angesehen wird. Ein 
solch'er Eindruck kann vor allem dadurch ent­
stehen, ·daß iill der Folge Ülber ,den für den 
BetroffiellJen günstigen Auslga'lllg des Verfahrens 
nichts mehr iberich,tet ,wird. Um ,dem entgegen­
zuwirken, sieht d'er Entwurf einen Anspruch auf 
eillJe korrespondier,ende Mitt'eilullJg üIb'er den Aus­
gang des Verfahr,ens vor. Anspruchsvorauss,etzung 
ist der Freispruch oder diJe VerfahrenseinsteJ.lung; 
die V,erurteilung' wegen eines geJ.i,nde~en Dellikts 
genügt nicht. Eine ,entspr,ech,ende BestimmullJg 
enotlhielt auch der Presseg,esetzentwurf 1961. Im 
Aribeitskl1eios wurde eine solche B,estimmung all­
gem~in Ibelfürwonet. 

Zu § 15: 

§ 15 steLlt diJe VOl'iaus:Sletzungen auf, unter 
denim die Veröffentlichungspflicht nicht gegeben 
ist. 

Der Z. 1 im Albs. 1, die di'e Wirtschaftswetibunig 
au~ :q'em Entg;egnungs,recht auskJIanlmert, liegt 
die AurHassung zugrunde, dalß es für die Medie.n 

~ei' di,e Entgegnung zum ParLamentsibericht des­
halb besonders wichtig, weil das Par.lament ein 
slehr bedeut'endes und viel 'beachtetes Forum ist, 
das großle Pulbliz-ität g;enießt. rur dm durch 
eineParlamentsredle ßetroff,enen wär,e die Ent­
gegnung die ein~ige Möglichkeit, einer unrich­
üg,en Tatsach,enmitteilung entgegenzutreten, weil 
sachliche und heruf,lich'e Immunität die Ve~fül­
gung sowohL Ides Medlienmitwirkenden als auch 
des Abgeordneten ausschließen. B,ei Ahsch,affung' 
des Enbgegnu.ngsl'echtes könntlen auch unlbeda,chte 
Außerungen oder solche, ,di,e auf einer unrichtigen 
oder unvollständigen Information des Redners 
beruhen und ,"on diesem daher nachträglich be­
dauert würden, von den Zeitungen riosikolos 
wiedlerg,egeben werden, was di,e Gef,a'hr ehren­
rühriger VeröffentlichUingen rbedeut,end erhöhen 
müßtle. Ein in der 11. Gesetzgelbungsperiode des 
N atironalrates eingebrachter Inioiativantrrag (40/ A), 
der aHerdings nicht zu einem Ges'etz!-!!lbel.lchluß 
führte, sollte die völlige Entgegnungsfr~iheit der 
Parlamentsberichterstattung sicherstellen. 

Der v,orhegende Entwurf g~ht zunächst ,davon 
aus, daß die Fra,ge der Entgegnungsfähigkeit von 
Art. 33 B-VG nicht Ib.erührt w:iIid. In der Sache 
sdbst will der Entwurf, dem einzelnen Bürger, 
der weder ,dem Albgeordneten widersprechen 
kann, weil er ja dem Parlament nicht ange­
hört, noch gegetr den Abg,eordl1;eten strafr·echtlich 
oder zivilrechtHch vorgehen kann, weil dieser I . 
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hlinsichtlich seiner parlamentarischen Äußerung 
immun ist, nicht auch d~e Möglichkeit nehmen, 
in dem peI'iodischen Medienwerk, das zur Ver­
br,eitung der parlamentat1ischen Äußerung bei­
'getr.agJen lhat, sdbst da~ Wort zu ergreifen. An­
dererseits soU verihindert werden, daß di,e parla­
mentar-~schen .A:usein'andersetzulligen in d'en Me­
di,en mit den Mittdrn .des EnugJegn~ngsrechtes 
fortgesetzt werden. Nur insoweit sollen ,also 
Parlaiffiientslberichteell't;ge~nungsfrei sein (Z. 2). 

. Eine Ausnahme Ider Gerichts.s,aalher-ichterstat­
tung aus dem EntgegnulllgsI'echt s!ieht der Ent­
wUl1f nicht vor. 

Di'e Z. 3 im Albs. 1 nimmt auf Bda,nlg­
sendungien B,edacht. Für B'elangsendungen der 
po1itis,chen Parteien und IntJeressenverbände hat 
der österreichische Rundfunk nach § 5 Abs. 1 
des Run,dfillnkgesetz'es ,j,edigIJich, die Sendezeit zur 
Vler:fügung zu ~ueUen; die inhaltliche Gestaltung 
der Bdangs,endungerfolgthingegen durch die 
poEt,ische Partei .oder den Lnter.esseniVerhand. 
Diese iBresonderfi-1eit s011 bei Gestaltung ,des Ent­
,gegnungs,rechties 'berücksichti,gt wer,den (vgl. auch 
§§ 16 Ahs. 1 und 17 Albs. 2). Bdangsendungen 
soHen demnach Zlwar ,entgJeg1l'ungsifähig sem, es 
soll s.ich ,aiber .das Veröfliemlichungosbeg,ehren nicht 
gegen das Medium sdbst, sondern gegen die d,ie 
Sendunig gestah·en1de politische Partei oder den 
Interessenverhand rich tJen. 

In dien Z. 4 und 5 im Abs. 1 werden Fälle 
beha·n'delt, ~n denen dem ,Entgeg.nungswerber 
ein herechtigtes, Interesse an ,der V'eröff'en<tl<ichung 
ahzu'Spl1echen ist. Als Hauptfall des Rehlens eines 
solch,en Interess~es wird ,die Unerheihlich:roeit der 
'Tatsachenmitteilung für den Betmff,enlen in Z. 4 
genannt. Die Frage der Unerheblichkeit ist umer 
Berück.sichtigullIg der Ibesonlderen Verhältniss'e des 
Betroff,enen n,ach objektivem Maßstalb zu beur­
teiLen. Wei,tlere Fälle ,des F ehlens des herechtigten 
Interesses sind die, wo in der Veröffentlichung 
se,l'bst Ibereits die Gegeniherhauptung,en oder Ge­
g,enargumente ,g,ebracht wurden. 

Die Z. 6 bringt a1:s wes,entlichste Neuerung d~e 
Zulassung des Einwandes der inhaltlichen Un­
wahf'heitdoer Enr.gegnung. 

Zu den §§ 16 und 17: 

DieSle B,estilmm\lln~en regeln die IformeUen Vor­
auss'etzungoen des Veröffendi.chunlgsbeg,ehrens 
und ,den Zeitpunkt und die For:m der Ver-
öff,enulichung. . ' 

Im Geg,ensatz zum Pressegesetzentwurf 1961 
si.eht ,der v-orliegende Entwu·rf ,davon ah, die 
Form der V,eröffendichunglbis in,s ,einZleIne zu 
reg,eln. El;' 'hegryügt si,ch vielmehr grundsätzlich 
damit, zu hest,immen, daß die V eröff1en tlichung 
der Entgegnung ader MittJeilung den zumindest 
annähernd gleichen Veröffent.!ichungswert halben 
muß wie d~e Veröff,entlichung, auf die s,ie sich 

bezieht. Umer dem Gesichtspunkt des Rechts­
schutzinteress,esdes Betroffenen kann ,es nur 
darauf an!k'ommen. Ist der ,annäherndgleiche V.er­
öffentlichungswert gewahrt, so spielt es keine 
Rcolle, üb die Vierötrentlichungan del'sellben St,elle, 
zur seDben Zeit oder mit dersellben überschrift­
oder 'textschl1iftgröße gelbracht wird. Entschei­
dend ist der Gesamtchamkt.er. Im Int·el'ess,e der 
PrakcikaJbilität der Bestimmungen soU in Form 
einer gesetzlichen Fiktion .für die Druckmedien 
klargestellt w.er.den" daß bei Veröffentlichung "im 
s,elil>en Teil und in der ,g!leich'en Schnift" jedenfaMs 
der ,gLeiche V1eröffentlichungswert anzunehmen 
ist. Mit der apostropl\Uerten VI,endung wird an 
,die Bestimmung des § )13 Albs. 1 desgelten:den 
P",esseges.etzes angJeknüpft; die zu di'eser Ge­
setze~teHe in der RechtspI'echung 'entwickJe1t,en 
Rechtssätze würden damit weiterhin anw,endbar 
hleilben. Durch die Recht~konstruktion einer 
Fiktion süll deurLich g.emacht w,er'den, daß bei 
Aibweichung,en vom sdben Teil und von der 
gleichen Schrift dennoch ein ,gleiche!;' .ader zu­
mindest annähernd gLeicher Veröff'ent,lichungs­
wert gege!b,en sein kann. 

Nah,ere Vorschri:foten sinld hinsichdich der Ver­
öff1entlichung in den visueUen Medi,en erforder­
lid1. H~er weimt der Entwurf vom Gleichwertig­
kreitsgrunds,atz lin'soweit ab, als er auch bei visu­
,eUen Mitteilungen im Regdf,a:U die VerIesung 
eines 'textes ,durch einen" Sprecher genüg,en läßt. 
Da;bei knlÜpft diCr Entwurf an die §§ 211 Ibis 23 
des Rundf.unkg,esetzes an. 

Die V,eröffentlicImng .der Entgegn:ung oder 
Mitteilun:g hat ohne Einschaltungen und Weg-
1assungen zu geschlehen. Ein Glos's~rungs'Verhot 
oder Glossierungslbes,chränkulligen Slind nicht vor­
ges:ehen, ein,e G1os:s,e muß sich allerdings von der 
Vleröffentlichungdeutlich aibhoelben (§ 17 Aibs. 4). 

Zuden§§ 18 bis 20: 

An'ders ah nach ,dem gehenden Presseges'etz 
soll s:ich ,der Veröff.entlichungsanspruch n~.cht· ge­
gen den medienrecht.!ich V'erantwordichej1, son­
dern gegen den V,erIeger des periodischen Medien­
werkes, 'bei RoUn<dJfunlksendungen gegen den 
MecLieninhaher, I'ichten. HinslichtLich Bdangsen­
dung,eu soll ~ich 'der Entgegnungsanspru,ch gegen 
di,e politis,ch,e Part'ei <oder den Intoer,eossenvel1band 
richten. 

Wie Ibereits in den Vorbemerkungen zu d~esem 
Albschnitt dang,estellt, soU die Prüfung des Waihr­
heits~ehalte:s Ider V,eröff,en<tlichufilg und der Ent­
!gegnlUng ,ein 'begrü11ldet'es Veröff'entlichungshe­
gehren 'nicht deralrt v,erzögern, daß der mit der 
EntgegnuJ1'g angestrebte Rechtsschutz vom Zeit­
faiktor her wirkungsLos wir:d. Di,es'em Ziel soUen 
'eine B,efristung des .geI'ichtlichen V,erfafhrens (§ 19 
Aibs. 1) und Einrichtungen der Verf,aihrensroon­
zentration di,enren, wie etwa der befristete Aus-
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tausch von Schriftsätzen. Dalbei s-oll ·d~e Eventual-. 
maX!;me gelten (§ 18 Albs. 3); a,l1erdingsnicht f.ür 
ein aUenfaUs nlach Urtei1s'flech1:'~kraft fortgesretzt.es 
Verfaihren (§ 23). 

Die Beweislast roll dem Antrl!g~ge~ruer auf­
erlegt sein (§ 19 Albs. 2), w~eauch im Ehren­
beleidigurugs;y,erfaihren der W alhrheit~beweis nur 

. auf'zun·ehm1en list, wenn sich .der Täter .auf di·e 
Richtirgkeit der .ßielhaupturugdd,er seinen guten 
Glaulben beruft (i§l12 StGB). Unter ~Eesem Ge­
sichtspunkt der ß.erw.eisLastl'egd hat das Gericht 
auch:rurf die Veröffentlichung ·der Entgegnung 
zu el'kennen, Wlenn die 'Ln den iEinwendup;gren 
uu,d der:rlJlfälligen Gegenäußerung ang0botrenen 
Beweismittd ·entweder ni,cht un;y.erzüglich Ihen'ützt 
werden können oder nicht .ausreichren, um ,als 
erwiesen anzuniehmen, .daß di,e Entgegnung ihrem 
'lnlhalt nach unwahr .ist. Insoweit s-ol1 alber das 
Verfahren durch das Urteil nicht endgültig ab­
geschl.os&en weflden (vgl. §23). 

Wj,e bereits .ausgeführt, will der v-orliegende 
Entwuflf das Entgegnul1rg'srecht möglich·st frei 
von jedem Forma.lismus l'egeLn. Dem entspricht 
es auch, darß ·ein Antug auf Veröffentlichung 
einer Entgegnung odier Mitteilung nicht allein 
deshaLb a'bgewiesen Wlerden daDf, weil er den 
gesetzlichen FormVTorschl'i'ftien nicht entspricht. 
Damit wür.die n~mlich die Durchsetzung eines 
Veröffentlichung~begehr.ellJS für unvertr·etene und 
juristisch nicht g.ebiLdet.e P.ersonen a.llzu'sehr er­
schwert. Der Entwud sieht daher .die gerichtliche 
AnLeitung zu Veribesslerungren des Enngegnungs­
beg,ehrens C§ 20 Abs. .1) vor. Da'von ist d,ie 
Te~lveröffentE.chung einer Entgegnung zu unner­
scheiden" weil sich einzelne der meihl'el'en Ibe­
gehrten Gegendarstellung.en. z. S. arls unwahr er­
.weislen üdereine Meinungsäußerung und nJieht 
eine Ta<t·s·a.ch.enmittei.lung ibetfleften. Iim FaIJ der 
Verbesserung soU über die Kostenersatzpflicht 
ruach hillig.em Ermessen zu .entscheilden sein (§ 22 
Albs. 2). 

Zu·§ 21: 

Nehen dem Ausspruch .der Veroff,entlichung 
der Entg.egnung ist auch der Zu~pruch ,einer Geld­
buße an den Antra:gsteUer v-orgesehen. Bei der 
Mitteilung nach § 14 gi!bt es kJe~ne ,soLche GeJd­
'buße. D1e SaJ1lkti'Ün· dafür, d:rß dem Veröffent­
lichumgshegtchl'en betreff·end eime nachtr~gliche 
Mitteilung nicht gehörig .entsproch,en wurde, ist 
die Kostenersatzpflicht des AntI'agsgegners (vgl. 
§ 22). Wegen einer v.erspäteten, sonst aJber 
gehöriig gebrachten V~röffemlichung einer Emt­
gegnung kann zwar micht auf nochmalig,e Ver­
öffentlichung, wohl aber auf Zahlung einer GeM­
bußre erk.annt wer,den (Albs. 2). Außerdem ist 
der Amragsg,egner im F.all einer v,erspäteoen Ver­
öffentlichung, sof'ern ,einte Dechtzeitige Verstän­
digung von der Veröffentlichung untel'blieiben 
ist, kostenersatzpflichüg (§ ,22 Abs. 1). 

Die Geldbuße soll als eine zivilrechtliche Sank­
tion ,die ,gerichüiche Strarfeentibehrlich machen. 
Sie kommt dem BetrofFenen zugute und be: 
deutet jn~oweit eine Aibgeltung der Kränkung, 
di,e er durch di'e Verletzung des Ent~egnungs­
rechtes erlitten hat. Die Ge1rdbuße ist abu kein 
z~vilrechtlich;er Schadener~atz. Denn für schw:ie­
rige zi·vil'rechtlich·e Ausei.nrandel'settzungen ,ist das 
EnttgegnungsN'erfahren nich·t der gee~gnete Platz. 
Es ist daiher ibei~ier ,ß,estimmung ,der Gelclibuße 
nicht an ,ein eingehendes ·Breweisverfahl'en g.edacht. 
Unter d-iesem Ges~chtspunkt ist die Höhe der 
Geldbuße von vornherein begrenzt. Nach an'de­
ren Rechtsvorschdft.en ibestehend,e Ersatzansprü­
che des Betroffenen hldben durch d~e Zuerken­
nung d·er Geldbuße uniberührt. 

Zu § 22: 

Es entspricht ,dem Grundsatz, daß di,e Ver­
öffrenüichungein-er in ,einrzelnen Tei.len dem 
Gesetz nicht entsprechenden Emgegnung .gänz­
lich ahgelehnt we.rden darf, darß im foLgenden 
Ger:ichts1v·erfaihflendie Kostenersatzpflicht hei 

. einer vom Gericht ,ang.eofld:neten Teilveröffent-
lichung nlicht ,ein~eitig zu Lasten des Antra,gsteUers 
oder des Antrag.sgegners festzus,eozen ist. Die 
K!ostenentschtei.dunrg soU in ,einem solch.en Fall 
dem sich ,an den Besonderheiuen ,des Einrzelf,alles 
orientierenden rrichterlichen ErmesSien überlassen 
;bleiben. 

Zu ,§ 23: 

Nach § 19 Albs. 1 soI:l das Gericht inn·errhalb 
von v:i.er7Jelhn Tligen nach Abschluß des Aus­
tausches der Schriftrsätze ,eine Entscheidung tr,ef­
fen. Innerrhal:b di,eses Zeitraumes kann zW.ar reirue 
Entsch,eildung Ülber die zu lösenden Rechtsfragen 
,getroffen werden, im Zusammenhang mit der 
Frag.e, oIb die Tatsach·enmiuteilunrg 'Oder die Em­
gegnung rich,tJig 'Oder unrichtig ist, wird aiber 
eineendgiiltige Entscheidung innerhalb dieses 
Zeitna·umes oft nicht möglich sein. In einem sol­
chen Fall führt da!s B,ewetislastrisilw d,es Mediums 
d:rzu, daß ,auf dire Veröffentlichung der Ent­
g,egnungzu el'ken'11len ist. Dadurch ist .cl·as Intrer­
esse .des Betroffenren an einer zeitg,erechten Ver­
öffentlichun.g s,einrcr Gegendarstellung hirnrreich,end 
'gesichert. Auf der anderen Seite sÜ'll es dem 
Medienunternehmen unlbenommen hleitben, eine 
nochrma'1ige Prüfung der Tatfra:ge, .altleJ1lfaJ.ls unter 
Heranzieihung zusätzli.che,r - vi.eJ.leichterst zu 
einem spä~er'en ZeitpunJk.t zugängLicher - Be­
weismittel un'd eine' neuerliche Gerichtsent·sch,ei­
dung Ülher das V.eröff'ent.Jichungsbegehren het1brei­
IZUlführ,en. 

Im fortgesetzt'en V'Cl'fahl1en soll auch über 
einlen aUf~Uigen An.spruch Ides' Antmrgsgegners 
a·uf Zuerk.ennrun:g eines IEinschaltu'ngrscntgeltcs 
für ,die auf Grund ,des Zwischenul'teiles erfolgte 
unentgdtliche Veröffentlichung der Entgegnung 
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zu erkennen 'sein. Durch diese Bestimmung sdl 
die sog. Inseratenklage nach § 24 Albs. 7 des 
gdtencLen Press1egesetzes ,ersetzt werden. Damit 
wird das 'hr;ahnen ko,n,z,entriert und 'der um­
ständliche Weg g,esonderter z~Vli,lrechtlicher 
Schritte vermied'en, F'emer sieht ,der Entwurf 
nach dem Vorbil.d des § 2'4 Albs. 7 dies gelten'den 
Pnesseges'etzes .auch eine Mutwil1en~bU'ße für eine 
offeilibar mutwilli,g ·erw;i,rkte unwahre Entgegnung 
vor. 

Schheßlich soU erst im fortgesetzten V,erfahren 
über diJC Za'hlung einer GeldIbußeentschieden 
werd,en, wenn das Gericht lediglich auf Grund 
der Bew'eislastregel a'Uf V,eröff~elItlichung d,er 
Entgegnung erkannt hat. Insof,ern ist ein be­
'son,derer Antr:lig (des Entgegmul1lgswerbers er­
fiQf,derlich. 

Zu § 24: 

D<l!s Entgegnungsrecht soH, wie 'schon ein­
leitend ausgeführt, (~hne Anwendung von Straf,en 
,durchg.esetzt und es soll nach Mög,l.ichkeit das 
Vlerfarhren lbeieinem Gericht konzent<ri,ert wer­
den. Anders als nach§ 2'4 Albs. 6 des geltenden 
Pressregesetzes ·so11 dah1er di,e V10m Gericht ange­
ord,n.ete Veröff,entlichung nicht mittds Bestra­
fung eines veramworr:llich'en Reda<koeurs oder 
mittels Erschein'UnlgsV1erlbotes, sondern mit .den 
Mitt,eln des B:euger.echtes ,durchgesetzt werden. 
Die Durchs,etzung soll dem Gericht oIbliegen, das 
über die Veröff,cntli,chung der Entgegnung ent­
schieden hat. 

Zu § 25: 

In österreich werden auch ,ausländische Zeit­
schriften in größer,en Auflag,en v,er:breitet. Ein­
ZleLne ,ersch'einen freilich in einer gesonderten 
öst'erreichauHa~e und unt,erLregen, Ida ihr Er­
scheinungsort in österreich ,1i,e,gt, ohnedies den 
Bestimmungen üher d~e En'tgegnung usw. Da­
gegen, ,diese Bestimmungen 's,chlecht,hin auf inner­
,ruatiQnal verlbr,eitet'e Zei,tungen und Zeitschrift'en 
ausländischer Herkunft für anw,endJbar zu er­
klären, wenn sie auch in Osterneich v'erlbrei,tlet 
werden, spricht, daß ein damit venbundener allzu 
großer a'dlin:ini,strativer oder flnanzidLer Auf­
wand di'e Untern,ehmer solcher Zeitung,en ver­
anLassen könn1te, von ,ein er Beliderung des 
österr,eichischen Marktes überthaupt A!hstand zu 
nehmen. Ferner sind der Durchsetzbarkeit solcher 
Vorschrilfteng,egenirber aus,ländi'schen Medi,en­
unternehmen rechtliche und faktische Schrank,ell 
gesetzt. 

Mit ,eir11,cr 'Ausnahme sollen ,di<l!her ausläncJische 
Medienwerke und Rundfunksendungen den er­
w~hnten österreichischen Rechtsvorschriften n,:,cht 
unterm.egen. Diese Ausna:hme IbetDifft Ent,g,eg­
nung,en un'cl nachträgliche Mitteilungen zu V.er­
öffentlichungen in ausländi,s,chen Z.eitungen und 
Zeitschrift,en. Denn es ,ist sicherlich wünschen~-

wert, den im Inland ibeflndlichen p'ersonen zu­
sätzlich zu ,den nach dem jeWleil,igen aus,län,d'ischen 
Recht bestehenden, vor ausl,ändischen Gerichoen 
gelt,end zu machenden AnsprUchenauf ,eine' -Ge­
gendar's>tdJung 'auch c,inen im Inh,nd durchsletz­
:ba,ren An~pruch auf, Gegendarsoellung oder er­
,gänZ!oode Mitteilun,g gegenlÜlber solchen ausländi­
schen Zeitungen und Zeitschri'ften einzl!räumen, 
di,e in österr,eicheineqe,rart Ibeträchtkche BJ.1eiten­
wirkung haJben,d.a,ß die im aus1ändi'schen Press,e­
organ . veröffentli·chten MittJei,lungen in ihrem 
Veröffentlichung,swert den Mitteilung,en in 'einem 
inländischen Blatt nicht nachstehen. Di,es wird 
beieiDier Inlands<l!uflalge von mehr als 5 000 Stük~ 
ken d:er einzell1len Nummer a<15gege\ben ange­
nommen. 

Wüe einleitend zu diesem Abschnitt ausgeführt 
wird, empfehlen sich bei der Regelung de's Ver­
öffentlichungsanspruchs gegenüber ausländischen 
Zeitungen und Zeitschriften AbweIchungen' von 
den sonst vorgesehenen Bestirrimungen. 

So muß dem ausländischen Verleger eine län­
gere Frist ·als dem inländischen Herausgeber für 
die Prüfung zugebilligt werden, ob das ihm zu­
gekommene Begehren d,ie Veröffentlichungsvor­
aussetzungen erfüllt; hat er doch dabei meist -
aus seiner Sicht - ausländische Vorgänge zu 
beurteilen und fremde Rechtsvorschriften heran­
zuziehen. 

Was das Verfahren anlangt, so werden die 
sonst für das strafgerichtliche Verfahren spre­
chenden Zwed<mäßigkeitserwägi.mgen durch die 
Interessen an einer möglichst gesich,erten Durch­
setzbarkeit und Vollstred<barkeit im internatio­
nalen Rechtsverkehr überwogen. Diese sprechen 
für eine Geltendmachung in einem zi'vilgericht­
lichen Verfahren ,und g,egen einen Provisorial­
charakter des Verfahrens und der Entscheidung. 
Insofern muß der Veröffentlichungswerber im 
Hinblick auf die Vorteile, seinen Anspruch in 
einem inländischen Verfahren geltend machen zu 
können, Abstriche bei der Raschheit der Durch­
setzung seines Anspruches in Kauf nehmen. 

Abs. 2 sieht einen Deliktsgerichtsstand, kon­
zentriert auf die Landesgerichte, vor. 

Im Arbeitskreis und 1m Begutachtungsver­
fahren wurde die Einbeziehung ausländischer Zei­
tungen vor allem in die österreichischen Entgeg­
mmgsvorschriften mit Nachdruck gefordert. Die 
Beratungen des Arbeitskreises zeigten allerdings 
auch deutlich die Schw.ierigkeiten, di·e einer Ein­
beziehung der ausländischen Zeitungen und Zeit­
schriften in die österreichischen Rechtsvorschrif­
ten entgegenstehen. 

Die SchWlierigkeiten betreffen vor allem 
die Beteiligung des ausländischen Anspruchs­
gegners am inländischen Gerichtsverfahren 
und die Vollstred<barkeit des vom inländi­
schen Gericht zuerkannten Entgegnungs-. oder 
Entschädigungsanspruches im Ausland. Die in 
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diesem Abschnitt getroffenen Regelungen schaffen 
innerstaatlich die Voraussetzungen für die Gel­
tendmachung solcher Anspüche gegenüber aus­
ländischen Medienwerken. Soweit die ,internatio­
nale Vollstreckbarkeit nicht zweifelsfrei gegeben 
ist, wird versucht werden müss,en, in Rechtshilfe­
und Vollstreckungsverträgen Vorkehrungen zu 
treffen. 

Zu § 26: 
Die Gerichtssaalberichterstattung ist unbe­

strittenermaßen notwendig und nützlich. Eine 
Abwägung der Interessen des einzelnen und der 
Straf justiz einerseits und des Informations- und 
Kontrollbedürfnisses andererseits läßt aber eine 
Beschränkung der Berichterstattung hinsichtlich 
der akustischen und visuellen Berichterstattung 
aus der Hauptverhandlung des Strafverfahrens 
geboten erscheinen. 

Gerade auf die Fernsehübertragungen trifft das 
Problem der Selektion in einem besonderen 
Maße zu, daß nämlich mit Rücksicht auf die 
begrenzte Sendezeit nur einzelne Verfahrensab­
schnitte übertragen werden können, was ein 
ein~eitiges Bild vom Verf~hrensablauf zur Folge 
haben kann. Weiters, trifft auf die akustische 
und visuelle Gerichtssaalberichterstattung etwas 
zu, was bei der Presseberichterstattung nur in 
einem unverhältnismäß'ig geringeren Maß gege­
ben ist: Das Bewußtsein, vor den Augen und 
Ohren einer großen Zahl von Mensc,1.en handeln 
zu müssen, bringt für den Nichtroutinierten Be­
fangenheit 'und psychische Belastung mit sich. 
Andererseits besteht die Gefahr, daß die Wahr­
heitsfindung und der Prozeßablauf auch dadurch 
beeinflußt werden, daß sich die Prozeßbeteiligten 
als Akteure eines Schauspiels fühlen und demge­
mäß agieren. Vor allem ist es aber ein Gebot 
der Achtung der Menschenwürde, daß die Ge­
meinschaft, wenn sie vom einzelnen verlangt, 
,an der Rechtsfindung - und sei es auch als 
Angeklagter - mitzuwirken, ihn zumindest vor 
den geschilderten psychischen Belastungen schützt 
und ihn nicht zwingt" zum Schauobjekt des In­
formations- oder auch des Unterhaltungsbedürf­
nisses zu werden. 

Es ist unbestritten, daß der bestehende Rechts­
zustand, wonach über die Zulassung von Fern­
seh-, Hörfunk- und Tonaufnahmen jeweils der 
Vorsitzende im Rahmen seiner Sitzungsgewalt 
entscheidet, schon deshalb unbefriedigend ist, 
weil sie dem Richter bei dieser heiklen Entschei­
dung keinerlei Richtschnur an die Hand gibt. 
Freilich sind die Auffassungen darüber, wie die 
gesetzliche Regelung gestaltet werden soll, ver­
schieden. Dies trifft auch auf die Äußerungen im 
Arbeitskreis des Bundesministeriums für Justiz 
zu, in dem mehrere Lösungsmöglichkeiten vorge­
schIagen wurden, insbesondere auch die, auf 
die Zustimmung der Beteiligten oder auf die Art 
des V,erfahrensabschnittes abzustellen. 

Dem vorliegenden Entwurf liegt die Auffas­
sung zugrunde, daß die Bedenken wegen der 
geschilderten nachteiligen Auswirkungen akusti­
scher una visueller übertragungen aus der Haupt­
verhandlung nur durch ein absolutes Verbot 
solcher übertragungen ausgeräumt werden kön­
nen. Er folgt daher dem Vorschlag der' Regie­
rungsvorlage zum Strafrechtsänderungsgesetz 
1971,39 BlgNR 12. GP, die ein solches absolutes 
Verbot von Laufbild- und Tonaufnahmen wäh­
rend der Hauptverhandlung vorgesehen hat. 

Es bleibt Fernsehen und Hörfunk unbenom­
men, Gerichtssaalberichte in gleicher Weise zu 
bringen wie die Presse, nämlich in Form von 
Wortberichten, allenf'alls ergänzt durch Stand­
photos. 

Zu § 27: 

Die lals LaSrser'sch,e Arnikd bezeidl,neten gericht­
lichen Strafbestimmungen der Art. VII und VIII 
der Strafgesetznovelle 1862, RGBl. Nr. 8/1863, 
sind seit langem Gegenstand von Kritik, weil 
sie einerseits viel zu weitgehend, andererseits 
in ihrer Beschränkurig auf das Medium Presse 
zu eng gestaltet sind. -

Im wesentlichen sollen diese Strafbestimmun­
gen der Unabhängigkeit der Rechtsprechung die­
nen. Unter diesem Gesichtspunkt ist Art. VII 
der Strafgesetznovelle 1862 nicht erforderlich, 
weil eQn Richter dadurch, daß er den Inhalt der 
Anklage oder einzelner Aktenstücke in der Zei­
tung wiederfindet, in seinem Urteil nicht beein­
flußt werden kann. Auch unter dem Gesichts­
punkt der Beeinflussung der öffentlichen Mei­
nung durch den Anschein der Authentizität sind 
derartige Verhaltensweisen nicht so gefährlich, 
daß es dagegen einer gesonderten Strafbestim­
mung neben der noch zu erläuternden Bestim­
mung gegen verbotene Einflußnahme auf ein 
Strafverfahren bedürfte. 

An die Stelle des Art. VIII der erwähnten No­
velle setzt der Entwurf eine Strafbestimmung, 
die sich vor allem auch gegen die sowohl für die 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Recht­
sprechung als auch unter dem Ges!ichtspunkt der 
Unschuldsvermutung des Art. 6 Abs. 2 MRK 
gefährliche Einflußnahme auf den Ausgang eines 
Strafverfahrens richtet. 

Der Entwurf sieht für den verbotenen Ein­
griff in ein gerichtliches Strafverfahren nur eine 
Geldstrafe vor. Ein praktisches Bedürfnis nach 
einer Freiheitsstrafdrohung, wie sie Art. VIII 
der Llasser'schen Artikel vorsieht, besteht nicht. 

Zum Dritten Abschnitt 

Die Pflicht, Ursprungsangaben auf Druckwer­
ken anzuführen, richtet sich gegen die Anonymi- ' 
tät der Massenveröffentlichung. Der vorliegep,de 
Entwurf sieht den Zweck der Ursprungsangaben, 
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des sog. Impressums, nicht allein in der Sicherung 
der strafrechtlichen Verfolgung der für eine Ver­
öffentlichung verantwortlichen Personen, son­
denn vor .allem auch in einem B,e1itr<lg zum bes­
seren Verständnis und zur kritischeren Wertung 
von Berichten und: Kommentaren durch das 
Leser~, Hörer- und Seherpublikum. Es sind hier 
dieselben 'überlegungen maßgebend, die für eine 
besond~re Kennzeichnung :von Anzeigen sprechen 
(vg1. § 31 und die Erläuterungen hiezu). 

Ob die' Presse und die' 'anderen periodischen 
Druckwerke ihre Aufgabe in befriedigender 
Weise erfüllen können, hängt u. a. ,einerseits von 
ihrer den Pluralismus unserer Gesellschaft wider­
spiegelnden Vielfältigkeit, andererseits aber von 
der Wahrheit und Vollständigkeit der von ihnen 
vermittelten Informationen, von der Ehrlichkeit 
ihrer Meinungsäußerungen, aber auch' davon ab, 
daß der Leser, Hörer oaer Seher weiß, wer hinter 
dem Druckwerk steht. Die Kenntnis, gerade dieses 
Umstanges kann einerseits für die Meinungs­
bildung des einzelnen von wesentlicher Bedeu­
tung sein; sie ist 'aber ander,erseits auch deshalb 
wichtig, weil sie g,eeignet list, die für die Funk­
tion der Presse im demokratischen Staatswesen 
bedrohlichen Erscheinungen der ,Pressekonzen­
tration und Monopolbildung sowie der Meinungs­
manipulation erkennbar zu machen. Die öffent­
lichkeit soll Wlissen, wer in Wahrheit die Herren 
eines Presseorgans sind, welche Richtung dieses 
Organ verfolgt, unabhängig davon, wie sich diese 
Verhältnisse auch nach außen darstellen mögen. 
Wer die wahren Herren einer Zeitung oder eines 
anderen periodischen Druckwerkes sind, wird 
in der Regel im wesentlichen vo~ den Eigentums­
verhältnissen des Blattes abhängen. Aus dieser 
Erkenntnis ergibt sich die Forderung nach einer 
Offenlegung der Eigentums- und Beteiligungs­
verhältnisse. Mit Ursprungsangaben, die sich bloß 
auf die Nennung des Namens und des Wohn­
ortes des Eigentümers beschränken, wie es das 
geltende Pr,essegesetz im § 16 vorsieht, kannrue­
ser Forderung nicht Genüge getan werden. Die 
Eigentums- und Beteiligungsverhältnisse müssen 
vielmehr über ,die bloße Nennung des Namens 
hinaus eingehender offengel~gt werden. Eine 
solche Offenlegung ist bereits durch die Regie­
rungsvorlage einer Pressegesetznovelle 1972, 
91 BlgNR 13. GP, vorgeschlagen worden. 

Weiters ergänzt der Entwurf die Ursprungsan­
gaben durch die periodische Offenlegung der 
grundlegenden Richtung des Druckwerkes. 
Damit ist, wie schon bei der Begriffsbestimmung 
des § 59 Z. 6 ausgeführt wird" nicht die partei-

, politische Einstellung der Zeitung gemeint, son­
dern die, grundsätzliche Haltung, pie in gesell­
schaftlichen Fragen von dem Blatt eingenommen 
wird~ Diese Angaben sind nicht nur im inneren 
Verhältnis zwischen Medie1l1inhaber und Arbeit~ 
nehmerschaft des Medienbetriebes, i'nsbesondere 
in der Frage der betrieblichen Mitwirkung -

vgl. auch § 132 Abs. 2 des Arb VG - von Be­
deutung, sondern es ist auch die Kenntnis der 
grundlegenden Richtung für das Leserpublikum 
notwendig, um sich ein deudiches Bild von der 
grundsätzlichen Einstellung zu machen, von der 
ausgehend die Berichterstattung und Meinungs­
äußerung erfolgen. Die Ursprungsangaben, g,e­
legentlich auch der Titel der Druckschrift, brin­
gen dies niCht deutlich zum Ausdruck. 

Anders als das' geltende Presseg,esetz sieht der 
Entwurf weder eine pflicht zur' Herausgeberan­
zeige noch, eine Pflicht zur Ablieferung von 
Pflichtstücken an Staatsanwalt und Sicherheitsbe­
hörde vor. Beide Pflichten bedeuten der Sache 
nach letztlich ein Relikt des Zensurwesens, mögen 
sie auch formell mit dem Verbot jeder Vorzensur 
vereinbar sein. Denn der Zweck dieser Pflichten 
besteht vor aliem darin, den Beh6rdenapparat 
in die Lage zu versetzen, möglichst schnell ge­
eignete Maßnahmen gegen eine Zeitung, Zeit­
schrift ader ein Flugbla:tt weg,en .des Inhalt,es in 
di·e Wege zu leiten. In der Prax,is haben die hei­
den Bestimmungen zufolge der Vielzahl der Pu­
blikationen ihre Bedeutung als Grundlage für 
spontane Akoionen zu einem großen Teil einge­
büßt. Daß ,di'e hehöl1dliche Durchsicht der ahge-' 
lrefiert,en Druckschrif.ten den Anlaß zur Straf­
verfolgung oder Einleitung eines Straofverfah­
r,ens lief'ert" ist nicht sehr häufig. In der Regel 
hat die Ablieferung nur noch die Funküion, das 
Belegexemplar für ein ,allfäll~ges späteres Straf­
v'erfahren zu liefern. Dazu kommt, daß gerade 
bei Pamphleten, wo die Prüfunlg auf strafbaren 
Inhalt größer,e praktische ,Bedeutung bätte, die 
Normierung der AbLief,erung.spflicht nicht effek­
tiv ist. Auch ,diie Pflicht zur Herausg.eheranzeige 
bleibt häufig unbeachtet. AUes in allem steht 
der Personal- und Sachaufwand, der sowohl auf 
Seite des B,ehördenapparates als auch auf Seite 
der Medienunternehmen mit der Abliefterungs­
pfli~t verbunden '.ist, ,in keinem V'erhältnits zum 
Erfolg dieser Bestimmungen. 

In diesem Zusammenhang ist auf die rechts­
politisch völlig aJl1!der,s motivierte Pflicht zur Alb­
lieferung von Bih1io1theksstücken hinzuwetsen, an 
der der Entwurf festhält (v.gI. §§ 50 bis 52). 

Zu § 28: 

Dieser P<lragra ph ,regelt die Veröffentlichung 
des Impressums. A1nders als nach dem geltenden 
Presse~esetz soll dann, wenn der Heraus~eber 
des Druckwerkes eine juristische Person 
oder Personengesellschaft des Handelsrechtes 
ist, zusätzlich eme natürliche Person an­
zugeben sein, die die Stellung des Her­
ausgebers fakoisch ausübt. Ordnet man nämlich 
dem Herausgeber die Funktion zu, die grund­
legende Richtung des Druckwerkes zu bestim­
men (vgl. § 59 Z. 6), so w.erden tatsächlich nur 
natürliche Personen Herausgeber sein können, 
mag auch formell der Träger der Funktion eine 
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juristische Person oder P,ersonengesellsdlaft sein. 
Daz:u kommt, daß die Funktion des Herausge­
bers für den publiz'~stischen Charakter des 
Druckwerkes und die Beurteilung für ,das Publi­
kum sO wichtig ist, daß das Publ,ikum nicht nur 
den formellen Träger der Funktion, sondern 
auch .denjenigen kennen sdllte, der diese Funk­
tion w,irklich ausübt. 

Anders aLs der P~essegesetzentwurf 1961 ent­
hält. der vorliegende -Entwurf ke,ine detaillierten 
Vorschriften darüber, an welcher Srelle und in 
welcher Form das Impressum zu veröffentlichen 
ist. Das Fehlen solcher Vors~hriften erweist sich 
derz'eit nicht als Mangel. 

Zu den §§ 29 und 30: 

Die Pflicht zur periodischen OffenJ,egung der 
Eigentums- _und IBereiligungsverhältni:sse sow:ie 
der grundlegenden Richtung periodischer Druck­
werke soll, -wi.e schon in den Vorbemerkungen 
zu diesem Abschnitt ausgeführt, dem Leser­
publikum Hinweise auf allfäUi,ge Ah'hängig­
keitsvethältniss'e geben, die unter Umständen 
auch die redaktionelle Gestaltung beeinflussen 
können und im Impressum 'Oder ~m Titel nicht 
Ausdruck fil1iden müss,en. 

Die Pflicht zur Offenlegung soll sich mit den 
aus A'bs. 3 e,rg,ebenden Einschränkungen auf 
periodische Druckwerke er'strecken, und zwar 
unabhängig .davon, ob das Medienunter~e!hmen 
im Eigentum ,einer Person des öffen'tlichen oder 
des privaten Rechtes steht. Mit dem Begriff der 
pel"liod:ischen Druckwerke ist vor allem die Presse 
,g,emeint. Die periodvschen Druckwerke, di'e 
durch ihre Funktion der Berichnerstattung und 
KommentierungaktueHen Gesch,ehens von- alIge­
m:einen Inueresse und damit für eine freie Mei­
nungsbildung in der Gesellschaft von besonderer 
Bedeutung sind, kommen für (Ne Offenlegung 
der Eigentums- und Beteiligungsverhä'ltnvsse und 
der publizistischen Haltung in erster Linie in 
Beoracht. Da eine eindeutige positive Umschrei­
bung dieser Druckwerke nicht möglich ist, nimmt 
der Entwurf im Abs. 3 bestimmte Arten von 
Druckwerken aus der OffenJ.egungspflicht aus. Es 
sind dies in ,einem weiner,en Sinn ,die "hezugs­
gebundenen" Druckschriften. Bei solchen Druck­
schriften, die faktisch, sei es auch nur vom be-

, handelten Gegenstand her, von einem engumris­
s'enen Personenik'l'eis bezogen werden, ist das 
Verhältnis zwischen Medienlin:haher und Leser 
weit enger als bei den eigentlichen Massenmedien, 
die sich an ,ein anonymes Leserpublikum richnen. 
Mit ,der engen Beziehung Druckwerk und Leser 
ist zumeist bei letzrer,em auch die Kenntnis der 
Eig;entums- und Beceiligungsver1hälrnisse am Me­
dienhetrieb gegeben. 

Mediendlienste werden in die Offenlcgungs­
pflicht rücht .einbezogen, wenn auch ihr mittcl­
bal'er Binfluß auf den redaktionellen Inhalt der 
Tageszeitungen keinesfalls zu unterschätzen ist. 

Ihre Aussendungen richten sich aber nicht unmit­
tdbar an den Leser, sondern an den Journalisten, 
zu dessen Berufes ,gehört, sich ein kritisches Bild 
von den Hintergründen der einzelnen Presse­
dienste zu machen. Im übrigen wäre eine Offen­
legungspflicht gegenüber ausländischen Agenturen 
und Pressediensten nicht durchsetzJba,r, Isodaß 
eine derartige Regelung von vornherein Stück­
werk hleiben müßte. 

Der Entwurf knüpft zwar an die Regierungs­
vorlage zu einer Pressegesetznovelle 1972 an, 
weicht aber vqn ilhr,en Vorschlägen im einzelnen 
ab. ' 

1. Nach dem erwähnr.en Vorbild 5011 die Offen­
legung in, d'em Druckwerk selbst erfolgen. Hin­
gegen ,soll die Offeri.legungspflicht den Heraus­
geber und nicht den Verleger, wie es seiner~eit 
vo,rgeschJa.gen worden ist, treffen. Damit folgt 
der Entwurf der überwiegenden Auffassung der 
Mitglieder des Arbeitskreises. ' 

2. AuclI der Emwurf begnügt sich grundsätz­
lich ' mit~,er Off,enlegutig der Eigentumsverhält­
nisse. S~e sind das -relativ noch am h~ichtesten zu 
fassende Substrat des Einflusses 'auf ein Druck~ 
werk. Selb9tverständlichwäl"le es für die öffent­
lichkeit auch von Interesse, auch noch über die 
aus Abhäng~gkeitJs-, Unterordnungs- und ähn­
lichen Verhältnissen, nicht unbedingt winschaft­
lich~t Art, resultierenden Einflüsse untJerrichtet 
zu !Sein. Solchen Bez:j,ehungen wird es aber in 
aller Regel an der für die strafrechtliche Seite 
der Offenlt:1gungspflichr unerläßlich klaren Ab­
grenz1barkeit mangeln. Auch würde dann dIe 
Offenlegung unter Umständen auß,erordentIich 
umfangreich sein, und es wäre damit die Einrich­
tung a.d ahsurdum geführt. Mit der OfFenlegung 
des Vordergrundes, ,erweitert durch die Ein!be­
zi,ehung auch mittelharer unternehmensheherr­
schender Beteiligungen, ist aber sicherlich ein 
konkreter Ansatzpunkt g,egeben, von dem aus 
in Verhimdung mit der Offenlegung der politi­
schen Haltung des Blattes geeignete Vorausset­
zungen für die Verwirklichung des ZieLes ,der 
Offerrlegung geschaffen werden. 

3. HinsichtIid1 der Offenlegung werden vom 
Entwurf auch gesellschaftsrechtLiche lß.eziehun­
gen der zweiten Stufe - also' z. B. auch die 
Gesellschaftereiri.er "Ges. m. h. H. & Co. 
KG" - und, wie schon erwähnt, auch mittel­
bar,e unterl1iehmensheherrsch,ende Beteiligungen 
erfaßt, zu letzteren wird auf § 15 Abs. 2 
AktienG und § 29 GesmbHG verwiesen. Ande­
rerseits werden sowohl bei Kapitalgesellschaften 
als auch Pel1somengesellschaften Gesdlschaftsbctei­
ligungen von weniger als 250f0 aus der Offenle­
gung ausgenommen. B:eteiLigungen dies,es Aus­
maßes indizieren noch keine Einflußnaohme. 

4. Im Vergleich zur Regierungsvorlage der 
Pr,essege~etznovel1e 1972 wird die Offenlegung 
der wirtschaftlichen Wechselbeziehung,en auf die 
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Verknüpfwng,en im publizistischen Ber,eich be­
schränkt. Auch ,di,e Nenni.mg des Arbeitgebers 
süll im Rahmen der Offenlegung nicht erfürder­
lichsein. Mit diesen Einschränkungen fülgt der 
Entwurf Anregungen, die in den Beratungen des 
erw~hnten Arbeit,skreises zu diesem Thema ge­
macht wurden. 

5. Zu der Offenlegung der grundlegenden 
Richtung ,des Druckwerkes wird auf die Vür­
bemerkungen zu diesem Abschnitt und auf die 
Erläuterungen Zu § 59 Z. 6 verwiesen. 

6. Die Verletzung der Offenl,egungspflichtsü­
W1e der ste ergänz,enden Auskunftspflicht der vün 
der Off,enlegung Betrüffenensüll eine gerichtliche 
Strafsanktiünauslösen. Der Entwurf begnügt 
sich mit ,ein er Geldstrafdrühung (§ 32). 

7. HinSiichtlich der übergangsbestimmung wird 
auf Art. VII A'bs. 4 verwiesen. 

Zu § 31: 

Die privatrechtliche Struktur eines Teiles der 
Medienunternehmen bringt es mit sich, daß diese 
auch Mittel und ,Gegenstand wirtschaftlicher 
Zielsetzungen sind. Vür allem daraus, daß die Me­
dienunternehmen hei ihr,en Einnahmen zu einem 
sehr erheblichen Teil auf die Anzeigenerläse an­
gewiesen sind, ergeben sich Abhängigkeitsver­
hältnisse und ,eröffnen sich Eingriffsmöglichkei­
ten. Anderenseits wird redaktiünellen !Beiträgen 
vüm Leserpublikum ein größeres Vertrauen ent­
geg,engebracht als ,den Anzeigen, wei'l diese üffen­
'sichtlich dem In>t:eresse dessen dienen, der .dafür 
zahlt. Dies führt dazu, daß die Werbung mit­
unter bestrebt i,st, Anz,e,i,genden äußeren Schein 
redaktioneller Mitteilungen zu geben, um sich da-' 
mit deren publizistisches Gewicht zu verschaffen. 
SügenannteInf'Ülrmatiüns- üder PR-Beiträge und 
-Beilagen sind heute gang und gäbe, ohne daß 
ihr AnZieigencharakter allgemein bekannt ist. 

Gegen sülche Täuschungen über den pUibli­
zistisch,en Cha:rakter ,entgeltlicher Veröffent­
l'ichungenrichnet sich gegenwärtig § 26 des Presse­
gesetzes. Der dieser Gesetzesstelle zugrunde lie­
gende rechtspülitische . Gedanke wird vün der 
vürlieg,enden Bestitnmung stärker herausgearbei­
tet und v,erdeutlicht. Die KennzeichnungspflichL 
süll sämtliche ,entgeltliche V,eröffentlichungen 
treffen, auch wenn sie nicht gera.dezu den Cha­
raher einer Anpreisung üder Ankündigung ha­
ben. Ferner süllen in ,die Kennzeichnungspflicht 
auch B.eiträge einbezügen werden, für deren Ver­
öffentlichung zwar nicht geradezu ein Entgelt -
was ja den Chatakoer einer Gegenleistung (v;gl. 
§ 74 Z: 6 StGB) vüraussetzt - geleistet wird, 
für die dem Medienunternehmen üder einem 
Medienmitwirkenden aber düch ein Vermögens­
vürt,eil zufließt, und 'sei es auch nur' mitteJ.bar 
und auch nicht ausschEeßlich für den einz.eJnen 
Beitrag. Gedacht ist dabei z. B. an Druckküsten­
beiträge. 

Zwischen den beiden Fürmen der Entgeltlich­
keit Süll aber lin der K,ennzeichnung ,ein Unter­
schied gemacht werden. Die Pflicht zur ".eindeu­
tigen", d. h. zweifelsfreien Kennz,eichnung soll 
nur für die entgeltlichen Berichte i. 'e. S. g,elten 
(Abs. 1). Darüber hinaus süll es mit der "deut­
lichen Unterschei,dbarkeit" sein Bewenden halben 
(Abs.2). 

Zu § 32: 

Obwühl dem Entwurf das Bemühen um Ent­
kriminalisierung des Medienrechteszugrunde 
liegt, hält er an der gerichtlichen Strafe als Sank­
tiün für Verletzungen der Bestimmungen dieses 
A:bschnittes fest. Einerseits darf das Gewicht 
solcher Rechtsverletzungen unter dem Gesichts­
punkt des Schutzes der freien Meinungsbildung 
nicht unterschätzt werden, andererseits wäre die 
Ahndung sülcher Delikte durch die weisungs­
gebundene Verwaltungsbehörde wegen der damit 
verbundenen Eingriffsmöglichkeit in das Medien­
wesen unter dem Gesichtspunkt der Medienfrei­
heit bedenklIch. Dennoch meint der Entwurf, 
mit der Andrühung einer Geldstrafe allein das 
Auslangen finden zu können. 

Zuwiderhandlungen gegen die Impressums­
vürschriften sind häufig auf Unkenntnis der 
gesetzlichen Vorschriften zurückzuführen. In sol­
chen Fällen ist in spezial präventiver Sicht eine 
Bestrafung des Täters entbehrlich und eine Rechts­
belehrung weit nützlicher. Kommt es in sülchen 
Fällen zur Anwendung des § 42 StGB, sO' Süll 
der Täter über die Impressumsvürschriften be­
lehrt wer,den. Aber \lUch dann, wenn § 42 StGB 
etwa wegen der Fülgen der Tat nicht anwend­
bar ist, Süll die Erstverurteilung des Täters 
wegen eines solchen Delikts nicht schon zu einem 
Strafausspruch führen, sondern es soll ihm blüß 
eine Rechtsbelehrung erteilt werden können. Die 
Bestimmung ,des § 9 StGB über den nicht vor­
werfbar,en Rech,ts1irrtum ble~bt d'adurch unhe­
rührt; 

Zum Vierten Abschnitt 

. I. Das geltende Pressegesetz macht den ver­
antwortlichen Redakteur zum Mittelpunkt des 
strafrechtlichen Haftungssystems im Medienrecht. 
Dieses System besteht ,darin, daß einer bestimm­
ten Person bei Strafsanktion die besündere Sorg­
faltspflicht auferlegt wird, das Medium von straf­
barem Inhalt freizuhalten. Diese Person ist auch 
bei fahrlässiger Verletzung dieser Pflicht straf­
bar, mag das Inhaltsdelikt nur bei Vürsatz oder 
auch bei Fahrlässigkeit strafbar sein. 

Gegen dieses Rechtsinstitut in seiner derzei­
tigen Form bestehen seit langem Bedenken. Diese 
richten sich dagegen, daß einerseits der als Ver­
antwortlicher namhaft gemachte Redakteur zu­
meist mangels ,der erforderlichen Entsd1eidungs­
befugnis tatsächlich keinen Einfluß ,darauf neh­
men kann, üb ein Beitrag veröffentlicht wird 
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oder nicht, und daß andererseits die nach dem 
Einkommen des Redakteurs zu bestimmende 
Geldstrafe, die in der Praxis meist vom Medien­
unternehmer getragen wivd, auf ,die im Unter­
nehmen tatsächlich Entscheidenden nicht präven­
tiv wirkt. 

Die Auffassungen ,darüber, ob die Rechtsein­
richtung des verantwortlichen Redakteurs durch 
etwas anderes und gegebenenfalls wodurch sie 
ersetzt werden soll, sind unterschiedlich. Auch im 
Arbeitskreis des Bundesministeriums für- Justiz 
waren die Ansichten geteilt. Sie reichten von 
der Befürwortung einer unveränderten Beibe­
haltung des Instituts bis zu seiJ;ler völligen Be­
seitigung und seinem Ersatz durch eine straf­
rechtliche Verantwortlichkeit der juristischen Per­
son selbst, wobei etwa an eine Art strafrecht­
licher Erfolgshaftung unter Zulassung des Be­
weises der Schuldlosigkeit gedacht wurde. _ 

Die R V 1975 beschritt einen Mittelweg, den 
eine Reihe von Mitgliedern ,des Arbeitskreises 
befürwortet hatte. Nach der RV 1975 sollte die 
Funktion des medienrechtlich Verantwortlichen 
mit einer bestimmten Stellung im Unternehmen 
verbunden werden, ,die auch die entsprechende 
Entscheidungsbefugnis erwarten läßt. Die medien­
rechtliche Verantwortlichkeit sollte ,demnach bei 
den Ressortleitern ,der Redaktionen biw. beim 
Chefredakteur liegen. 

Audl gegen diese Regelung wUl'den Einwen­
dungen erhoben, vor allem, daß damit nur eine 
Fiktion durch eine andere ersetzt, im Grunde 
aber am Prinzip der fingierten Verantwortlich­
keit nimts geändert werden würoe. Die regel­
mäßige Erklärung des "Verantwortlimen", den 
inkriminierten Artikel nicht gelesen zu haben, 
ist eben heute nicht nur eine juristische Smutz­
behauptutig, sondern entsprimt größtenteils der 
redaktionellen Wirklimkeit. Sie wäre um so 
zwangstiufiger, je umf::lJ5sender der vedaktio­
nelle Aufgabenkreis desjenigen Redaktionsmit­
gliedes ist, dem die Inhaltsprüfung auferlegt wird. 

I 
Die Strafbakeit eines Redaktionsmitgliedes als 

"verantwortlichen Redakteurs" ist noch in einer 
weiteren Hinsimt eine fiktive. Smon i11 einem 
1902 ersmienenen Beitrag von Friedrich Auster­
li tz zur Presseremtsreform heißt es hinsimtlich 
des besonderen Charakters der Pressedelikte: 
"Wohl ist der Zeitungsartikel gemeinhin das 
Produkt ,der Tätigkeit eines Mensmen - indem 
ihn nur einer geschrieben hat. Aber wie viele 
mögen an seiner Entstehung mitgewirkt haben? 
Der ihn angeregt hat, die ganze Richtung des 
Blattes, hat ihn beeinf1ußt: sie sind oft wir­
kendere Kräfte als der 'eigentliche Autor, der 
dem yedapken, den mehrere ausgespromen und 
bekräftigt haben, manchmal nur Idie Form leiht." 
So gesehen ist der verantwortliche Redakteur 
strafremtlicher Stellvertreter für das Medien­
unternehmen, dessen "kriminelle Bürgsmaft" 

nam dem geltenden Pressegesetz eine Konsequenz 
daraus ist. 

Dieses System strafremtlimer Stellvertreter­
haftung bewirkt zwar, daß durm die Bestrafung 
des "Verantwortlimen" das Inhaltsdelikt formell 
nimt "ungesühnt" bleibt, obwohl das Redak­
tionsgeheimnis (das als Element der öffentlichen 
Aufgabe ,der Presse in keiner Weise besmränkt, 
sondern im Gegenteil verstärkt und ausgebaut 
werden soll) bewirkt, daß der Verfasser eines 
nimt namentlim gezeichneten Artikels in der 
Re,gcl nimt iermittelt .und bestmh weliden kann. 
Dieses System ist aber nimt wirklim präventiv. 
Je schwerer das Inhaltsdelikt und je strenger 
die Strafe ist, die .die Strafgesetze gegen den 
eigentlichen Täter - den nicht genannten Mitar­
beiter der Redaktion - androhen, desto unver­
hältnismäßiger 'und unwirksamer ist die GeLd­
strafe, die dann das Medienunternehmen über 
den Umweg des verantwortlichen Redakteurs 
und der Unternehmenshafnung trifft. Praktism 
nur bei den minder schweren Delikten, etwa 
den strafbaren Handlungen gegen die Ehre, 
ist eine annähernde Verhältnismäßigkeit zwischen 
Smwere der Rechtsverletzung und präventiver 
Wirkung der Strafe gegeben. 

Die Bestrafung des verantwortlichen Redak­
teurs für ein Medieninhaltsdelikt ist ferner auch 
deshalb problematism, weil gerade bei Meinungs­
äußerungsdelikten vielfach die subjektiven Tat­
bestandsmerkmale, wie -Wissentlimkeit und Ab­
simtlichkeit (vgl. § 276 StGB: Verbreitung fal­
smer, beunruhigender Gerüchte) eine strafbar­
keitsbegründende Bedeutung haben, über die 
sim die Strafbarkeit des verantwortlichen Re­
dakteurs, für die fahrlässiges Nimtlesen des Ar­
tikels allein genügt, hinwegsetzt. Insofern wirkt 
die strafrechtlime Stellvertreterhaftung in einer 
kriminalpolitism unerwünsmten Weise nivellie­
rend und schafft samlim nimt gerechtfertigte Un­
gleichheiten,. je namdem, ob das Delikt durm 
den Medieninhalt oder sonst verwirklicht wird. 

Dieses System der Stellvertreterhaftung eines 
Journalisten als verantwortlimen Redakteurs 
wurde bisher meist als unvermeidbar angesehen, 
obwohl eine Entkriminalisierung ohne Einbuße 
an Remtssmutz durchaus möglich ist. 
, Wo es um den Eingriff in Persönlichkeitsrechte 
unter Mißachtung journalistischer Sorgfalt geht, 
bieten die unmittelbaren Ansprümedes Ver­
letzten gegen das Medienunternehmen, wie sie 
die §§ 10 und 11 vorsehen, dem einzelnen einen 
wirksameren Smutz und einen vernünftigeren 
Rechtsbehelf als die Bestrafung des verantwqrt­
lichen Redakteurs. In den Fällen eines abstrakten 
Meinungsäußerungsdeliktes, wie sie etwa ,das 
Strafgesetzbuch im Abschnitt über strafbare 
Handlungen gegen den öffentlichen Frieden vor­
sieht, zeigen gerade die Beispiele ausländischer, 
Zeitungen, die in österreich oft mit beträcht-
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licher Inlandsauflage erscheinen, daß auch ohne 
B,e~t,ralf!L11l1'g ,eiUles "Ver,<1Jntwortlichen" mit den 
Mitteln der Urteilsveröffentlichung und des Ver­
falles (der Einziehung) das Auslangen gefunden 
werden kann. Hier zusätzliche neue Mittel -
an Stelle des verantwortlichen Redakteurs -
einzusetzen, ist weder erfor,derlich noch mit der 
Meinungsäußerung vereinbar. 

Während das geltende Pressegesetz vom Jahre 
1922 den Schritt von der Zensur und der staat­
lichen Aufsicht über die Presse :mr strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit des Journalisten getan 
hat, soll mit ,dem vorliegenden Entwurf der 
Schritt von einer fiktiven Stellvertreterhaftung 
zur vollen redaktionellen Eigenverantwortlich­
keit getan we11den. Dem Entwurf liegt die Auf­
fassung zugrunde, daß die Medienunternehmen, 
awch wenn~hnendias illiicht mitJtels Stinaf'sankdon 
vor.~eschnreJben w~nd, von SlidJ. a'UlS !Olimt mrrncLer 
als heute danach trachten werden, ,durch orga­
nisatorische Vorkehrungen zu verhindern, straf­
bare Äußerungen zu veröffentlichen. 

Eine besondere medienrechtliche Verantwort­
lichkeit der Hersteller oder der Verbreiter, wie 
sie das geltende Pressegesetz kennt und auch 
derPressegesetzentwurf 1961 vorgesehen hat, 
hat schon ,die R V 1975 nicht mehr vorgesehen. 
Dies deshalb, weil eine solche Verantwortlich­
keit den hier in Betracht kommenden Personen­
kreis überfordern würde, da ,die Tätigkeit dieser 
Personen mit dem Inhalt des Mediums in keinem 
'Unmibtei~baren Zu~ammenihaDJg steht. Was hier 
zum verantwortlichen Redakteur ,der Zeitung 
gesagt wurde, gilt sinngemäß auch für den Ver­
antwortlichen bei Flugschriften _und Plakaten, 
dessen strafrechtliche Haftung schon die R V 1975 
- im Hinblick auf die einfache Umgehungs­
möglichkeit - nicht mehr vorgesehen hatte. 

11. Die Massenkommunikationsmittel geraten 
bei Erfüllung ihrer Aufgabe der Information und 
Kritik oft in Widerstreit mit dem Schutz an­
derer Rechtsgliter, insbesondere mit ,dem Schutz 
der persönlichen Ehre. Hätten, dabei die Be­
lange der Medien stets ,den Nachrang, so würde 
dies jede kritische Meinungsäußerung, die für 
eine freie Gesellschaft notwendig ist, allzusehr 
einengen. Dies wäre vor allem dann der Fall, 
wenn in den Medien nur Mitteilungen veröffent­
licht werden dürften, deren objektive Wahrheit 
geradezu erwiesen ist. Eine solche Forderung 
würde ,die pl1aktischen Gegebenheiten der jour­
nalistischen Arbeit und des redaktionellen Be­
tr,ielbes Vlerroennen. iDiJe Medii,enlbel1ichoerStlaotulJJg 
ist - weitgehend auf Informationen angewiesen, 
die sich oft nicht oder nicht sogleich überprüfen 
lassen, und sie -ist überdies auf große Raschheit 
abgestellt. Aus diesen Erwägungen heraus soll 
für Veröffentlichungen der periodischen Medien 
und für Mitteilungen der Mediendienste ein be-

sonderer i Schuldausschließungsgrund vorgesehen 
wer,den. 

Mit der Zulassung des Beweises der Erfüllung 
journalistischer Sorgfaltspflicht trägt, ,der Ent­
wurf auch überlegungen Rechnung, wie sie 
gleichfalls schon zu Beginn unseres Jahrhunderts 
angestellt wurden: 

"Der Unterschied zwischen den mündlichen 
Ehrenbeleidigungen und denen in den Zeitun­
gen liegt, nicht bloß darin, daß jene durchs 
Wort, diese durch den Druck verbreitet werden, 
sondern auch in ihrer Ursache. Wie kommt man 
dazu, einen Menschen zu bele1digen? Zumeist im 
Affekt: a;us Wut, im Zorn, aus Rache. An,-' 
griffen in einer Zeitung liegt aber eine Absicht 
zugrunde: man willl ,damit j.emaJ1lJdem e,men iIh~ 
nicht gehörigen Einfluß entziehen, ein Unrecht 
verhindern oder abwehren, ein Recht durchsetzen, 
Übelstände beseitigen, kurz die Ehrenbeleidigung 
ist nur ein Mittel zum Zwecke - wobei wir 
natürlich ,nicht bestreiten, daß der Zweck oft 
nur ein Vorwand ist. Ist nun wahr, was be­
hauptet wurde, so ist ,der Angreifer straflos, 
ist es unwahr,' so ist er schuldig. Aber wichtig' 
ist nicht bloß die objektive Wahrheit, sondern 
auch der !subjektive Glaube: ob ,!ier Angreifer 
seine Behauptung für wahr gehalten hat und 
welchen Grad von Leichtsinn er verschuldet, 
das ist z\)r Beurteilung ,der Schuldfrage nicht 
minder wichtig wie die Frage nach der objek­
tiven Richfigkeit seiner Behauptung. Nicht min­
der wichtig ist aber auch das Motiv, aus dem er 
gehandelt, 'denn dieses gibt ,der Beleidigung ihren 
Charakter,; sondert ,die notwendigen Beleidigun­
gen von d~n mutwilligen, aus ihm erkennt man 
erst, ob ,den Beleidiger ein ethischer Gedanke 
geleitet haf oder etwa nackte Schmähsucht, die 
es auf nic!its abgesehen hat als auf Befriedigung 
niedriger ~osheit. Ein erschöpfendes Urteil über 
die Ehrenbeleidigungen müßte also nicht bloß 
sagen, ob Idas, was behauptet wurde, wahr ist 
oder unwahr, sondern auch, aus welchem Motiv 
die Behauptung geschah und, im Falle ihrer 
.objekt:iv,en'Unmichoi:gke1t, wdcher Gmd von Un­
achtsamkeit sie verschuldet hat." 

Diese OTh,erlegungen Friedr'ich Auster,litz', fest­
gehalten i~ seiner StUdie über den Preß gesetz­
Entwurf im Jahr 1902, treffen heute nach wie 
vor zu, uhd zwar sowohl was die Reformbe­
dürftigkeit ! des Gesetzes als auch was die Rich­
tigkeit der f'rgumentation· anlangt. 

111. Dei Schutlz ,des Redaktions!geheimn,isses 
soll die Vertraulichkeit der Informationsquellen 
der Nachrichtenmedien sichern, weil ,andernfalls 
-eine :S'eeintträchtligulng des Infolima:t1Lomflussles z:u 
den Medieh 'ZIU berurchtlen wäJl1e, sodaß die~e 
ihre Aufgape zu informieren, nur unzulänglich 
erfüllen köpnten. So mancher würde davor zu­
rückschrecki:m, die Nachrichtenmedien über Miß-
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stände im öffentlichen Leben zu informieren, 
wenn er dadurch Gefahr liefe, persönliche Nach­
teile zu erleiden. Insoweit besteht also zwischen 
dem Schutz des Redaktionsgeheimnisses und der 
öffentlichen Aufgabe der Medien ein enger Zu­
sammenhang. 

Wer die öffentliche Aufgabe ,der Presse und 
des RiUlndfunks hejaht, muß im selben Maß:e 
für die Wahrung und Stärkung des Redaktions­
geheimnisses eintreten. Die Erweiterung des Re­
daktionsgeheimnisses, insbesondere hiIl:sichtlich 
Durchsuchungs~und Abhörverbotes für Redak­
tionen, ist somit eine der Konsequenzen der 
verfassungsrechtlichen Verankerung der öffent­
lichen Aufgabe. 

IV. Art. I des Strafrechtsanpassungsgesetzes 
erweitert den Anwendungsbereich der Bestim­
mungen des Allgemeinen Teiles des Strafgesetz­
buches auf das Nebenstrafrecht. Danach gelten 
diese Bestimmungen mit den sich aus dem An­
passungsgesetz und dem jeweiligen Nebengesetz 
ergebenden Abweichungen auch für gerichtliche 

. Strafbestimmungen in anderen Bundesgesetzen. 
Die besonderen Gegebenheiten des Medienwesens 
machen ergänzende und abweichende Vorschrif­
ten notwendig. Sie sind in diesem Abschnitt zu­
sammengefaßt. Das gilt auch im Verhältnis zur 
Strafprozeßordnung. 

Besondere straf- und strafverfahrensrechtliche 
Bestimmungen enthält auch das geltende Presse­
gesetz. Der vorliegende Entwurf übernimmt nur 
einige. Dazu im einzelnen: 

1. Die im § 29 des geltenden Pressegesetzes 
vorgesehene Verweisung auf die "allgemeinen 
Strafgesetz~" erübrigt sich wegen der erwähn­
ten Bestimmungen des Strafrechtsanpassungsge­
setzes. 

2. Die im § 31 des geltendenPressegesetzes 
vorgesehene Verantwortungsfreiheit . hinsichtlich 
der Parlamentsberichterstattung entspricht inhalt­
lich ,den Art. 33, 37 Abs. 3, 39 Abs. 4 und 
96 Abs. 2 B-VG und ist demz~folge als eigene 
Bestimmung entbehrlich. Die Entgegnungsfähig­
keit solcher Berichte ist im § 15 Abs. 1 Z. 2 
geregelt. 

3. § 5 Abs. 1 des geltenden P,ressegesetzes sieht 
für d!ie Pr,eßol1dnrungsdeLikite di,e KUlffiou,J.ilerung 
von Geldstrafen bei Zusammentreffen mehre­
rer nach diesem Gesetz strafbarer Handlungen 
oder bei Wiederholung solcher Handlungen vor. 
Eine solche vom sonst allgemein geltenden, Ab­
SoOl1pciomprinzip des § 28 Abs. 1 St:GB aJbwei­
chende Re,~e1ung ist für das Medienrecht bei 
einer angemessenen Anhebung der gesetzlichen 
Obergrenzen der angedrohten Tagessatzgeldstra­
fen aber durchaus entbehrlich. 

4. § 37 des geltenden Pressegesetzes ermäch­
tigt den Staatsanwalt und die Sicherheitsbe­
hörde zu eiiner vodä:wfi,gen pr,esser,echdüchen Be­
schlagnahme. Die Beseitigung dieser Einrichtung 
wird von den Be'rufsverbänden der Presse seit 
langem gefordert, ,die mit· der Beschlagnahme 
verbundene Eingriffsmöglichkeit in das Presse­
wesen sei so bedeutend, daß sie nur den un­
abhängigen Gerichten anheimgestellt werden 
sollte. Der Entwurf folgt dieser Auffassung. 

Zu § 33: 

Wie schon in der Paragraphenüberschrift zum 
Ausdruck gebracht wird, soll die Wahrnehmung 
journalistischer Sorgfalt ein entscheidendes Kri­
terium der Strafbarkeit für Medieninhaltsdelikte 
sein. Die persönliche überzeugung von der Rich­
tigkeit der Mitteilung soll dann genügen, wenn 
der Journalist bei Beurteilung der Verdachts­
momente, Anhaltspunkte und Beweismittel die 
Sorgfalt eines mit der besonderen Verantwortung 
und ,den Berufsgrundsätzen verbundenen J our­
nalisten aufgewendet hat. Hat er dies getan, so 
soll es nicht darauf ankommen, ob sich die Be­
:ha!upt,ung ·1eoztiltidl /als rich,tig erweist .. B.ei Prü­
fung der Frage, ob der Journalist seine Sorg­
faltspflicht erfüllt hat, ist die besondere Situ­
ation des Medienmitarbeiters in dem Zeitpunkt, 
indlem er ,dien iB,ei'orag vel"faßt hat, z.u beurteil1m. 
Dafür, ob an der Veröffentlichung ein über­
wiegendes Interesse der Allgemeinheit besteht, 
enthält der vom österreichischen Presserat her­
ausgegebene Ehrenkodex für die österreichische 
Presse eine in der Regel heranziehbare Richtlinie. 

Im Unterschied zur R V 1975 sollen Tatsachen 
des höchstpersönlichen Lebensbereiches vom An­
wendungsbereich dieser Straflosigkeitsbestim­
mung nicht ausgenommen sein. Hinsichtlich des 
Umfanges, in dem der Wahrheitsbeweis über 
solche, Tatsachen zuzulassen ist, darf auf den 
§ 11 Abs. 2 und die Erläuterungen dazu ver­
wiesen werden. Der vorliegende Entwurf enthält 
auch nicht mehr die Ausnahmeregelung für Pri­
va tanklagede1ik te. 

Si'nd rue VOlialU.ssetzungen des Albs. 1 erfüllt, 
soislt ,der Medienmi;tarlbeioer straIBlos. Es ig,t aib.er 
~UJf ~erlarugen IdClS Anklä~eI1S aUJf Veröff,encli­
ch'Untg ,einer Fes ()suelil UIllig Z!U ,erl{Jellinen, daß ,de:r 
Beweis ,der Waihr'heit nicht angietfletJen worden 
oder mißlfll!ngen ~st. Anderenseits iSlt e.in zl.1Ilärssi­
g.er W:ahrheitlslb.ewe~s laum dann 'liUlfzunehmen, 
wenn die V.or,a'l.1Issetz:u:1lJgen für einen Fl"eisprud1 
a'uf GI1U1nd desB.eweiises .der ErfüIlwng der jour­
nali's,ruschen Sorgta1uspflicht g:egeben wären. Der 
Rückt~i<tt ,dlClS Anklägers von der Anklag:e, der 
·den FreiSJpruch und ,die Kosrene1"saJt'Zpflicht zur 
Folge ha,t, sol~l dadfll!rch ... elbstvemtäncLlich unbe­
rüihrt bleiben. 

Di,e Kos'ten der V,eröffen1tll>ichung hat der we­
gen Erfünung jout'lna'listischer Sor,gfa:l.tlspflicht 
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Fr,eigesprochene Z'U ~ralgen. FerJlJer soU im PJ:1i­
y:a;tanklatgev,en'fiahnen - abw6ichend 'VOIIU § 390 
Aibs. 1 SuPO, wOJlJach die Kosten bei einem iFrei-

. spruch st'ets dem Pr:w.alta.nklägJer aulfzuer,tegen 
sind - der F r:eirspruich 'Wegen Erfü:lhllIl~ der jour­
nai1b~ui'sclJien Sor@aJ:~flimt ~He Kos1Jeruersatz­
pflicht rdes Beschul~tJellJ nimt heseitii~en. 

Zu § 34: 

Der Schutz .des &eda:k!ciorusgeilreiiffiill.ils:sesoodeu­
tet nicht Immunität ,der MedOOD., sondJern di,e 
Befl'e~ung ihrer Mita.rbeiJtler von der Z'eug'llJrs­
pflicht und! im ZurSiaiffimenJha.ng darni,t das V,er­
bot der BeschJlagna:hme von U n1Jer4atgen, die Hin­
weise auf den GewährsmatI1lll oder dM Inha>J· 
der Inrformation enthal1len rund sich im Gewahr­
sam ,dElS VlOm Zeru~s Befreitlen befind:en. H~nge­
gen kann &ich ,ein Medrienmita.rbe1ter, <Irer im 
StraIfverifaihren ;nicht Zeuge, sondIern (ßleschUlldig­
ter ist, auf das Redaktion-sgleher1mnis nicht oe 
ru.rf,en. Aus Gründen Ider Gleich'heha.ndL~ und 
einer geor.dnetJen Stl1a.fnechtspfl~e kann der 
Schutz .des RJedak!cionsgeheiilmnisrses nicht so weit 
gehen, daß die Beschi1arg>n3lhme 'lt\llr iBrewebssiche­
rullltg hei Medj.enmitanb.e~tel'n gänzlich un<tJersa:gt 
w~nd, ,di'e ,selJbs:t; B'eschuleltigtle sind, oder so weit, 
daßd~e StralFbe'9ttmmungen gegen Begünstrirgurug 
(§ 299 SnGB) IUInd g'egen U,nlteI11assung der Ver­
hi'l1ldJet'Ull1g einer mh Str,alfe hedroh1len Hatndlunr 
(§ 286 StOB) in diesem iB,eI1eich schlechtihin '\lI11-
anWlendbar wäI1en. 

Da.s R.edaktio1liSlgeherDmnilis list geget1iWäI1tig im 
§ 45 .dies ip1'e5's,ege~et2Jes unzulänlglLich gel'eg,elt. 
Sein 'SchlUltz 1S0Ll an mehrf.amer HiJMicht ve·r­
stärkt Wlerden: 

In den Schutz des R..edaktiJoMgeihdmnissre'S sol-
1en neben derPl'esse lauch aJ!k anderen Medrien­
unoer:nelhrnen und ooe Medirendi~ensve erirubezogen 
wenden. F,emer sOU d:er Schutz .am'en iMi:tw,rl'ken­
den, einJschlrileßlich elter f.rden-iM,jrtarheiiter, zuste­
hen, auch;w1etu1. Slle dii,es nicht "prof.essä:o nell" 
(hemf~mäß1g) rum, W1ie z. B. die RedaktJeure :ein,er 
Schü~er- oder Ju~endzerttu.ng. 

Die B.elflneirung von der ZoogniJspflicht u:nd da·s 
BesdlILargna'hmeveI'bot OOI11en nlich,t I!lIUr in g.ericht­
lichen Stra!Fvert<llhI1en wegen !eines Inharll1:!sddiktes, 
soncbenn aum nn ei'nem StratfverliaIhren, das z. B. 
g,egJendile IUJn!b;ekarnnllen lnrfo,I1m3l111len weßlen Ver­
Letzung einer Gelhrumhawwngspilicht geführt 
wird, ,und da'rüher hiIllarus IÜIberiharupt iu1 jedem 
behördI1ichen V,erfahren -bestJehen. 

1m AribeitlSkreis wur.de rv'or~chl3lgen, in die 
Be5itimmU/n~en z\lIm SchlUltZ ,delsR!edJa1~tionsgre­
heimniss,e's eLnJe ,AibwägungskLa.'UIsel aulfz\llnelhmen. 
DemLaog ,dlire OIberlegurug ZrUigrunde, daß kein 
Schutz für quaiLifizicI1tle Geheimrusvef!1ewungen 
etwa vom Gewicht eines L:lJndeSIV,ew:litles grewährt 
werden 5011. Bei ßerst:lin,d \einer N amr~chllenver­
bindung solmer Art ·zw:iJschen Zeitlung 'und In-

formant'en g'e'schehe diie Sor,aifverforlgun'g nicht 
bloß·um der RepI1ession WliUen, ISrOlndern zur Un­
terhindu11Ig neuer IndiskrletiJonen. Oer Entwurf 
f,01g>rdiesen Vorschläigen nicht 'Und Sli:eht ein in­
soweit UllJeingeschrän:ktJes ZeugrulSootlSchlatgungs­
necht und SeschJlagrualhimevenhot vor. Dies des­
halb, wd1 das R.ed3lkitiiol1J~gehe1mnris - wie er­
wähnt - rue StJr:afbest:immunge~ g'egen Begün­
süg'Ung 'Und UnrtlerlasSUIIlig der Vre:rihIDderuifi!g mit 
StIiafe bedr,Oihter Hand1rungen mimt unar1liWen.d'­
barr macht /\lind diese Stlr'arfbesiimmrurng:en hinrei­
chend Gewä'hr ,darfü:r !bieten, daß rdi!e Irnanspruch­
na:hme ,des Redaiktio.nsgehe:imrru1sseIS ,die V,erhin­
dieI1Unrg ,stir.alßbarr,er Han,dlungen fund dire Emtdek­
kunrg v.oin Rechtsbrechern 11Iichtenrtscheidend be­
hiindern kann. 

Im Üihrigen stehen dJ~e &teI1reichiochen J our­
natl~~ten seit .13lngem ·unte.r Seruf\lll1g auf ihre 
B.erurrsgI1Undsätze a'lllf .dem Stla.ndpun'kt, daß ein 
J oumalist unter kreinlen Umständen ei:nen Infor­
marnten preisg<iben diad, ,sondern ,ether B,eurgestr,a­
f.en in Kauf ZlU lIlieihmen ha;t. De:m:wfoIge halben 
sch<Oin dies öfuel'en Mrit3lribeitler der Pr,esse <!iuch 
bffi beSitlehienderiJ. Zeugniszwarnrg - Wl() 'es sich 
a~.sonriJch,t um ern.P'I1esSieinhal1vs,de!1~krt gelhandielt 
hat U/nd .dalher § 45dJes geILtenden Preslslegesetzes 
nricht :linrWlerudibar w.atr - &ich geweigert, 'ar1s Zeu­
l5'en ,diie QueUe ihrrerLnifo'fImlatiOll1ren pre~zUlgreben. 
Dennoch sind er:nrs1lLiche Mißlhelligkeiiruen nicht 
aufjgeuI1etJen. iEs .1S1t Ike1n LRalllbekia.nnt, rin dem die 
hu:fklärung ei'Ilier schw.e1iWl1eg1e'nden Stlralfrtat nur 
desh3ltb unlter!btbeib, Wleil cin: MiiJtwheit,erder Ma:s­
senrmedliren se~nre Zeugenar\ll~sage Vlerwe:iß'el't hart. 
Bei 'schwenWliegenden StrntartJen sind eiben Jille 
öffent'lich,e MebnUlnrg rund diLe Beni,srein~tleillung 
der MedfirenmiiJtal'bei'ter IZJU riJhi!'er öflientJ1ichlen \A:u'f­
gaibe ,eiifi wi,nksraJmenes iRe:gullatJiv aIrs di'e im § 160 
StPO Ibei V1erweigel1\llnlg ,der ZeuIgIeni:liUiSlS'agie vor­
gleseihene Ge1ds~l1afe 'bis :Z'U 5000 S rund .d[e a:1l­
fäH~g:e ;ae~eihatf.t biJs 'ltU sechs Wochen. 

Per U mfan.g dels RJedaikitio!l1'S\gehelmnis~res Wlir·d 
denliti1icher als ,im ,g:eltenrden R,echt umschrLebren. 
Es Ibez.i,eht si:ch .sowohl auf ,dlire Fr,aiglen nach der 
Person .das V'el'faJssens, !Ei.nsenders 'Oder Gewährs­
marnn,es ,ahatuch ,a;ufdlire F~agen n::lich dem Iruh:lih 
von Mrittei1ungen, IZUlmarl ,es ,drurch>aus möglich ist, 
daß aus dem Inhalt rder lnrfo.I1ffiatli'Oltl auf diJe 
Person das Gewährsmatnnes g.eschrlossen ~,eI1cLen· 
bnn. Dar.; iEnltScliIatgrunlg>Snechtsetzt d:li'bei keine. 
V,eröffentl1richung stJralf!bat11en JinJh:cl>tes voraus; es 
ist v'On ,emer lbea'hsichtigtJen oder lbe,I1eitJs erfolg­
ten V,eröftentLichull1lg uIliaibhäng.ilg. 

Die Befreü\lIrug 'VIOin der Zeurgni&pf1icht wird 
durch irun le.nu~pnechen·eltes Vrerbot der Beschla.g­
na:hme 'engän~t. iDardturch sollen die Un'tlerlatgen 
geschützt wenden, a'UiS ,dll:!nen sich Schllifu9se auf 
die IPerson des Gewährsm'a.nrnes oder aJUif den In­
hi1t ,seiner Information 7lile'hren laJS1S1Cn. Vora'U's­
setZlUlng ,j,st, daß ·dries·e UntJerlargen sich im Ge­
wahrsam einer p.erson ibefinden,oor das Zeug-
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ni'sel1!oschlagungs!recht ZJU:Slwht. UnaibhäJng,i,g vom 
Gewahrsam eDner vom ZClUigniJs hefrei]cen Person 
sall .die 'BeschLagnahme von Gegenständen, die 
Rücksch1ü5iSle auf ,einen Gewährsman'n oder den 
lnihaheillner LnformaJt~on zub~sen, ln den Ge­
schäftsrä'umEchkeiten des Meruelliuntemeihmens 
oder Medi,encLiens,nes gl1UiIlds·änz1ich unzulässig 
sein. Denn ,cLie B.eschlagnahme 'UIl1!cJi Drurch~uchun:g 
in ,den Rä'ulJ11len ,der Redawon, des ~erlages 
oder der iDruck,erei Isind imal1gemei,nen, schon 
wegen des Zeitdruckes, unner denen P'l'IC!Ss,e und 
Run(tf,unk ihr.e Arbeit v.erl'lichten, sehr ern~e 
Eingrdffe :i:n das Meooenw,esen. Auch sind vor 
a>l,Lem i!m rB'ereich ,der RedairotÜoo'll in der Regel rure 
Gre11JZenzwisch'en ,den Gewahl'samsbereichen der 
ernz·elnen Mvta.roeiter fließend. Die - aUerdings 
v.c~der1egbar,e - Yel'lffiutwlllg des Gooetzes 0011 
dahe,r dalf.ür spr.ecruen, daß dLe unter dem Ge­
sichtspunkt ,dies RJedarotionJs'gehcimniisses schu1lZ~ 
hedürhigen UntierLag,en .in den Geschäftsräum­
lichkeiten des MediJenJbetl11ieibes ~l'IgJendeill'er vom 
ZeugniJs hef'r,eiten IBerson gehöl'Ien. Die Besch,lag­
nahme solcher GegJet1lJSltändie soll daher in den 
GeschäftJsräumlichJkeiten des MedLMbetr,iebe,s 
grundsä1lZ:1ich unzuläs~ig !>ei~. Nur Wienn dias 
Stra.fv.erfalhren g'egen ,einen MedJienmiJtarbeüner als 
Beschuklligt,en gefühl't wird IllJ1lJd ,der B:eschuldigt;e 
sdlhst u'll~eilte!l:hJaJft ,der Träger der wsschlließ­
lichen GewaJrur&aJIIlfe [st, solLen so1chle Gegen­
stände IbesdlJ~agnahmt Wlerden könnren. Dazu solI 
aJber jedienfrall1s 'ein besondel1er riichte,rlücher B'e­
schla:gnalhmelbef,ehl erforderlich &em. Aus dem 
KltaunmerzitaJt des ,§ 38A!bs. 3 SrPO eng~bt Slich 
.dahei" daß der Yel'dächJti:~e ber,erns a,!'s der Sltraf-, 
ba'l1en !Hanrd1ulljg 'ver,däch<tiLg V'ernrommen oder 
als so!lchJer zur Viemehnnung vor,g:e:laden oder in 
Vierwahrung odier Hait @en'Ommen wOliden sein 
muß. Da,rülber hillaJ\lls s,ol1 die Durchsuchung der 
Ges'chäf.tsrä'UlmI~ichkei nen ,dler iMedri.enhetni:ehe 
- w,he 'aJuch bei ,der meruen1"echJthlchen BeschILa,g­
na/hme - Mlisnaihms\los nur durch dien Richter 
angeol'dnet wenden dürfen. 

Die Ülbel'Wlachung des Fer.nmeLd~;er'kerurs von 
Anl<llß1en iJn dhesen Rä,umlichkeiten soll überhaupt 
unzulässi'g selhn, da Medli,enuntJerJ.lJet'hIITIien ~n der 
Reg'elüiber .eine größene Anzahl von TeLefonan­
schlüsslen ""erlfÜl~e:n und diie überrwachJUl11g eines 
bes1li:mmtie>n AnschJ1us~,es ,f:a:st zwanglSdä,ufig auch 
ei'nen Eimgniff .in d~e Sphäl'e .a,J:lidieller Mitarr-be'iter 
zur Fol~e JhaittJe. f'.eliner .darf Ihiler auch auf die 
Anregungen ,im iBler,icht dies parlamenua6schen 
UnteIi&uchuJ:ligsalusschiUsrsres zur überprüflUng der 
Anwendung der glesetZ!I~ch!en iBesciJmmungell1 g,e­
gen ,dias AJbhö1'Ien mn TeLefongesprächen in den 
Letzten ZieM Jaihl1Cin V'OIm 14. März 1977 hinge­
W1~e&en werden (463 BJgNR 14. GP). 

Zu § 35: 

,§ 32 ,de's geilJteJ1lden P,nessegesetZJes enthäll t Son­
dervorschl".i:ften für dilie Vierjährung 'Von Press:e-

delikten. Diese besondJel1e Bestimmung für Presse- . 
ddixltJe w.il'd mlit dellen Offenkunrugkeit und 
ander,ellsei,ts dalmrt Ibegl"i1l1idet, daß die V;erhrrei­
tung'stätigkeiJtsich Vlielfach über einen Jlänger,en 
ZeliIJralulm ,el'srtl1ecrot. ID~elsen überlegungen fol­
g,end sieht der Bn1lwur'f ie]ne lZ!um Teil kürzere 
Vierjäihrungsfi.i.st alls son~t - !§ 57 AbIS. 3 StGB -
vor. 

Nach § 57 Abs. 2 StGB be@tnnt di~e Yel1jäh­
rung'3fr~i>t, sobald die m]t Straf,e bedrohte Tätdg­
keit albgeschlossen rist oder das mit Str.a,f,ebe­
drohte V,e1'lhalllt!en ;lJufhört. Nach § 58 Abs.· 1 
StOB verlängel1t sich die Vierjähllun~srfriS!t, menn 
der zum Tatlhild g,ehöl1ende Erfo'lg enst nach Alb­
schluß der st!1a.fbaillen Tänigkeit odler AiUrflhöl'en 
des SJtrafiba>1'en ~et1hailt.~ns eintritt. Würden ~i'esle 
Restimmungen ,a.uch auf die ru'e'r erfaßten straf­
baren Halndlungen lang'ewendet, so hätte dies 
ZUifolg!e des UmstJande~, daß~ch ,dJj,e Y,enhrci­
tUl1,@sdcigkeit häufig ülbereinen Iänrg,eren Zeit­
raUJmers1tl1eckt, ZJur J'bl&e, daß die Vierjährungs­
fr,ist bei, Medilen:tätern häuf1geine .,echtspolitisch 
nicht erWliinschte DaUier ,erl'eichen wün:l!e. Der 
Entwurf sieht dalher ,für .die genannten Delrikte 
eine albweiJchendie RregJelung vor. 

Zu den §§ 36 und 37: 

§ 26 StGB slicht die EinlZli,ehoU!llJg von GClg,en­
stäinden vor, ,die der Täter zur B'eg,ehu'11lg der mit 
Stm.fe hedI10lhtJen Ha.nd1ung verwendet hat, wenn 
dies nach der hesondlel1en Beschafl:ien:heit der Ge­
genstände @elbotJen ,erscheint, um der Beg,ehung 
mit Straf,e hedrohter HandlulljgJen entgeg:enzu­
w,irken. Mit dJi,eser S,e&tirmmung a:r.Lein roann ~m 
Medienr,echt das AusrIa.ngen 'nicht gdun,dlen wer­
den. Denn die EinlZhehUlng von Med~enmerken 
mi,t strafrbarrlerm linhaJlt soU ,nicht aHein kÜ'llfnig,em 
straJf1ba,rem Vier1h!a:hlen ieln11geg.enwirken, so,ndern 
ein Fortwirken ,der hereros g,eS<:ltzten Strafna.t 
v,erhinde11ll. 

Auch das '~e1tende P,r.esseg,eSJetz enlthäil:t Ble'stJim­
mun/g:en üiber den Vie1"fa:l1 von Druckwerken. 
F,enner srelht les .. alUch ,die Sai11ktion der U rt'eib­
v:eröff,e~dLichUlng vor, dre dla.s Str,aJ~eSletzbuch 
nicht k,ennt. 

Die vOllliegenden B,esrcimrmungen ühe:r Ein­
ziJehung und· UrterlsN,el'öffentlichung unterschei­
den sich 'vn ,einzdrnen Punkten von ,den g>eltenden 
B:eSlcimmungen über YiClrrfal1 und Urt<e[lsver­
öff,en tLich,ung: 

1. Bin~i:ehUing 'Ullld Ul'te'i;lsV'eröffendLichuIlJg 
setzen die Verwirklichung eines Straftatbestandes 
durch den Medieninhalt voraus und sind von der 
Strafbarkeit einer Person unabhängig.'. Wegen 
Verletzung von Ordnungsvorschriften - etwa 
der Impressums- und Offenlegungsvorschriften -
ist eine Einziehung nicht zulässig. 

2. Nach § 41 Abs. 2 des geltenden Pressege­
s,et'hes {und § 1 AJhs. 3 des sog,ena.nnten Po.l"llO'gra-
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phieges.ctzes, BGBL Nr. 97/1950) ist dlie Un­
br.auchiba,rmachrung der Dl1uckplaoten usw. für be­
SUlmm1Je De1iktevlOr<g1eseihen. Der vorlieg1emlle 
Entwurf s·i-ehtvon der EiIllz:~ehun'g der Vel'rviel­
fälügungsmittel Ülberharupt ab. 

3. Die Urteils veröffentlichung soll nicht in der 
Wiedergabe des gesamten Urteils oder eines Tei­
les desselben bestehen, sondern in der Veröffent­
lichung des Urteils spruches und einer kurzen 
Sachverhaltsdarstellung, die nicht den Urteils­
gründenentnommen sein muß, sondern vom 
Gel'icht eigens - auf Vorschlag des Antragstel­
lers - abzufassen ist. Dabei wird vor allem auf 
leichte Verständlichkeit Bedacht zu nehmen sein. 

4. Nicht immer ist dem durch die Veröffent­
lichung Betroffenen mit der Urteilsveröffent­
lichung gedient. Wird doch damit die vielleicht 
mittlerweile in Vergessenheit geratene strafbare 
Veröffentlichung erneut allgemein bekannt. Die 
Urteilsveröffentlichung soll daher von einem be­
sonderen Antrag des Anklägers - insbesondere 
des Privatanklägers - abhängig sein. Bei Offizial­
delikten, etwa bei der Verleumdung, ist eine ge­
sonderte Ermächtigung des Verletzten vorgese­
hen. 

Zu den §§ 38 und 39: 

über den Antrag des Anklägers auf Einziehung 
oder Urteils veröffentlichung ist, wenn es zu 
einem Strafverfahren kommt, im Strafurteil, 
allenfalls auch im freisprechenden Urteil, sonst 
-in -c\:em im -einem sogenann'tjen selbständig,en~ V,er­
fahren cnß'ehenden Ul11Jei:1 zuerkennen. 

Im wesentlichen ist das selbständige Verfahren 
so g-estaltet wie das selbständige Einziehungsver­
fahren nach § 443 StPO. Während jedoch § 445 
Abs. 2 StPO die Zuständigkeit des Bezirksgerich­
tes vorsieht, schlägt der vorliegende Entwurf vor,. 
zur medienrechtlichen Einziehung und Urteilsver­
öffentlichung nur den auch sonst zuständigen 
Ger.ichtshof erstler IfiSitlanz (vgI. § 48) z'u ber,uf,en, 
die Verhandlung und Entscheidung jedoch stets 
dem Einzelrichter zu übertragen. 

Zu § 40: 

§ 40 regelt die Form der Urteilsveröffent­
lichung für die Fälle der Veröffentlichung in 
demselben Medienwerk, durch dessen Inhalt der 
Tatbestand der gerichtlich strafbaren Handlung 
verW!irklicht wurde oder das die unzulässige Ver­
öffentlichung enthält. Für die Fälle, in denen auf 
Veröffentlichung in einem oder mehreren ande­
ren periodischen Druckwerken erkannt wird, ent­
hält § 53 die näheren Bestimmungen. 

Zu § 41: 

Die §§ 4 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2 und 5 
Abs. 2 des geltenden Pressegesetzes sehen eine 
besondere strafrechtliche Haftung insbesondere 

des Herausgebers und Eigentümers für die über 
eine andere Person verhängte Geldstrafe und 
Geldbuße vor. Entsprechende Verfahrensvor­
schriften enthält § 40 desPressegesetzes. Wann 
die Ersatzfreiheitsstrafe gegen den Verurteilten 
im Fall der Haftung zu vollziehen ist, bestimmt 
§ 43 ades Pressegesetzes. 

Diese Haftungsbestimmungen sollen aus dem 
geltenden PressegesetiZ übernommen werden, wo~ 
bei die erwähnten Regelungen in einem Para­
graphen zusammengefaßt werden. 

Zu den §§ 42 bis 46: 

Die medienrechtliche Beschlagnahme umfaßt die 
gesamte Auflage, also "die zur Verbreitung be­
'stimmten Stücke", erstreckt sich somit nicht bloß 
auf einzelne Stücke. Ferner ist sie mit ~inem 
strafrechtlich sanktionierten Weiterverbreitungs­
und Wiederveröffentlichungsverbot verbunden. 
Schließlich kann sie vom Ankläger auch ~hne 
Gefahr im Verzug schon zu einem Zeitpunkt 
beantragt werden, in dem er noch keinen Ver­
folgungsantrag gestellt hat. Dies alles macht sie 
zu einer bedeutenden Eingriffsmöglichkeit in das 
Medienwesen, die besondere -Kautelen erfordert. 

'ELne medienr.echtLiche Besch,lagl1laJhme sieht be­
reits das geltende Pressegesetz in den §§ 37 ff. 
vor. Die Press,egesetznoveLle 1966 hat di,e staat­
Liche Entschädiß'un,gspflicht für UlIlJg'erechtf,ertiglte 
Beschlagnahme wieder eingeführt, die § 40 in 
seiner ursprünglichen Fassung normiert hatte und 
die dlurch ,die' sogenannte Bürck.el-V,erorJ,nung, 
GB10 Nr. 1291/1939, lbeSle1tigt wonden i~t. Vom 
bi~he~ig'en Rechoszust<1nd unterscheidet Slich die 
'vorgeschlagene im folgender: 

1. W,ie bereits· in den Vorbemerkungen zu die­
sem Abschnitt ausgeführt wird, soll di,e medien­
rechtliche Beschlagnahme dem unabhängigen 
Richter vorbehalten bleiben. 

2. Die Zulässigkeit der Beschlagnahme soll von 
einer Interessenabwägung abhängig gemacht wer­
den; dem Rechtsschutzinteresse des einzelnen 
steht das Informationsinteresse der öffentlichkeit 

. gegenüber. Der mit der Beschlagnahme ange­
strebte und erreichbare Zweck muß in einem 
vertretbaren und angemessenen Verhältnis zu den 
Folgen dieses Eingriffes stehen. 

3. Entsprechend dem Grundsatz des gelindesten 
Mittels soll statt auf Beschlagnahme auf Ver­
öffentlichung einer Mitteilung darüber, daß die 
Veröffentlichung in einem periodischen Medien­
werk niicht Uinwidersprochen hingenommen, SIOn­
dern zum Anlaß eines Verfolgungs antrages ~ge­
macht worden ist, erkannt werden, wenn damit 
dem Rechtsschutzinteresse Genüge get-an wird 
(§ 42 Abs. 2). 

4. Um einen Mißbrauch der Beschlagnahme­
möglichkeit durch wiederholte Beschlagnahme -
der nach Weglassung der inkriminierten Stellen 
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nommals hergestellten Medienstücke - auszu­
smließen, soll vorgesehen werden, daß eine 
neuerlime Besmlagnahme auf Antrag desselben 
Anklägers wegen einer anderen Stelle desselben 
Medienstückes unzulässig sein soll (§ 43 Abs. 2). 

5. Ebenso wie bei der Einziehung soll aum für 
die Besmlagnahme die Möglimkeit gesmaffen 
werden, eine Beschränkung 'auf den strafbaren 
Teil des Medienstückes zu erwirken (§ 43 Abs. 3). 

6. Der Schadenersatzanspruch wegen unge­
rechtfertigter Beschlagnahme wird entsprechend 

'den Bestimmungen des geltenden Pressegesetzes 
geregelt. Der Ersatzanspruch wird durch einen 
Ersatzanspruch hin~imtlim des Einsmaltungsent­
geltes für die seinerzeit aufgetragene Veröffent­
lichung, über einen Verfolgungs antrag (§ 42 
Abs. 2) und für die Veröffentlichung über den 
Ausgang des Verfahrens ergänzt (§ 46 Abs. 2). 

Zu § 47: 

Dieser Paragraph enthält nach .dem Vorbild 
des § 36 des geltenden Pressegesetzes besondere 
Bestimmungen über den Begehungsort von Me­
d1eninnaltsdelikten. 

Zu § 48: 

§ 35 des geltenden Pressegesetzessieht eine Zu­
ständigkeitskonzentration h!insichtlich der ört­
lichen Zuständigkeit vor. Unbeschadet' einer 
&omt ,i:m alLgemeinen he&telhenden R,eserv,e gegen­
über der Schaffung von zwei oder mehreren Ge­
richtshoftypen mit unterschi'edlidler sachl,icher 
Zu~tä:Ilidig'k,e:it,~n der iStI1afrechl1spfleg:e elffipf.iehlt 
es sim - jedenfalls ,für eine übergangsphase -
die Gerichtsbarkeit in Mediensamen bei einigen 
wenigen Gerichtshöfen zu konzentrieren. Es sol­
len für jedes Bundesland - mit der üblichen Zu­
sammenfa.ssung der Bundesländer Wien und Nie­
derösterrdm - besondere Med'iengerichte ge­
sm affen wer,den. Mit d~eser Funktion sollen die 
Landesgerimre betra,ut werden. Dabei wird von 
der allgemeinen Zuständigkeitsverteilung der 
§§ 8 bis 14 StPO abgewichen, und es soNen auch 
bezirksgerimtliche Vergehen, wenn sie aLs Me­
dieninhalt&deI~kte begaIl;gen werden, diesen Ge­
richtshöflen zugewiesen werden. Diese sollen über 
salme Delikte durch E,inzelrichterentscheiden. 

Ferner soll für Medieninhaltsdelihe, soweit 
für sie .nicht ,das Smöflien- oder Geschwornen­
g,ericht zuständig ist, und für die nam dem M~­
diengesetz mit ,gerichtlimer Strafe <bedroht,en 
Delikte auch im Gel"imtshofverfahr·en die Ein­
richtung des Machthaber·s nach § 455 Abs. 3 
StPO, die sich im bezirksgel'lichtIichen Presse­
str.afverfah'cen bestens bewährt hat un·d weg·en 
der besonderen Berufssituation der Pressemitar­
heiter von großer pnakJt,i~cher B>edeutUlIl;g ist, Ziuge­

-lassen werden. Damit soH eine Fo'lge der von den 
Betroffenen v·ielleicht als V,el1schlechterung em-

pfundenen Anhebungder Presseverfahren vom 
B>ezirksger.icht Zlllffi Gerichtsholf vel'miJeden wer­
den. 

Zu § 49: 

§ 49 enthält. 'eine dem Art. II Abs. lder 
St.rafgesetznovdle 1929 entsprechende Bestim­
mung über ,das Recht des Heraus,gebers, wegen 
einer gegen ·das Medienunternehmen und nimt 
gegen einen bestimmten Mitarbeiter desselben 
gerichtJet)~n strafbal'en Handlung gegen die Ehre 
Privatanklage zu erheben. 

Zum Fün'ften Absch,nitt 

. Die traditionelLe Pflicht zur AMieferung von 
Exempl.aren an Bibliotheken erfüllt keineswegs 
zensurähn1iche Aufgaben, sondern entspricht· 
einem kulturpolitischen Bedürfnis. Ohne eine 
5pontane Ablieferung von Medienstücken, wie 
'sie § 21 des geltenden Presseges6IlZies vor.slieht, 
wäre les .den öffentlichen Bibliotheken nicht mö,g­
lich, ihre Aufgaben zu erfüllen. 

Der Entwurf hält daiher an dieser Einrimtung 
fest, die sich Ü'bnigens aum in den Rechtsordnun­
gen vieler anderer Staaten findet. Der Entwurf 
bem:irht sich alberaum darum, die damit Vlenbun­
den,en Belastungen für VIerleger ,und HersteHer 
der Medienstücke auf d3!s unbedingt Notwendige 
zu beschränken. iDemerrtspl'imt es, daß der Ent­
wurf von einer Einbeziehung "ausländischer" 
Medienstück·e in j'eder Form Abstand nimmt. 

Der BntwuI1f sch!lägt vor, Ii:n ,c\ü.esem Zusammen­
hang ,nimt mehr von Freistücken, sondern VOi11 

Bibliotheksstücken zu sprem'en. Unter Freistük­
ken vel'lsteht man ,im Verlagswesen etwas anderes, 
nämlich solche Stücke, alie ,der Verleger dem 
Autor überläßt. 

Zu § 50: 

Ebenso wie nam § 21 .des geltenden Presse­
gesetzes sollen die näheren Bestimmungen 
darüber, an welme Bibliothek'en und in 'welcher 
Anzahl Medienstück'e abzuHefern sind, -durch 
Verordnung erfolgen. § 50 sieht daher nur die 
I\.riterien vor, nach denen ,der Inhalt dieser Ver­
ordnung zuhestimmen list. Ferner enthält dieser 
Paragraph eine Verordnungsermächtigung, auch 
'bestimmte A'rten von "I\.leindruckwerken" im 
Sinne des § 60 Abs. 1 Z. 5 wegen ihrer aus Sicht 
archiv.alischer Intel'lessenbesondleren Bedeutung 
In di,e Ablieferungspflicht cin2lUlbeziehen. 
Mit der Alllifn<l!hme .dIer Parlament:sbib'lio­
thek in ,den Abs. 1 15911 einem berechtigten 
Wunsm des Parlaments Rechnung getragen wer-
den. ' 

Der Entwurf sieht schl~eßlim eine V'erlänge-, 
rung der Ablieferungsfrist von 8 auf 14 Tage 
vor. 
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Zu § 51: 

Werden Medien~tücke im Inland für einen 
ausländischen Auftraggeber hergestellt, so wäre 
es unbiUig, den Hersteller zu verpflichten, .die 
Bibliotheksstücke den empfangsberechtigten Stel­
len in einem anderen Zustand zu übergeben ab 
[n jenem, im dem er .die Medienstücke ,dem Auf­
tr,aggeber zu J,iefern 'hat. 

§ 21 Abs. 3 des geltenden Pressegesetzes be­
stimmt, daß bei Druckwerken, deren Ladenpr'eis 
200 S übers1!eigt, d,er halbe Ladenpr,eis zu ver­
güten ist, wlenn sie nicht binnen einem Monat 
zurückgestellt werden. Diese Wertgl'enze geht 
auf ·die Pres·segesetzn'Üvelle 1952 zurück. Der 
Entwurf s,ieht mit Rücksicht auf die Preisent­
wicklung eine Anhebung dieser Wertgrenze vor. 
Im übr~gen findet auch an dieser SteHe das Be­
mühen um V:eI\einheitlichung der Fristen Nieder­
schIa,g. 

Zu § 52: 

Die Nichtablieferung von Bilbliotheksstücken 
s'ÜU anders als nach § 22 des geltenden Presse­
gesetzes nicht gerichtlich strafbar sein. Nach dem 
VorbiI.d der RegierungsvorI.a.ge ·de,s Presse gesetz­
entwurfes 1961 sieht der EntwUrf eine Verwal­
tungsstrafhestimmung vor. Die Regelung ent­
spricht ·dem geringen Unwert:gehalt dieser Pflicht­
verletzung und list unter dem Gesichtspunkt des 
Schutzes der Medienfr,eiheit unbedenkilich. 

Entscheidung~n, die sich auf ,e~ne Veröff,ent­
Iichung in einer Sendung des Hörfunks oder 
Fernsehens beziehen. . 

Andens als nach § 25 des gehenden Pnesse­
gesetzes soll die Erfüllung der Vei·öffentlichungs­
pflicht nicht ,durch die Strafsanktton ahgesichert 
werden. Es reichen vielmehr auch h~er - ebenso 
Wlre >bei der gernchcl~ch aJng,oor:d11Jetoen Veröff,ent­
lichung einer Entgegnung oder nachträglichen 
Mitteilung - ,die Mittel des Beugerechtes aus. 

Zum Siebenten Abschnitt 

Die empfran,gSlber,ech,tJigten SlleHenS'O'Hen dü,e 
Möglichkeit haben, ihren Anspruch im Verwfll- Zu § 54: 
tungsweg gelten~ machen zu können. 

Abs. 1 .faßt .die ,Bestimmungen .der §§ 9 Abs. 1 

Die Verbreitung der Medi~n unterlieg't einer 
FüUe von Rechtsnormen; beispielsweise erwähnt 
gei>en ldiie GeweribeordIli\lI11g, dlM Fern1meidegesetz, 
das Bundesgesetz über die Beschäftigung von 
Kindern und }ugendlich,en, aiber auch § 82 der 
Straßenverkehrsor,dnung 1960. Eine ausschließ­
'liche Regelung der Verbreitung in ein und dem­
selben Gesetz wäre Vlielleich( vom Gesichtspunkt 
einer Kodifikation her wünschenswert, wür·de 
aber 'hedeuten, daß za:hlreiche Bestimmungen 
aus i>hrem sachlichen Zusammenhang geris~en 
bzw. die für Medien geltenden Vorschriften wie­
derholt werden müßten. Außerdem müßte ein 
solches Bemühen in .der' Kompetenzverteilung 
zwischen Bund und LiUndern seine Schranke fin­
den. Der yruliegende .Entwurf begnügt sich daher 
mit eine;elnen ergänzenden Bestimmungen' über 
die . Verbreitung periodischier Druckwerke, die 
sich traditionell im Pressegesetz finden. 

Zum Sechsten Abschnitt und 10 Abs. 2 des geltenden Pressegesetzes zu-
Zu § 53: sammen. Die im § 9 Abs. 2 zweite.r Satz des 

,geltenden Pressegesetzes vo:q~esehene Beschrän-
Die vorli~gelJ.de Bestimmung, die die periodi- kung hinsichtlich des Ausrufens von Zeitung·en 

schen Medien zur entgeltlichen Veröffentlichung wird für ,entbehrlich erachtet. 
amtlicher Mitteilungen verpflichtet, entspricht 
weitgehend der des §. 25 des geltenden Presse- Abs. 2 entspricht dem § 10 .des geltenden 
gesetzes. Eine v,ergleichbal1eBestimmung enthält P,ressegesetzes, sieht jedoch eine Sonder.regelung 
auch § 5 Abs. 2 des Rundfunkgesetzes. Xhnlich für Jugendschriften vor, wie s~e übmgens auch 
wie für den Bereich des Rundfunks soU _ aHer-' die Land,espx;essegesetze der lBundesrepublik 
dings nur gegen Entrichtung des üblichen Ein- Deutsclrland enthalten. 
&chaltl!llligsenlljgdtes - nunmehr ruch für pemo- Abs. 3 entlspricht dem § 9 Abs. 2 erster Satz 
dische Druckwerke die Pflicht zur Veröffent- ,des gdtenden Pressegesetzes. 
lichung von Aufruf.en und Anordnungen d,er. 
Bundes- und Landesbehörden in Krnsen- und Zu § 55: 
Katastrophenfällen bestehen. Nach dem Verfassungsgerichtsh'Üferkenntnis 

Bei dien Veröffentlichungspflichten des Rund- vom 6. März 1973, G 43/7213, ist die Bestim­
funks ~st zu berücksichoigen, .daß im Hörfunk mung des § 11 zweit,er Satz des geltlehden Presse­
und Fernsehen nicht beliebig vermehrbare Sende- gesetzes betreffend Beschränkull<gen hinsichtlich 
zeiten zur Verfügung stehen. Auch ist die Situa- des Aushängens oder Anschlagens eines Druck­
tion aus ,der Sicht des Hörer- und Seherpubli- werkes im Sinn einer Sicherung zu verswhen, 
kums anders. als aus der .des Leserpublikums, weil daß die Verbreitung von Druckwerken im Inter­
für dieses ,ein verglleichbarer "Zwang" zur Wahr- lesse derPressmnerheit möglichst nicht gehin.dert 
nehmung der Mitteilung kaum besteht. Der ßnt- wird und Einschränkungen hinsichtlich des Pla­
wUrf beschränkt daher für den Rundfunk die katierens nur insoweit zulässig si:nd, als dem An­
Veröffentlichungspflicht auf solche gerichtliche schlagen von Nakaten auf bestimmten Plätzen 
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ein überwi.cgendes öffentliches Interesse entgegen­
steht. Dieser Interpretatiün entspricht die im 
Presse~esetzentwud 1961 vürgeschlagene Fassung, 
die Beschränkungen für hestJimmte Orte im Ver­
ürdnungsweg nur im Int,ef'esse der "Aufrechter­
haltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung" 
zuließ. Eine ,sO' gefaßte Bestimmung sieht auch 
der Entwurf vür. 

Zu den §§ 56 bis 58:' 

Diese Bestimmungen knüpfen an Regelungen 
an, ,die die §§ 58 bis 62 der Gewerbeürdnung 
1973 für das Sammeln .,"ün Bestellungen auf 
Druckwerke vürsehen. Die entspremenden Be­
svimmungen müssen im Entwurf für periodische 
Druckwerke deshalb .getrüffen werden, weil die 
Bestimmungen der Gewel'beürdnung nam ihrem 
§ 2 Abs. 1 Z. 18 auf den Kle,inverkauf periüdi­
smer Drucksml'iften nicht anzuwenden sind. Die 
Strafhestimmungen sind in Anlehnung an die 
des geltenden PI1esseges'etzes (§ 13) gestaltet. 

Zum Achten Abschnitt 

Dieser Abschnitt enthält rue Begriffsbestim­
mungen zu einer Reihe vün Rechtsbegriffen. 
Damit süllen eineneits die Inhalte der med,j,en­
remtlimen Begriffe festgelegt und andererseits 
schleppende Wiederholungen im Gesetzestext 
vermieden werden. Ferner ,regeh di'eser Ab­
schnitt eLen sachlichen Anwendungsbereim des 
Mediengesetzes. Aum dadurm .süll der Aufbau 
des Gesetzes v·erdinfacht werden. 

Zu § 59: 

ZuZ.1: 

Der Entwurf unters meidet zwism,en "Medien­
werk" und "Rundfunks endung", wobei sich der 
Entwurf im 'letzIJeren Fall auf die Begriffsbe­
stimmung des § 2 Ahs. 5 stützen kann. Unter den 
Begriff Rundfunksendung fallen ,etwa die Sen­
dungen der F'ernseh- un,d Hörfunkpro~ramme im 
österreidlismen Rundfunk, iber auch Sendun­
gen des Kabelf,ernsehens. 

Der B.egrtiff des MedienWierkes Wlirddurch ,eine 
Reihe vün MerkmaIen a'bgegrenzt. Einerseits 
wird ,dlie V'eI1mi'ttJ1lung I~eda!nklichen hthalts v.er­
langt und andererseits ,wird auf den Begriff des 
größeren Per:sünenkreises (§ 3 des geltenden 
Pressegesetzes) abgestellt. Dabei ist an die V,er­
hreitung a'n einen nicht vün vornherein begrenz­
ten Persünenk:n~is vün einer düm illiS Gewicht 
fallenden Größ·e g,edamt; vergleimsweise 's'llellt 
die Rundfunkdefinitiün auf die Allgemeinheit, ab. 
JedenfaNs süJ1der Smriftverkehr im Gesmäfts­
Ieben und der Interess'envertretun:gen,' der ~ich 
vielfach in Form der .gleichzeit1gen übermittlung 
vün VervielfältJigungen ,an eine Reihe vün Per­
sünen oder Stellen ,abspielt, ni mt erfaßt wer­
den. 

Die VeJ:lbreitung des Medienwerkes ~st ,die 
körperLiche Weitergabe in Medienstücken. 

in den allgemeinen Bemerkungen wur,den di,e 
kümpetenzl"echüichen Schranken einer Einbezie­
hungdes Mediums "Film" in die Bestimmungen 
des Mediengesetzes dal"~estellt. Di,esen" Sdlranken 
Süll hefieits bei ,den Begr.iftishestimmungen Rech­
nung getragen werden. Wird ein Fi'lm in So' vie­
len Kopien hergestellt, daß im Zusammenhang 
mit ihrer Weitergabe ber,eits vün einer Verbrei­
tung an einen gl'ößel'en Persünenkreis gespro­
chen werden kann, S'O stellt der Film im Sinne 
des Mediengesetzes ,ein "Medrenwerk" dar. Es 
wird daher jn den Begriffsbestimmungen zwi­
schendem engeren Ber,eich der "Druckwerke" 
und dem weitel"en Bereich der "Medlienwerke" 
unterschieden, der neben Ftilmküpien auch sün­
~trg,e Bi'ld- und T'OIlIträger, w~eSchal1piLatJte, Vüdeü­
kassettJe und -platte,umfaßt. Der AnWiendungs­
bereich des Meruenwerkes .ist auf einZielne Be­
stimmungen - im we~ent1ichen z,ivil- 'Oder straf­
rechüicher Natur - 'besmrärnkt. Damit wird 
der VerfassungsrechtJslage Remnung getragen. In 
ähnlimem eingeschränktem Umfang süU sim 
übrigens ,das Mediengesetz auch auf di'e öffent­
liche, das heißtallgemeinzugänglime Filmvüir­
führung beziehen, aum wenn der Film insoweit 
du'rm ,die Begriffe des Medienwerkes und der 
Rund'funkJSendung nicht erfaßt wird. Darüber 
hinaus bleiibt davün di,e Beurteilung von Bild­
und Tonträ,gern als Medienwerke uniberührt. 

Zu Z.2: 

Als "pefliodisches" Druck- bzw. Medienwerk 
sind auch, weil es dabei auf AktuaLität, Auflagen­
höhe OIder -Verbreitungsgradnicht ankümmt, 
etwa Famzeitsmriften, Vereinszeitungen und re­
gelmäßig erscheinende Mitteilungen des W.irt­
smafbslehens ,anzusehen. Auch solche Periodika 
haben Anteil am gesellsmaftlimen Infürmations­
austausm. Nimt ·erfaßt werden süllen hingegen 
Lieferwerke. I,m Pres~egesetzentwurf 1961 war 
deshalb die ,e~nschränkende Klausel "mit einem 
in der Hauposache nicht vorweg begrenzten In­
halt" vü,rgesehen. Damit würde aber ,der Anwen­
dungsbel1eich alLzusehr eingeengt wef1den, weil 
darunte,r z. :B. aum Famzeitschriften zu ver­
snehen wären. Eüne sülme Klausel ist überhaupt 
entbehrlich, weil den. einzelnen TeiUieferungen 
eines Sammelwerkes die Selbständigkeit fe111t, 
dJie mit dem Begriff der fürtlaufenden Nummer 
vürausg,esetzt wird. 

Zu den Z. 3 und 4: 

In Z. 3 wif1d der BegI1iffdes Medienunter­
nehmens ,definhert. Die Begriffsbestimmung um­
faßt so,wühl das Zeitungsunternehmen im engeren 
und weilleren Sinne als auch das Verlagsunter­
nehmen und das Rundfunkunternehmen. 
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Die Nachl1ichtenagenturen, Zeitungskorrespon­
denzen, Matemdienste, Btildagenturen u. clgl. 
haben in der Pr:axi,s auf den Informationsgehalt 
der NachrichIJenmed,ien großen Einfluß. Diese 
"Mediendienste" und ihre Mitteilungen werden 
daher lin ,einzelne Vorschriften ausdrücklich ,ein­
bezo,gen. Im übrigen ist Zu urrterscheidbn, ob 
eine solche Mittelilung ausna!hmslos 3!n Medien­
unternehmen albgegeben oder auch sonst ver­
breitet wirld. Mitteilungen von Presseagenturen, 
die über die Medienredakuionen hinaus allge­
meine Verbl1eitung finden, faHen unter den all­
gemeinen Medienbegriff und sind nach den, Be-

,stithmungen des Entwurfes in V,erbindung mit 
den Begl1iffsbestJimmungetn der Z. 1 und 2 zu 
beurteile~. 

Zu den Z. 5 bis 8: 

Ebenso wie das geltende Pressegesetz geht 
der Entwurf iücht von einemeinheitlichen,alle 
FunktiolJlen ,des MedtienUilJltel'nehmens 'Umfi<L~S'en­
den Begr:iff aus, sondern g1iJedlertdie wich,tig&ten 
Unternehmerfunktionen in Medierrinhaber, Her­
ausgeber und Verleger auf. Diese Begriffe um­
schreiben Funktionen und sind spezifische Be­
griffe ,des Medienrechtes. Die Funktionen werden 
in den für sie wesentlichen Merkmalen und 
nicht umfassend umschrieben. Der Entwurf will 
eine Funktionsteilung nicht erzwingen, sondern 
sie nur weiterhin möglich machen. Es können 
also auch weiterhin sämtliche Funktionen in 
einer natürlichen oder juristischen Person ver­
einigt, aber' ebenso auf mehrere Personen auf­
geteilt sein. Mit der Möglichkeit einer Auftei­
lung :der Funktionen ist auch die Möglichkeit 
einer Aufteilung der an diese verschiedenen 
Funktionen anknüpfenden Verantwortlichkeiten 

~ gegeben. 
, 

Die in ,den Z. 5 bis 8 umschriebenen Funk­
tionen kann auch eine juristische Person oder 
eine Personengesellschaft des Handelsrechtes aus­
üben. Im Fall des Herausgebers (Z. 6) muß dann 
freilich eine natürliche Person mit der Ausübung 
der publizistischen Befugnisse und der Erfüllung 
solcher ~flichten betraut sein (§ 28 Abs. 2), 

Der Entwurf ersetzt in verschiedenen Zu­
sammenhängen den Eigentümer- ~ und Unterneh­
merbegriff des geltenden' Pressegesetzes durch den 
Begriff des Medieninhabers, für den er in Z. 5 
~eine Begriffsbestimmung bietet. Von einer Reihe 
von Mitgliedern ·des Arbeitskreises wurde das 
Fehlen einer Begriffsbestimmung im geltenden 
Pressegesetz als Mangel empfuriden und ein An­
knüpfen an den zivil rechtlichen Eigentumsbe­
griff im Zusammenhang mit dem Zeitungsunter­
nehmen als nicht zielführend gewertet. In der 
Z. 5 wird auf die wirtschaftliche Verfügungsge­
walt über das Medienunternehmen ("auf ihre 
'Rechnung"), die ,dem Pächter ebenso wie dem 
Ei~errtümer zustehen roann,' albg,estell\!t und das 

Objekt der Innehabung, nämlich das Zeitungs­
oder Verlagsunternehmen im engeren Sinne, um­
schrieben. 

Aus Z. 6 ergibt sich mittelbar auch eine ge­
wisse Funktionsteilung zwischen Herausgeber und 
Verleger einerseits und Herausgeber und Re­
dakteuren i<lil1derel'seits. Drue FlUnktJroOJen des Her­
ausgebers, Veriegers und Chefredakteurs können 
in einer Person vereinigt sein. 

Zur Umschreibung der Herausgeberfunktion 
wird der Begriff der "grundlegenden Richtung" 
gelbr,aJumt. Damilt iJst der nicht hinreichend ein­
deutige Begriff der politischen Richtung im 
Journalistengesetz und Arbeitsverfassungsgesetz 
vermieden. Der neue Begriff geht jedenfalls über 
den der parteipolitischen Richtung hinaus. Die 
Funktion, des Bestimmens der grundlegenden 
Richtung umfaßt sowohl die Befugnis, die Blatt­
linie festzusetzen, als auch das Recht, Anderun­
gen der grundlegenden Richtung vorzunehmen. 

Sei dien UDlllElmehmetn des Rundlfun:ks, ~ns­
besondere dem österreichischen Rundfunk, ist, 
das entscheidende Begriffsmerkmal der Heraus­
geberfunktion nicht die Befugnis, die grundle­
gende Richtung zu bestimmen, sondern ein an­
deres. Denn der Programmauftrag des Rund­
funkgesetzes oder des auf Grund des Bundes­
verfassungsgesetzes über die Sicherung der Un­
abhängigkeit des R'llIndfUl11ks nroch Zu er'1assien­
den Bundesgesetzes lassen für "Tendenz" wenig 
Spielraum. Im Bereich des Rundfunks soll daher 
für die Herausgeberfunktion der Grad der Eigen­
verantwortlichkeit hinsichtlich der Gest~ltung 
eines Programms - als solchen und nicht der 
einzelnen Sendung - maßgeblich sein. 

Mit den Begriffsbestimmungen der Z. 7 und 8 
ist jeweils der Inhaber gemeint, gleichgültig, ob 
er das Unternehmen als Eigentümer, Pächter, 
Nießbraucher oder bloßer Besitzer führt. Der 
medienrechtliche Verlegerbegriff deckt sich nicht 
mit dem verlagsrechtlichen Begriff. Vielmehr ist 
im Medienrecht die Ursächlichkeit für das Er­
scheinen entscheidend, was auch durch den Gleich­
laut mit der Begriffsbestimmung der Z. 10 für 
den Erscheinungsort deutlich gemacht werden 
soll. 

ZuZ.9: 

In der Z. 9 sollen durch den Begriff "Medien­
mitarbeiter" sämtliche Personen erfaßt werden, 
die an der inhaltlichen Gestaltung eines Mediums, 
insbesondere durch eine journalistische Tätig­
keit, Anteil haben. Durch diesen Begriff wer­
den auch Mitarbeiter erfaßt, ,die ihre Tätigkeit 
nebenberuflich ausüben. Hingegen werden Per­
sonen nicht erfaßt, die zur inhaltlichen Gestal-, 
tung ,des Mediums nur in einem Gelegenheits­
v,erlhälllnis - etwa reines L·ese,rbr.iefschreibers oder 
einer in einem Fernsehinterview befragten Per­
son - stehen. 
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Zu Z. 10: 

Der "Erscheinungsort" ist etwa dafür entschei­
dend, ob 'von einem Druckwerk Bibliotheks­
stückeabzuliefern sind. 

Zu § 60: 

Der Anwendungsbereich der Bestimmungen 
des geltenden Pressegesetzes reicht verschieden 
weit. Vor allem die, Preßordnungsvorschriften 
haben einen begrenzten, und zwar verschieden 
weit abgesteckten Anwendungsbereich. Im all­
gemeinen sind die "ausländischen" und "amt­
lichen" Druckwerke V'on dWesen iB.eSoimmung.en 
überhaupt, die für die gesellschaftliche Willens­
bildung minder bedeutsamen von einem Teil 
derselben ausgenommen. 

Einen ähnlich' differenzierten Anwendungs­
bereich sieht auch der Entwurf vor. 

Zu Abs. lZ.1: 

In österreich werden auch ,ausländische Zeit­
schriften in größeren Auflagen verbreitet. Ein­
zelne erscheinen freilich in einer gesonderten 
österreichauflage und unterliegen, da ihr Er­
scheinungsort in österreich liegt, ohnedies den 
erwähnten ,Besci1l1Jl11JUJIljglen. Dagegen, "biese B'e­
stimmungen schlechthin auf international ver­
breitete Zeitungen und Zeitschriften ausländi­
scher Herkunft für anwendbar zu erklären, wenn 
sie auch in österreich verbreitet weJ,"den, spricht, 
daß ein damit verbundener allzu großer admini-

, strativer oder finanzieller Aufwand die Unter­
nehmer solcher Zeitungen veranlassen könnte, 
von einer Belieferung des österreichischen Mark­
tes überhaupt Abstand zu nehmen. Ferner sind 
der Durchsetzbarkeit solcher Vorschriften ge­
genüber ausländischen Medienunternehmen 
rechtliche und faktische Schranken gesetzt. 

Mit einer Ausnahme sollen daher ausländi­
sche Medienwerke und Rundfunksendungen den 
österreichischen Rechtsvorschriften über Impres­
sum usw. nicht unterliegen. Diese Ausnahme be­
trifft Entgegnungen und nachträgliche Mitteilun­
gen zu Veröffentlichungen in ausländischen Zei­
tungen und Zeitschriften. Denn es ist sicherlich 
wünschenswert, den im Inland befindlichen Per­
sonen zusätzlich zu ,den nachdem jeweiligen 
ausländischen Recht bestehenden, vor ausländi­
schen Gerichten geltend zu machenden Ansprü­
chen auf eine Gegendarsiellung auch einen im 
Inland durchsetzbaren Anspr\tch auf Gegendar­
stellung oder ergänzende Mitteilung gegenüber 
solchen ausländischen Zeitungen und Zeitschrif­
uenein~uräumen,' die in' öSIJerr,cich . eine der­
,art benrächuLiche Breitenwirkung haben, daß die 
im ausländischen Presseorgan veröffentlichten 
Mitteilungen in ihrem Veröffentlichungswert den 
Mitteilungen in einem inländischen Blatt nicht 
nachstehen. Dies wird bei einer Inlandsauflage 

von mehr als 5 000 Stücken der einzelnen Num­
mer als gegeben angenommen. 

Im Arbeitskreis und im Begutachtungsver­
fahren wurde die Einbeziehung ausländischer 
Zeitungen vor allem in die österreichischen Ent­
gegnungsvorschriften mit Nachdruck gefordert. 
Die Beraturigen des Afbeitskreises zeigten aller­
dings auch deutlich die Schwierigkeiten, die einer 
Einbeziehungder ausländischen Zeitungen und 
Zeitschriften in die österreichischen Rechtsvor­
schriften entgegenstehen. Die Schwierigkeiten be­
treffen vor allem die Beteiligung des ausländi­
schen Anspruchsgegnel's a:m ~nlländiWchen Gerichts­
verfahren und ,die Vollstreckbarkeit des vom in­
ländischen Gericht zuerkannten Entgegnungs­
oder Entsch~digungsanspruches im Ausland. Die 
im zweiten Abschnitt getroffenen Regelungen 
schaffen innerstaatlich die Voraussetzungen für 
die Geltendmachung 'solcher Ansprüche gegen­
über ausländischen Medien. Soweit die .inter­
nationale Vollstreckbarkeit nicht zweifelsfrei ge­
geben ist" wim versucht werden müssen, in 
Rechtshilfe- und Vollstreckungsverträgen Vor­
kehrungen zu treffen. 

Zu Abs. 1 Z. 2: 

Nach einer allgemein anerkannten Regel des 
VÖllker:g,ewoUl[]lheits11echtes, die nach Art. 9 B-VG 
auch zum Normenbestand der österreichischen 
Rechtsordnung gehört, unterliegen die Hoheits­
akte eines Staates nicht der Rechtsordnung eines 
anderen Staates. Dies trifft auch auf die Her­
ausgabe und Verbreitung von Medienwerken zu, 
soweit es sich um staatliche Hoheitsakte handelt. 
Die Unterwerfung der von ausländischen Staaten 
herausgegebenen und durch seine Organe ver­
triebenen Medienstücke bezieht sich daher nur 
auf nichtamtliche Medienwerke. Aber auch auf 
diese nichtamtlichen Medienwerke soll das Me­
diengesetz nur beschränkte Anwendung finden. 
Maßgebend ist dabei die überlegung, daß die 
Durchsetzung von Rechtsansprüchen, die aus 
einer nichthoheitlichen Tätigkeit eines auslän­
dischen Staates herrühren, durch Regeln des 
Völkergewohnheitsrechtes 'und des gesatzten 
Völkerrechtes (z. B. Diplomaten- und Konsular­
konvention und bilaterale Konsularverträge) 
ratione personae gehemmt ist. Das für hoheit­
liches Handeln eines ausländischen Staates Gesagte 
gilt sinngemäß auch für das amtliche Tätig­
werden einer internationalen Organisation im 
Medienbereich (Amtssitz- und Privilegienabkom­
men). 

Zu Abs. 1 Z. 3 und 4: 

Diie ,~amti1ichen" Druckwel'lke sind a'uch nach 
§ 14 des geltenden Presseges,etzes von der An­
wendung der Preßordnungsvorschriften - mit 
Ausnahme :der Ülber die Ablieferung von B,i.blio-/ 
theksstücken - ausgenommen. Im Arbeitskreis 
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überwog die Auffassung, daß ,diese Ausnahme­
regelung möglichst eng ,gefaßt we1"den soll. Der 
Entwum folgt die!>er Auffassung. 

Die Ausnahmebestimmurug bezieht sich nur 
auf die Hoheitsverwaltung und ,die Gerichtsbar­
keit. Der IBehör,den!begriff ,wird dalbei in einem 
funktionellen Sinn verwendet. Die publizisbische 
Tätigkeit im 'Bereich ,der Privatw,irtschaftsver­
waltung sO'll den a.1lgemeinen medienrechtlichen 
Vorschriften unterluegen. Der IEntwurf geht dabei 
davon aus, daß durch ,den Wortlaut der Z.3 
auch die Mitteilungen des Direktof'iums der 
Oesterreichischen Nationatbank ,e1"faßt sind. 

Von einer Ibesonderen Ausnahmebestimmung 
für Stimmzettel für Wahlen wird alb gesehen. Sie 
fallen zum Teil unter ,die amtlichen Druckwerke 
zum Teil sind sie d~rch die folgende Bestimmun~ 
der Z. 5 erlaßt. 

Die Sonderregelurig für di'e Publikationen der 
österreichischen Akademie ,der W,issenschaften 
entspricht dem ,!;eltenden Presse gesetz. Hinsicht­
lich ,des Internationalen Instituts für angewandte 
SystJemanMyse W1i1"d ,a,wf ,das sich auf dieses Lnstrtult 
beziehende Bundesgesetz vom 14. Felber 1973, 
BOB!. Nr. 117, v·erwiesen. 

Zu Abs. 1 Z.5: 

Die unter dem Gesichtspunlkt des Schutzhedürf­
niss.es des von der iB'erich1JerstaJttJung betroffenen 
einzelnen Staia:tsbül1gefis "hal1mlo&en" Dl1uckwerk.e 
sind ibereits im geltenden Pressegesetz von ei,nigen 
Preßordnungsvorschri,ften ausgenommen. Es steht 
da:bei ,die überlegung im Vordergru11Jd, daß durch 
den Inhalt solcher 'Druckwerke kaum jemals ein 
Delikt verw,irkLicht wird. Der Entwurf stellt 
einen weiteren Gesichtspunkt heraus, nämlich 
daß solche Medienwerke keine mein:Ungsbeeinflus­
sende Funktion haben. 

Im geltenden Pressegesetz w,ir,d ,da;auf albge­
stellt, db das Druckwerk ausschließlich bestimm­
ten Zwecken ,dient, wie Zwecken des Verkehrs, 
des Geweribes, des häuslichen oder geselligen Le­
bens. Im P,ressegesetzentwurf 1961 'wurde die 
Auifzählung ,der pr,iv,ilegierten Zwecke erweitert 
und durch ,das Albgrenzungskriterium "die aus­
schließ.lich als HiHsmittel dienen" ergänzt. Der 
vorliegende Entwurf übernimmt dieses Abgren­
zungskr:iterium und sieht noch ein zusätzliches 
vO'r, ,das den erwähnten rechtspolitischen Grund 
der Ausnahmeregelung deutlich machen soll: Aus­
genommen sollen nursolch'e Medienwerke wer­
den, mit denen Ikeine MeinungsbiLdung betrieben 
WLI'd. 

Dies Ibedeutet z. B., ,daß -die vorwiegend' oder 
ausschließlich mit Inseratenerlösen finanzierten 
Anzeigenblätter, die nicht !bloß Hilfsmittel, son­
dern Selbstzweck sind, nicht unter den Aus­
nahmetatbestand fallen. 

Zu Abs. 2: 

Das geltende Pressegesetz behandelt die Zei­
tungskorI'espondenzen geBondert nur ,im Zusam­
menha.ng mit ,der Pfliffit zur A:blief.erung von 
PfLichtJstücken, von der es sie ausnimmt. I:t,n ühr~­
gen sind auf ,sie, soweit sie ,die Begriffsvoraus­
setzurigen erfüllen, ,die ßestimmungen über die 
periodischen Druckschriften anzuwenden. Auch 
der Pressegesetz,en.twurf 1961lbefaßt sich mit den' 
NachrichteneLien-stennicht näher. Inder Regie­
rungsvorlage zu .... Pressegesetznovelle 1972 werden 
die Besnimmungen rubel" ,die Offenlegung auch auf 
dWe Zeitung~kj()rnespond!en:zen epstnec&t, und zwar 
unabhängig von der technischen 'Form, ein der sie 
geliefert WJer·den. . ' 

Im VengLeuch da:z,u wir.d im Entwmf ein Mi.rt­
neLw,eg gew,ahilt. D~e fiirrue perÜiodlischen Medien 
g,etroffenen Reg'eIIUlIli~en IlaSsen Siich nicht sChablo­
nenhaft aulf die P'l1esseagentul1en und die Ppess,e­
d]enSite übeptra.gen; auch ist ,die ,AJll'Wlendunga<lll:er 
für die pel1iodis,chen Med~en gJelt:eniden' ß,estim­
mUJnlgen auf diJe Pr.essedienste nicht nJotwendig. 
Nach oom En1Jw,ulf'f soi1l,es - ebenso w~e im §20 
des g,cltenden' Pifles~~gesetzes - dar,aUJf anfkom­
men, obdJie MitteiLungen des Med:iend'ilCnstes 
nur an periodische Medien albgegeben werden 
oder db sie .auro oonSit verlbr,eitet w,eI'ldien. 1SIt 
Letz'te!1es der F:aM, so Isind die Mitteilloogen nach 
den Bes,timmungeniiher Med.'ielfiwerk,e und über 
pe1iiodi~'che Mediienwel1ke 2lU beul"tei,Len. Die B,e­
g1"ifhbestimmungen des Abs. 11 gestatten dies. 
&ichten 51i,ch Ih~rugeglen die Mi,ttei:lungen ,der Me­
diendienste Il1licht iUnmWtoelbar an dia:s PUlb1ikum, 
sondern na:hezu aJus,schliJeß1ich '<lJn die Redaktio­
nen der Medienunllernehcrnen, so i.st einte Reihe 
von R1echts'VO'rschciften ,entlbehnlich. Für 5IÜJche 
Mi,t1ooilungensoHen somit llJUr einl1Jei1rre B,esnim­
mungJen anw:erudbaJr &ein, w,i;e etlWia d~e üiber das 
R:edakt~onsgeheimI1J~s, rue medien'I'Iechtliche Ble­
schlagnalhme und den Nachweis. 

Zu Abs.3: 

Nach MaßgJabe,' flechtspo'litisch,er Notwendig­
k,ei,t und kompetenz'recht['i:cher ZjuJ!äss~gkeit· sD11 
der Anwendungshe,neich ,dies Med!i;enge~etzes 'alUch 
auf ,den "Film" er:stmeckt werden. Zum 'teill ge­
schi'elht di,es mittells der Bestimmung des Begr,ifFes 
"Mediienwerk" im Albs. 1. Ergänzend d~u soll 
~m seLben Umfa.ng der Bilm auch dann erfaßt 
werden, wenn !er nur 1n ci~en W1eni,ge1n KDp,jen 
herges:\)elHt rwJird, diJese aibJer rur öffrot1i:chen Vor­
fühflUllig besti.mmt sind. 

Zu Artikel III 

Att. III so[,[ eLen B:eruf,sverlbänden der Medi'en 
ein Begutachuungsrecht e~I1lfä'Umen. 

Zu Artikel IV 
Art. IV sieht Ji.'nderun,~en des RlUlldfulnkge­

setzes vor. Sie sind mit R1ücksicht auf die U,ffi-

2 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 51 von 52

www.parlament.gv.at



52 2 der Beilagen 

fass·ende R~gdung des EnJtg,egmmgs'Iiech~es auch 
gegenüber Rlu~cnr'U!nk,sendungen 'erford,erIich. Be­
sonders sei auf die vol1geschla:g:ene Neufassung 
des § 27 Abts. 4 h~geWiiesen. Darl1iach süH der 
RWlidf,wnik vel'pflichtetWiel'dJen, P,ersone.n, dilie ein 
rechtliches Intleresse daran darZ'1lltlUn v,el1ffiög,en, 
Ein~licht ,in ru,e schon jetzt voI1:vll'lwhmendJen Am­
z,eichnu'Iljgen ZU gewähl1en. E]n solches liechtlldches 
lfiitel1cs&e WllI1d vor allem dann arnzru:nehmen scin, 
w,enn ein rum Sinnre der El1itgegnu11igsyorschniif~en 
Betroffener f.escsueL1en wiill, ob er .d'a's Rtrcht, die 
Veroffenclich,ung eliner Entgegnung zu veda11@en, 
mit A'Us~icht aUlf ErfoJg run Atnspooru nehmen 
bnn und sü11. Die Möglichkeit der Einsicht­
Il;;lIhme kiann gee~gl1let ooin, u!lmötige Entgegnun­
genhinrta'IlIZJUihal,tlen und d~e Quarlität der Ent­
geg1l1lU:ngSlb~erhlien zu V1erbes~ern. Letzter,es, wei'l 
dann EntfJegn'UJIlgen nicht ~edQg1ich auf die Er­
innerung ge.snÜ!Zit werden miÜ&Slen. 

Zu Artikel V 

Am. V lieg,elLt dire iErsetlZUnJg . v,cm Hi'nweis!en 
und \~eI1Wei'surugren lauf Bescimmungen des Press'e­
g,esetZes. Als B,eispri'ele seien § 71 LMG rund § 4 
Ahs. 2 UWG g,ena'nrut, rue ool1ch den Enofall der 
SoraJBbal1k,eit des verantworo1ichen Redakteurs 
gegtemtaindfus w,erden. 

Zu Artikel VI 

Dieser Al1ttiJke'l el1!thäh die B.estilffim'Ur11ig'en über 
dia,s Inkraft- IUInd A'Ußerkl1afttreten der neuen 
und ,der durch SlLeel1!tJbehI11ich g,ewoni>e:nen 
Rechtsvor,schlliften. 

Fem:er entJhä1t "er ,die geset~tidlle Grundlage 
dafür, ·a!u,f Grund der VerordnWllgsermächtigu.ng 
'betr'efliend ,dQe A:b1iefeI1uIljg von BliM~()tJhek'sstük­
ken eine sü,lche ~echtsv'Orschr.ift schon VIO!r dem 
Inkufttr.eoen de,s MediJe!1l~e~etzes z,u el"lassen. Da­
mit ooIQeiJne neibunrgslose FOI1tlfü'hrung der Ab­
Liref'enung von Bib1iotlheksstücken s[chergesrteI1t 

. werden. GI1eiches giLt fü,r leine Verordnung nach 
§ 56. 

i[),er Entwurf sireht tim A:bs. 3 Z. 3 den ersa'tz­
lüSten EntiflaiH .desAirtlikels IV der Strafgesetznü­
velle 1929 '\I1or. Die~e ißestimmung r.ichnet s~ch 
gegen die passtiv,e Presse!hesltechung, d~e darauf 

ger,ichoet iist, daß ,di.e Vre!'öff,entltichung elliner be­
sümmten Tatsache!1lmitJte~1U1Il1g unterbLeiibt. D~e 
StrafhestJimJmung soHne ~ch naru illhrer Entste­
hungs~eschichte ,gegen rue oog,enarnnte RrevlOlV1er­
presse 6chten. KJonkretle Vo,.,fäl1e, die etirn Be­
dürrfr11iis nach :,teiIl'er. 'solchen Str'alBbestiimmu,ng ne~ 
ben den ,aJLgemmnen Straifbesümmrungen gtegen 
Nötigu'11ig und Erpnesrung im neuen Strafg,esetz~ 
buru begrrunden würden, sind' schon ~eirt langem 
nicht mehr bekannt geworoon. Si:e ist . daher, 
ohl1ie ·daß da:mit eine Einbuße an Rechts'sdrutz 
vrerlbunden wäl1e, entbehrLich. 

Zu Artikel VII 

D1e~er Arcikel enthälrt di.e übengrangshestim­
mungen. Zu ,der die ~edaktÜonsstatuten betrd­
fenden ühengrangs'liegretung des Ahs. 3 wird auf 
die Erläu>tJeru'ngen zu den §§ 3 ff. hingeWiies·en. 

Die Zahl der Akti.engresel1schaflte!1l, ,dlerren Ak­
tien ·a;uf J.nhaJber la'ucen und im denen Unterneh­
men Zre]oungren oder ZetitschI1iften heraus,gegeben 
werden, dünf'rte dierz,eit sehr ge:cing sein. Nichts­
deSitowenig,er wil"d. es sich !empfehLen, für diese 
FäHe ,eme Übel'gJa:ngsbes'1:iLmmrung zu schaffen, 
zUJmaJ die Mö~1ichke~t ibreSltlerht, ,daß bis Z;Uffi In­
kraftltneten des Med~engresletrz,es solche Ahien.ge­
seUschaften millt der Hez;ausgaJbe per>iodrischer Me­
dien bflgrirunen. D~e übengan,gsbestliJm:mung v:er­
pflich~et d1e AktienFieseUschatften zu einer Sat­
:wngsändenunlg dalmn, daß ihI1e Akciern atuf Na~ 
men ~u Lauten haben, und Ifrern'er:our DiUJrch­
füihl1ung dieser Sartzrungsändlerung. Bei der Be­
sti.mmung der Frust hßefür sind die verscmede­
nen nach dem Ak~rengeS'etrz erforde.clächen 
Rech'tsakte und .drne dlalbei einzuhallrtlenden FI1isten 
zu Jberück~ichtlig,en, außet'idem ooUte dQe Möglich­
ke]t gflgehen wenden, die entspliechendle SatZiungs­
arnderung' an1äßlüch delr närusten ordenrt!lrichen 
Hauptversammlung zu beschlWeßen, um diie. Ko­
sten einer außeool'denu1ichen Ha.uptty,ens:a.mm1ung 
zu eI1spa:nen. DWe.FniSit soU mindestens zw,ei Jahre 
bert.ra.g,en. Bis ,dahin 'SolLen Solche Ak,lliengesel1-
schatten auch von der Pflicht zur B.ekann'llIIla­
chung ihiner Akt~onäre rausgenommen werden .. 

Zu Artikel VIII 

D~esler ArlJikel enuhäl t dfe V O:llzugsiklausel. 
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